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Gesetzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Eretes Stück vom - 1844.

A1. Veann#machung
des Fürstlichen Geheimen=Raths-Collegium, die erweikerten Amtöbefugnisse der

Uebergangsstelle zu Buttlar betreffend, d. d. 17. Jannar 1844.

Nachdem der Grohherzoglich Sächsischen Uebergangsstelle in Buttlar die

Befugnih zur Ausfertigung und Erledigung von Uebergangsscheinen, sowie zur
schließlichen Abfertigung des unter dem Anspruche auf Steuervergütung nach
andern Vereins-Staaten ausgehenden Branntweins ertheilt worden ist, so wird
solches unter Zurückbeziehung auf die Bekanntmachungen vom 15. und 21. De-

cember 1831 (Gesetzsammlung 1811. Nr. XXXI. und XXXI.) zur öffentlichen

Kenntniß gebracht.
Rudolstadt, den 17. Januar 1844.

Fürstl. Schwarzburg. Geheime-Raths-Collegium.
4. S.) gez. Wißleben.

 U. Bekanutmachung
der Fürstl. Regierung vom 2. Februar 1844, die Art und Weise des Ver-

schlusses und der Verpackung der in der Oberherrschaft des Fürstenthums

Schwarzburg-Rwolstadt, durch die Post zu befördernden Briefe und Packete
mit Geld und Geldeswerth betreffend.

Da die Erfahrung gezeigt hat, daß die über den Verschluß und die Ver-

packung von Briefen und Packeten mit Geld und Geldeswerth, bei deren Be-

förderung mit der Post, biöher bestandenen Vorschriften nicht genügend erschei-
nen, so werden in dieser Beziehung folgende, mit gegenwärtiger Bekannema-

hung in Kraft tretende, und für die Posten der Oberherrschaft des Fürst-
thums geltende Bestimmungen ertheilt.

Fürtl Schw. Rudellt. Gesezlamml. V. 1
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8. 1.

Briefe mit Geld und Geldeswerth (Briefe mit Quittungen uber

einen angegebenen Betrag ausgenommen) mussen mit einem haltbaren Kreuz-
couvert versehen, und, nachdem das Geld in dem Briefe selbst gehorig ange-

siegelt ist, mit mehreren Siegeln (nach dem Konigreich Preußen mit funf
Siegeln) wohl verschlossen sein.

Dergleichen Briefe dürfen jedoch nicht über 5 Rthlr. (10 Fl.) Silbergeld,
und in Gold nicht über 10 Rthlr. (20 Fl.) enthalten, und überhaupt das Ge-

wicht von 16 Loth nicht übersteigen. Briefe nach dem Königreiche Sach-
sen, welche Einlagen von Metallgeld enthalten, dürfen das Gewicht von 83
Loth nicht übersteigen und müssen mittelst Kreuzcouverts und mit 3 in eine

Diagonallinie zu stellenden, beide Couvertklappen berährenden Siegeln verschlos-
sen sein. Nach den Niederlanden darf Geld in Briefen mit der Fahrpost

nicht versendet werden, vielmehr muß jedeGeldsendung nach diesem Lande,
wenn dieselbe mit den Posten bewirkt werden soll, in Leinen oder Wachötuch

verpackt sein.

Größere Geldsummen sind in Packeten, Beuteln, Fässern oder Histen fest
zu verpacken.

Bis 100 Thlr. (200 Fl.) Silber, oder 500 Thlr. (900 Fl.) Gold dür-

sen in Packeten von starkem, mehrfach umgeschlagenem und gut verschnürtemPa-
pier versandt werden. Den Staats- und öffentlichen Cassen-Beamten soll je-

gestattet sein, Geldpackete bis 400 Thlr. (700 Fl.)Silber, insofern zu
diesen Versendungen Courantmünzen verwendet werden, in mehrfach umge-
geschlagenem und fest umschnürtem Packpapier im Inlande mit der Post zu
versenden. Bei Versendungin das eneferntere Ausland und bei größeren Sum-

men müssen die Packete von Leinen, Wachstuch oder Leder und gut um-

schnürt oder vernäht und es muß die auswendige Naht versiegelt sein. Geld-

beutel, welche keine weitere Verpackung erhalten, müssen von wenigstens dop-
pelter Leinwand, die Naht nicht auswendig, der Kopf nicht zu kurz, und da,
wo der Knoten geschürzt ist, muß das mit der Adresse übereinstimmende Sie-

gel deutlich aufgedrückt sein. Dergleichen Sendungen dürfen nicht über 40
Pfund, nach dem Königreiche Preußen nicht über 30 Pfund, schwer sein.
Die Geldkisten müssen fest vernagelt sein, oder gute Schlösser haben;



1844. 3

sie durfen keine uberstehende Deckel haben, und die Eisenbeschlage mussen fest
und dergestalt eingelassen sein, daß sie andere Gegenstände nicht zerscheuern
können.

Die Geldfässer müssen gut gereift und an beiden Böden dergestalt ver-

schnürt und versiegelt sein, dabß eine Oeffnung des Fasses ohne Verletzung der
Schmu oder des Siegels nicht möglich ist; die Geldfässer müssen außerdem,
wenn sie weiter als 20 Meilen mit dem Postwagen zu laufen haben, in Stroh

und Leinwand emballirt und auf den Naähten versiegelt werden.
S. 3

Dergleichen Sendungen dürfen übrigens in einem Stücke das Gewicht
von 150 Pfund nicht übersteigen, und es müssen die über 100 Pfund wie-

genden Geld, undanderen Kisten oder Fässer zur Erleichterung des Auf= und
Abladens mit 2 Handhaben von starkem Seil u. s. w. versehen sein. (Nach

dem Königreiche Preußen dürfen Geldfässer nicht über 120 Pfund, und nach
dem Königreiche Hannover nicht über 200 Pfund schwer zur Beförderung an-

genommen werden.)
d. 1.

Papiergeld (Kassenscheine u. s. w.) über 16 Loth schwer muß in bein-

wand oder. Wachstuch verpackt und woh- versisegelt sein.
Alle Geldbriefe und ’ I#n Art (mit Ausnahme von Briefen

mit Quittungen über einen angegebenen Betrag, sowie von Schriftenpacketen
bis 16 Loeh schwer), welche mit der Fahrpost versendet werden sollen, dürfen

nicht mit Oblate, sondern müssen mit Siegellack verschlossen sein, auch
muß das Siegel deutlich aufgedrückt sein, und darf kein Geldstück als Pett-

föft.verwendet werden.
6 wird erwartet, daß die vorstehenden, sowohl zur Sicherstellung des

Prblssenn als der Postanstalt gegen Verluste und erlematfane unumgäng-
lichen Erfordernisse von den Betheiligten fortan um so mehr genau beachtet wer-

den, als die Postbeamten angewiesen sind, Aufgaben, welche der vorschrifts-

mäßigen dußeren Beschaffenheit ermangeln würden, nicht zur Post anzunehmen.
Rudolstadt, den 2. Februar 1844.

Fuürstl. Schwarzburgische Regierung.
önniger.

- N. A. Biaucht.





Gesetzlammlung
fur das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

*—' Stch vom —— 1844.—

 r mrieGesetz
vom 28. Februar 1844, die vereinbarten Aeuderungen des Zolltarifs hin-

sichtlich der Transit-Abgaben betreffend.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarz-

burg, Graf zu Hohnstein, Herr zu Arustadt, Somershausen, Leutenberg
und Blankenburg u. s. w. thun hiermit kund und zu wissen:

In Folge eines von den Regierungen des zum Gesammt-Zoll= und Han-

dels-Vereine gehörigen Staaten gefaßten Beschlusses verordnen Wir hierdurch:

Vom 1. Mai dieses Jahreß an verliert der Abschnitt Ul. der dritten Ab-

theilung des unter dem 1. November 18732 publicirten Vereinszolltarifs (Ge-

setztammlung. 1832 Nro. XXXIll.) gesetzliche Gültigkeit, und es tritt von die-

sem Tage an die nachfolgende Fassung jenes Abschniktes an dessen Stelle:

 Bei der Durchfuhr blos durch nachgenannte Landestheile oder auf nachge-
nannten Straßen wird die Durchgangöabgabe dahin ermaßigt, daß von den

beim Ein= und Ausgange höher belegten Gegenständen nur erhoben wird:
von Waaren, welche

k Über die westlicheGrenzlinie vonWittenberge an der Elbe bis zur Do-
nau (beide eingeschlossen) ein und wieder ausgehen;

über die südliche Grenzlinie von Saarbrücken (diesen Ort eingeschlos-

sen) bis zur Oberelbe (einschließlich Neustadt bei 8 ein und
5wieder ausgehen, vom Centner 10 Sgl. oder 35 Kr.

1. von Waaren, welche

über die südliche Grenzlinie von Saarbrucken bio zur Denau (beide
eingeschlossen) ein- und wieder ausgehen; ingleichen welche

rheinwärts eingeführt, aus den Hafen zu Mainz und Bieberich, aus

oberhalb gelegenen Rheinhäfen, aus Mainhäfen oden aus Neckarhafen
Farn. Schw. Rudolst. Gesetsamml. V.

—
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über die Grenzlinie von Mittenwald bis zur Donau (diese eingeschlos-
sen) wieder ausgehen, und umgekehrt; ferner welche

. rheinwärts eingeführt aus den Hafen zu Mainz und zu Bieberich oder

aus oberhalb gelegenen Rheinhäfen über die Grenzlinie von Saarbrüä-

cken bis Neuburg a. R. (beide Orte eingeschlossen) wieder ausgehen
oder umgekehrt; endlich welche
über die Grenzlinie von Schusterinsel in Baden bis Waidhaus in

Baiern (beide Orte eingeschlossen) ein= und wieder ausgehen, vom

Center u47 sol. oder 15 Kr.
Vom Vieh, und zwar

von Pferden, Maulchieren, Eseln, Ochsen und Stieren, Kühenund
Rindern vom Stück ’sol. oder 3 Kr.
von Säugefüllen, Schweinen undSchafoih vom St. 1K#gl. oder 1 Tr

Urkundlich unter Unserm Fürstlichen. Insi egel. und unserer eigenhändigen
Unterschrift.

So geschehen. Rudolstadt, den 28. Februar 164.

(1.8.) Friedrich Günther,
F. z. S.



Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Heite, Stück vom Z= 1844.

*. IV. Vecaunemachung
der Fürstl. Regierung vom 16. März 1844, daß das in K. 13. der Statuten

des Begräbniß-Vereines der Kirchengemeinden Schwarzburg, Unterweisbach

und Quclitz erwähnteBegräbnißgeld wegen anderer Forderungen als der Be-

gräbniskosten nicht in Anspruch genommen, noch auch mit Arrest
belegt werden darf.

Nachdem die in 5. 12. der von Fürstl. Consistorio allhier unter'm 10. No-

vember vor. Jahres confirmirten Statuten des Begräbniß= Vereins der Kir-

chengemeinden Schwarzburg, Unterweißbach und Quelitz enthaltene Bestim-
mung, wonach das in F. 13. der gedachten Statuten erwähnte Begrábnißgeld,
als lediglich zu Bestreitung der Begräbnißkosten bestimmt, wegen anderer For-

derungen nicht in Anspruch genommen, noch auch mit Arrest belegt werden
darf, von Serenissimo die höchste Genehmigung erhalten hatz so wird dieselbe
zur allgemeinen Nachachtung hierdurch bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 16. März 1813.

Fürstl. Schwarhburgische Regierung.
nniger.Honnig C. Bamberg.

 V. Bekanntmachung
des Fürstlichen Geheimen-Naths-Collegium vom 24. April 1844, im

Betreff der Vollzugsverhandlungen über den Auschluß des Herzoglich

Braunschweigischen Harz= und Weser-Districts an den Zollvorein.

Bei dem Auschlusse des Herzogthums Braunschweig an den Zollverein,
welcher nach derBekanntmachung vom 4. Mai 18142. (Gesessammlung 1842.

Nr. XV. S. 89 ff.) durch Vertrag vom 10. October deselben Jahres mit
Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. V.
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dem 1. Januar 1832 erfolgt ist, war in Gemähheit eines besondern Vertrags
vom 16. December 18141 der Braunschweigische Harz= und Weser-District,

nebst einigen andern Braunschweigischen Landestheilen, von dem Beitritte zum

Jollvereine noch ausgeschlossen geblieben und dem Hannover-Oldenburgischen
Steuervereine wiederum beigetreten; zugleich waren durch einen Staatsvertrag
vom 17. December 1841 und durch die demselben unter A bis K beigefügten

besonderen Uebereinkünfte zwischen dem Zollvereine und dem Steuervereine wei-

tere Vereinbarungen wegen Beförderung der gegenseitigen Verkehröverhältnisse
getroffen worden.

Diese Verträge vom 16. und 17. Decemb. 1841, deren Dauer ursprüng-

lich auf das Jahr 1872 beschränkt war, sind demnächst noch auf die Dauer

des Jahres 1813 verlängert worden; eine fernere Erneuerung derselben hat
jedoch nicht stattgefunden.

Es sind daher mit dem 1. Januar 1814

I. jene von dem Anschlusse an den Zollverein ausgenommene Braunschwei-

gische Landestheile aus dem Steuervereine zurückgenommen worden und es ist

demnächst der Braunschweigische Harz= und Weser-District in den diesseiti-

gen Zollverband gleichfalls aufgenommen worden.
Nachdem die Einrichtung der Zollverwaltung daselbst beendigt ist, wird

wegen der Verkehrsverhältnisse zwischen den gedachten Herzogl. Braunschwei-
gischen Gebietstheilen und den übrigen Theilen des Zollvereins Folgendes zur

öffentlichen Kunde gebracht:

1) In dem gesammten Harz= und Weser-Districee, welcher den Verwaltungs-
bezirk des in Holzminden errichteten Hauptzollamtes bildet, sind sämmtiche
Vereinszollgesecze in Kraft getreten. Was dagegen die Höhe der zu erheben-

den Zölle betrifft, so ist der gedachte Bezirk in zwei, durch den Beinefluß
von einander geschiedene Districte getheilt.

a) In dem Districte zwischen der Weser und der Leine erfolgt die Zoller-

hebung nach dem für den Gesammt-Zollverein gültigen Tarife, wogegen

b) in dem Districte zwischen der Leine und dem Harze ein besonderer Zoll-

tarif mit geringeren, den Localverhältnissen enesprechenden Sätzen zur
Anwendung kommt.

2) Demgemüäß tritt zwischen dem Weser-Leine-Districte und den übrigen Thei-
len des Zollvereins ein völlig freier Verkehr ein.
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2) Ueber die Verkehrsverhältnisse des Harz-Leine-Districtes findendagegen
folgende Bestimmungen Anwendung:
a) Die eigenen Erzeugnisse und Fabricate der Einwohner dieses Districtes

umd der in demselben befindlichen Hüttenwerke aller Art werden auf

Grund von Ursprungczeugnissen zollfrei in die übrigen Theile des Zoll-

vereins eingelassen.

b) Die aus dem gemeinsamen Auslande in den Harz-Leine-District einge-
gangenen Gegenstände unterliegen, wenn sie demnächst in andere Theile
des Zollvereins übergehen, ohne Rücksicht auf die in gedachtem Districte
erfolgte Verzollung, dem vollen Eingangszolle nach den Süäßen des

Vereinszolltarifs.
D) Alle Gegenstände aus dem freien Verkehre der anderen Theile des Zoll-

vereins gehen in den Harz-Leine-District ohne Zollentrichtung ein.

Zur Begründung dieses zollfreien Eingangs ist in den Fallen, wo der
Uebergang unmittelbar, d. h. über die Grenzen bezügl. am Harze und an

der Leine staktfindet, der Ausweis durch die zum Transporte im Grenzbe-

zirke des andern Theils des Zollvereinögebietes extrahirten Legitimations=

scheine genügend; erfolgt der Uebergang nicht unmittelbar, sondern mit
Berührung zwischenliegenden Auslandes, so tritt Abfertigung auf Decla-
rationsschein ein. Auch können

4) fremde unverzollte Waaren aus Packhofs-Niederlagen in den andern

Theilen des Zollvereins nach jenem Districte abgefertigt werden.

4) In Betreff des Durchgangoverkehrs durch den Harz-Weser-Districe ist
Folgendes bestimmt:
a) Gehen unmittelbar vom Auslande Waaren in den Weser-beine-District

ein, welche durch denselben kransitirend das Zollvereinsgebiet nochmals
berühren, sei es

oa) um auch hier wieder nach dem Auslande durchgeführt zu werden, oder

bb) weil sie nach einem Orte in einem andern Theile des Zollvereins=

gebietes ihre vorläufige oder endliche Bestimmung haben, so wird
in dem Falle

zu an, von dem Eingangsamte im Weser-Leine-Districte der volle ta-

rifmaßige Durchgangszoll erhoben und ein Begleitschein auf das

letzte Ausgangsamt im Zollvereinsgebiete ausgestellt.
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In dem Falle · «

zubli,n)irdbeimEingangeindenWeser-Leine-DistrictkeinDurchgangss
zoll erhoben, sondern derselbe nur sichergestellt und der zu ertheilende
Begleitschein auf das in dem vereinsländischen Bestimmungsorte vor-

handene oder demselben zunächst belegene, zur Erledigung befugte
Zoll= oder Steueramt gerichtet.

Bei dem Durchgange durch den Harz-Leine-District bildet, mit Aus-
nahme des Tranfits auf der bis jetzt zollfreien Straße von Goslar nach

Clausthal, die Erhebung des Durchgangszolls die allgemeine Regel. In
folgenden Fallen jedoch erleidet dieselbe eine Ausnahme und es wird kein

Durchgangszoll erhoben, nämlich
an) wenn Gegenstände durchgehen, welche aus demfreien Verkehre desZoll-

vereins abstammen und auf Declarations-Schein abgefertigt sind, und

bb) in Fällen der Art, wie oben bei n unter bh erwähnt ist, in welchen

Fällen das dort angegebene Verfahren ebenfalls eintritt. Sollte

ce) der oben bei n unter un angeführte Fall auch hier vorkommen, so wird

der vorgeschriebene Durchgangszoll (Ziffer 1.boben) von dem Eingangs-

amte im Harz-Leine-Districte zwar erhoben, jedoch bei dem weitern

Transporte der Waaren durch andere Theile des Zollvereinögebietes
auf die dort zu erlegende Durchgangsabgabe in Anrechnung gebracht.

5) Hinsichtlich der in Thüringen einer innern Steuer unterliegenden Erzeugnisse

(Branntwein, Bier, Traubenmost, Wein, Taback und Tabacks-Fabri-
cate) findet zwischen Thuringen und dem Braunschweigischen Harz-Weser-
Districte eine völlige Freiheit des gegenseitigen Verkehrs Statt.

"n

Zugleich sind:
II. die durch den Staatsvertrag vom 17. December 1841 und durch

dessen Beifugen getroffenen Vereinbarungen außer Wirksamkeit gesetzt, mit
Ausnahme der durch die Conventionen unter B und D begründeten Verhälinisse

in Ansehung Königl. Preuß. und Königl. Hannsverischer Erclaven, welche
vorerst noch fortbestehen.

Rudolstadt, den 21. April 1814.

Fürstl. Schwarzburg. Geheime-Raths-Collegium.
(gez.) Ketelhodt.



Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Viertes Stüch vom 1844.

* VI. Verordnung
der Fürstl. Cammer, die Verhältnisse der metallischen und mineralischen Gruben

betreffend, d. d. 27. April 1844,

In Folge der Aufhebung der früher in Anfehung der edlen Metalle ein-

schließlich des Kupfers bestanden habenden Gemeinschaft mit dem Fürstenthume

Schwarzburg= Sonderöhausen und in Folge der hierauf stattgehabten Verschmel-
zung der bis dahin besonders verwaltet wordenen beiden Fürstl. Bergamter

zu Könitz, des gemeinschaftlichen oder metallischen und des einherrischen oder

Mineralien-Bergamtes in eine einzige Behörde hat sich die Nothwendigkeit eini-
ger ergänzenden Bestimmungen rücksichtlich der Bergordnung von 1686, der
Bergbegnadigung vom 13. Mai 1708 und der Cammer-Resolution vom 7.

März 1708 dargethan und wir bringen zu diesem Behufe und zu gleichzeitiger

Beseitigung einiger sonst noch entstandenen Zweifel mit höchster Genehmigung
unseres Durchlauchtigst regierenden Fürsten und Herrn die nachfolgende Verord-
nung zur Kenntniß und Nachachtung des bergbauenden Publicums.

1) Der bisherige Unterschied zwischen metallischen und mineralischen Gru-
ben ist auch künftig festzuhalten.

2) Eine metallische Grube ist diejenige, welche den Abbau der metalla nobiliorn

mit ausdrücklichem Einschluß des Kupfers, eine mineralische Grube dieje-
nige, welche den Abbau aller übrigen bauwürdigen Mineralien und Fossilien

zum ausschließlichen oder doch wenigstens hauptsächlichsten Zweck hat.

3) Eeiist daher, wie solches an sich schon nöthig, in jeder Muthung das Metall,

Mineral oder Fossil, auf welches gemuthet wird, genau zu bezeichnen und von
dem Fürstl. Bergamte jede Muthung ohne Weiteres abzuweisen, in welcherbie-
sem Erfordernisse nicht entsprochen wird.

1) Die derBestätigung vorausgehende Localbesichtigung oder die Notorietät der

Lagerstätte, so wie erforderlichen Falls das technische Ermessen desWit, Berg-
Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetsamml. V. .
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amtes werden entscheiden, in welche Kategorie die neu aufzunehmende Grube
zu stellen ist

5) Wem bei bagerstätten, welche melalln nobiliorn und andere bauwürdige Mine-

ralien und Fossilien enthalten, Zweifel darüber entstehen, zu welcher Classe von
Gruben die neu aufzunehmende zu zählen sei, dann ist, so lange ein Anderes
nicht erwiesen ist, die Grube als eine metallische anzusehen.

6) Ergibt sich während des späteren Abbaues das entschiedene Ueberwiegen der einen
oder andern Gattung von Erzen und Fossilien, so ist die Grube je nach den
Umständen und nach den Grundsätzen sub2in eine andere Classe zu versetzen.

Eine solche Versetzung kann jedoch nur nach vorheriger einjähriger Beobach-

tung und mit unserer speciellen Genehmigung erfolgen. Das Fürstl. Bergamt
hat darüber zu wachen, daß diese Frist weder zum Nachtheile der gnädigsten
Herrschaft noch zu dem der Gewerken verlängert werde und zu diesem Behufe

den Beginn der zur Beobachtung festgesebten Zeit in den betreffenden Gruben-

rechnungen und zwar in den den Gewerken zurückgegeben werdenden Exempla-

ren ebensowol alo in den für Fürstl. Cammer und für Fürstl. Bergamt be-
stimmten gehörig zu bemerken. v

8) Bei Muthungen auf edle Metalle, einschließlich des Kupfers ist die Bestatigung
sofort auf alle Metalle und Mineralien zu erstrecken, bei Muthungen auf unedle

Metalle und Mineralien hat jedoch die Bestätigung blos diese Metalle und Mi-

neralien zu umfassen und es ist, wie solches auch in der Resolution vom 7. März

1708 auedrucklich vorgeschrieben ist, beim späteren Auffinden edler Metalle

einschließlich des Kupfers besondere Muthung einzulegen und Bestätigung
einzuholen.

9) Die Vorrechte, welche dem Besitzer einer mineralischen Grube rücksichtlich der

in seinem Felde neu aufgefundenen Metalle vor jedem Dritten durch die Resolu-

tion vom 7. Marz 1768 eingerdumt sind, bestehen nach wie vor fort.

10) Jede metallische Grube hat wie bisher auch an Quatembergeldern furdie Fund-
grube 28 Tr. 4 Hell.=8fgl.2 spf., für jede Maaße 14 Xr. 2 Hell.=4|gl.
1 spf. und für den Stollen 43 Kr. 6 Hell. = 12 sgl. 6 spf.; an firirten Be-

amten=Gebühren quorlaliler 1 Fl. 45 r. = 1 Thlr. an Fahrgeldern 264

Fahrlichter und 21 Kr. 7 Hell. = 6sgl. 3 spf. an Revisions- Gebuhren zu
entrichten.

-i
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Die zuletzt gedachten Beamten-Gebühren werden jedoch nur dann in ihrem
ganzen Betrage erhoben, wenn die Grube mit mehreren Förderungs-Mlätzen (Ta-

gebauten, Schächten oder Stollen) im Betrieb ist. Sie werden auf die Hälfte
ermäßigt, wenn die Grube nur einen Förderungs-Punkt hat.

11)Jede mineralische Grube, jeder Stein= und Schieferbruch u. s. w. hat von
demjenigen Felde, welches ursprünglich gemuthet wird, und welches nach der
betreffenden Verordnung vom heutigen Tage in einer Fundgrube und zwei Maa-

ßen besteht, 23 Kr. —= 6 sgl. 7 spf. und von jeder ferner hinzugemutheten
Maaße 6 Kr-.= 1 fgl. 9 spf. zu entrichten.

Rücksichtlich der bei den Mineralien-Gruben2c.hergebrachtenfirirtenBeam-
ten-Gebühren behält es lediglich bei der bisherigen Bestimmung sein Bewenden.

Hinsichtlich der knappschaftlichen Bergzehnten-, Armuths= und ähnli-
chen Abgaben bleibt es lediglich bei den bisherigen Verhältnissen.

12) Durch die gegenwärtige Verordnung werden die besonderen Bestimmungen des
für die Fürstl. Unterherrschaft erlassenen Braunkohlen-Regulativs vom 27.
Novbr. 1838 und des Regulativs wegen des Abbaues der Torflager vom 22.

Januar 1820 nicht aufgehoben.

16) Für die bis zum Tage der Publikation der gegenwärtigen Verordnung verliehe-
nen metallischen und mineralischen Gruben hat dieselbe keine Kraft, sondern es

verbleiben diese Gruben lediglichin ihren biöherigen Verhältnissen.
Rudolstadt, den 27. April 1871.

Fürstl. Schwarkborgische Cammer.Sche ller.
F. Heubel.

M VII. Verordnung
der Fürstl. Cammer, die Größe des zum Behuf bergbaulicher Unternehmungen

zu muthenden Feldes betreffend, d. d. 27. April 1844.

Zu künftiger Beseitigung einiger Zweifel, welche darüber entstanden sind, wie
viel Feld auf einmal gemuthet und von dem Fürstl. Bergamte bestätigt werden

könne, und auf welche Feidgröße sich das Fundrecht bei Stein= und Schieferbrü-

chen undahnlicheniimTagebau zu betreibenden Brüchen und Gräbereien erstrecke,
bestimmen wir mit Höchster Genehmigung unseres Durchlauchtigst regierenden Für-
sten und Herrn, wie folgt:
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1) Jeder Finder einer Lagerstätte hat das Recht, eine Fundgrube und zwei Maa-
Hen zu muthen und die Bestätigung einer solchen Muthung, wenn hiergegen

sonst kein gegründetes Bedenken stattfindet, zu verlangen.
2) In geeigneten einzelnen Fallen bleibt es uns anheimgegeben, ausnahmsweise

auf besonderes Nachsuchen der Muthenden die Bestätigungs-Befugniß des
Fürstl. Bergamtes auf ein Feld von einer Fundgrube und acht Maaßen zu

strecken.
3) Nach gänzlichem oder wenigstens so weit vorgeschrittenem Abbau, daß zu dessen

nachhaltiger Fortsetzung nach dem technischen Ermessen des Fürstl Bergamtes
eine Felderweiterung nöthig ist, hat der Besitzer einer Lagerstätte das Recht,
so viel im Freien liegendes Feld hinzuzumuthen, als die für das ursprüngliche

Fundrecht festgesetzte Ausdehnung beträgt.
1) Bei allen Gruben, Brüchen und Gräbereien wird diese sub No. 3 bestimmte

Ausdehnung auf 1 Maaßen festgesetzt.
5) Bei allen unterirdisch und bergmännisch betrieben werdenden Gruben hält eine

Fundgrube 12 Lachter und eine Maaße 28 Lachterz bei allen Schieferbrüchen

und mit Tagebau betrieben werdenden Grabereien, halt eine Fundgrube 28

Lachter und eine Maaße 14 Lachterz bei allen Kalk-, Gyps= und Sandstein-
brüchen hält eine Fundgrube 14 Lachter und eine Maaße 7 Lachter.

6) Die Bestimmungen sub 1, 2, 4 und 5 haben auf die Braunkohlen-Gruben

in der Fürstl. Unterherrschaft und auf Torfstiche keine Anwendung, indem für
diese bergbaulichen Unternehmungen die bezüglichen Regulative vom 27. Novbr.
1838 und vom 22. Januar 1820 ihre volle Geltung behalten.

7) Die Bestimmung sub 5 hat für die bis zum Daium der gegenwärtigen Verord-

nung verliehenen Gräbereien, Schiefer= und Steinbrüche in der Regel zwar
keine Kraft, indem deren Feldberechtigung lediglich nach den bisher ertheilten

bezüglichen Verleihungs-Urkunden zu beurtheilen ist; sollten jedoch diese Ur-
kunden noch Zweifel übrig lassen, und hierdurch Grenzstreitigkeiten entstehen,
dann soll zu deren Schlichtung das Feld nach der gegenwärtigen Verordnung

gelegt werden.

Rudolstadt, den 27. April 1844.

Furstl. Schwarzburgische Cammer.
Scheller.

G. Heubrl.
 –— — —



Getetzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

r Stück vom 2 1844.

M W. Verordnung
der Fürstl. Regierung vom 21. Mai 1844, die wegen möglichster Verhütung

des Ausbruches und der weitern Verbreitung ansteckender Krankbeiten, namenk-

lich der Maul= und Klauenseuche unter dem Viehe zu ergreifenden

Maaßregeln betreffend.

Zu möglichster Verhütung des Ausbruchs und der weitern Verbreitung an-

steckender Krankheiten, namentlich der Maul= und Klauenseuche unter dem Viehe
wird hiermit Folgendes verordnet:

1) Wer mit Mauls oder Klauenseuche oder einer andern anfteckenden Krank-

#

helr behafrete vver in solcher Weise erst krank gewesene Thiere auf die
Viehmärkte bringt, wird mit einer Geldstrafe von fünf bis zwanzig

Gulden oder verhältnißmäßiger Gefängniß. Srafe belegt; namentlich ha-
ben Schweinehändler, welche mehrere Klauenkranke in ihrer Heerde ha-
ben, den höchsten Satz der angegebenen Strafe zu zahlen resp. zu

verbüßen. «

Händler dürfen mit ansländischen Schweinen, Schaafen und Ziegen,
außerhalb der Viehmärkte, in den Monaten Mai bis und mit October

und in Bezug auf Schaafe das ganze Jahr hindurch, keinen Handel in
einem Orte der Oberherrschaft betreiben, wenn nicht der daselbst woh-

nende approbirte Thierarzt oder in Ermangelung dessen ein von Amts-

wegen dazu bestellter sachkundiger Mann ein Zeugniß über den guten

Gesundheitszustand des zu verkaufenden Viehes ausgestellt hat. Ein
selches Zeugniß ist nur zwei Tage gültig und muß, wenn es nicht vom

Landthierarzte ausgestellt und mit seinem Siegel versehen ist, von dem
betreffenden Ortsvorstande unter Beidruckung des Gemeinde-Siegels

beglaubigt sein.
Fürstl. Schw. Rudeist. Gesetzamml. V. 5
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3) Von den erkannten und eingehenden Geldbußen erhält ein Drittheil der

Denunciant und die beiden übrigen Driktheilesliehen in die betreffende

Ortsermenealoe Physiker, der Landthierarzt, sowie die Gendatnien und an-

dere Polizeiossstianlen haben darüber zu wachen, daß dieserVerordnung
nachgekommen werde.

Rudolstadt, den 21. Mai 1841.

Fürstl. Schwatzhurgische Regierung.
N. A. Bianchi.

 X. Bekanntmachung
des Fürstlichen Consistorium d. d. 7. Juni 1844, wegen des für überzählige

auswärtige Taufzeugen, welche der Tanfhandlung selbst oder der damit
verbundenen sonstigen Feicr beiwohncn, zu enkrichtenden

Dispensations-Quantums.
Zur Beseitigung von Zweifeln und Mißdeutungen, welchen die Bestimmun-

en im §. 1. der wegen ungebährlichen Aufwandes und sonstiger Mipbrcucheben Kindtaufen unter'm 10. Juni 1822. erlassenen höchsten Verordnung nach
vorliegenden Anzeigen an mehreren Orten der hiesigen Fürstl. Oberherrschaft

zeither unterlegen haben solln, wird aie nachachrlich bekannt gemacht, daß
die für jeden, ittr die gesetzliche ZahldreierPathen zwählten Taufzeugenzu entrichtende Abgabe ekhicchee der e#mmihligm auswärtige von einhei-
mischen Personen bei der Taufe nicht repräsentirt werdenden, i. en nur dann

Wegfall zu kommen hat, wenn dieselben weder bei der Taufhandlung sechtanwesehd sind, noch auch an der, elwa damit verbundenen, im Hause des

Kindesvaters oder sonststattfindenden Feier und Schmauserei Antheil nehmen,

und daß die betreffenden Geistlichen in allen Fällen, wo mehr als drei Tauf-
eugen entweder bei der Taufhandlung selbst, sie mögen nun vor dem TauMeige stehen oder nicht, oder auch nur bei der diesfallsigen Schmauserei und

40 Feier ohne solerbige Entrichtung der dieserhalb bestimmten Abgabe ge-
henwärtig sind, die erforderliche Meldung bei der bezüglichen Gerichtsstelle we-

den Sciiini der Diopensations- Geler unverzüglich zu bewirken haben.
Rudolstadt, den 7. Juni 181#1

FürstlSchwarzöurg. Consistorium.
önniger.

A. Noß.
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&amp; X. Bekanntmachung
der Fürstl. Landeshauptmannschaft zu Frankenhausen vom 13. Juny 1844,

die Veränderungen der Arzneitare betreffend.

(Frankenh. Intelligenzbl. 1844. St. 25.)

Die bei den eingetretenen veränderten Preisen mehrerer Droguen gleichmä-

ßig abgeänderten Tarbestimmungen verschiedener Arzneien, welche mit dem 1.

August d. J. in Anwendung kommen sollen, werden nachfolgend hierdurch zur

Nachachtung öffentlich bekannt gemacht.
Frankenhausen, den 13. Juni 1844.

Fürstl. Schwarzb. Landeshauptmannschaft das.
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M XI. Geset,

einige Abänderungen des Vereins-Zolltarifs betreffend,

d. d. 19. Juni 1844.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwar-

burg, Graf zu Hohnstein, Herr zu Annstadt, Sondershausen, Leutenberg und

Blankenburg u. s. w. thun hiermit kund und zu wissen:

In Folge eines von den Regierungen der zum Gesammt-Zoll= und Han-

dels-Vereine verbundenen Staaten gefaßten Beschlusses verordnen Wir hier-

durch Folgendes:
1.

An die Stelle der Bestimmungen unter Position 6lill. a, b und e des

durch Unser Patent vom 1. November 1842 publicirten Vereins-Zolltarifs (Ge-

sebsammlung 1842 Nro. Xl.) treten die folgenden anderweitigen Bestim-

mungen:

Abgabensätze
belm

Eingange: Ausgange:

a) Roheisen aller Art, al-

les Brucheisen, Eisenfeile,

Hammerschlag, pr. Cent-
ner — X. 10Ho . 35 kr. = hl. — 3 74 K oder 76 kr. 2 hl.

Geschmiedetes und ge-

walztes Eisen (mit Aus-

nahme des fagonirten)

in Stäben von 1 Zoll

Metußisch im Querschnitt

S—
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Abgabensätze
beim

Eingange: Ausgange:

und darüber, desgleichen

Luppeneisen, Eisenbahn-
schienen, auch Roh= und

Cementstahl, Guß= und

raffinirter Stahl pro

Centner 14# 15% oder2fS.37.4hl.

Iu) Geschmiedetes und ge-

walztes Eisen (mit Aus-

nahme des faconirten)

in Stäben von weniger

als 10cll Preußisch
In Querschnitt pro Eent-

ner 2A 156 odtr 4fB. 72 k. 4hl.

Ies) Faconirtes Eisenin Ste

ben, deögl. Eisen, wel-

ches zu groben Bestand-

theilen von Maschinen

und Wagen (Kurbeln,

Achsen u. dgl.) roh ge-

geschmiedet ist, insofern

dergleichen Bestandtheile
einzeln Einen Centner

und darüber wiegen, auch

schwarzes Eisenblech und

Matten, Anker und An-

kerketten pro Centner 3 4/.— 5.. oder 5 fh. 15 K. bl.
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Anmerk. 1. An den Zollgrenzen der Preußischen westlichen Provinzen, des-

· gleichen von Baiern, Wurtemberg, Baden, Kurhessen und Lu-

remburg ist Roheisen beim Ausgange frei.

Anmerk. 2. Von Rohstahl, seewärts von der Russischen Grenze bis zur

Weichselmündung einschließlich eingehend, wird nur die allge-

meine Eingangsabgabe erhoben.

Anmerk. 3. Geknoppertes Zaineisen kann in Baiern auf der Grenze von

Hindelang bie Freilassing zu dem Zollsatze von 11. (24.

377 .27) pro Centner eingehen.

Anmerk. 4. Radkranz-Eisen zu Eisenbahnwagen wird nach Position c. verzollt.

2.

Bei der Verzollung der unter Ziffer 1. liu b. c., und c.: genannten Ge-

genstände werden bei der Verpackung

in Fässern und Kisten 10 Pfund
in Korben 6 Pfund vom Centner Brutto Gewicht

in Ballen 4 Pfund

für Tara vergütet.
3.

Die Positionen 6. liit d und e des unter dem 1. November 1842 publi-

cirten Zolltarifs bleiben unverandert in Kraft.

4.

Die vorstehenden Bestimmungen, welche vorlaufig nur fur die noch ubrige
Dauer der laufenden Tarif-Periode, mithin bis zu Ende des Jahres 1845

gelten, sollen vom 1. September d. J. ab in Wirksamkeit treten.

Urkundlich unter Unserem Fürstlichen Insiegel und unserer eigenhändigen

Unterschrift.

So geschehen Rudolstadt, den 19. Juni 1847.

(L. S.) Friedrich Günther,
F. z. S.

 —%%00——
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 XI. Gesetz
über die Zoll= und Steuer-Sätze vom Zucker und Syrup für die Periode vom

1. September 1844 bis dahin 1847, d. d. 22. Juni 1844.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden First zu Schwarz-
burg, Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und

Blankenburg u. s. w. thun hiermit kund und zu wissen:

In Gemöähheit des Artikels 7 der Uebereinkunft zwischen den Staaten des
Jollvereins vom 8. Mai 1811, wegen der Besteuerung des Zuckers (Gesetzsamm=
lung vom Jahr 1841 Seite 124.) und auf dem Grunde weiterer Verhandlung un-
ter den Regierungen dieser Staaten verordnen Wir hierdurch wegen der für die Pe-
riode vom 1. September vieses Jahreo bis zum 1. Septemb. 184 7. in Anwendung.
zu bringenden Zoll= und Steuersätze von Zucker und Syrup, wie folgt:

I. Vom ausländischen Zucker und Syrup ist an Eingangszoll zu erheben und
zwar von:

nach dem nach dem Füär Tara wird vergütet vom
4 Thalenal Gurs- Zeniner Brultogewicht

1) Zucker ——— Plond
# El —

#a#) und a p eder 1 und welßer oßtner -.

zscllsarxllstslsflo - a- -- Ic-1780 í i

10. t 9Fässern.1 n m.
.) Nohzucker und Farlu (Juckermehl) · .

—— : „„„ „ „ !— 8“% 1 Pvo Cicher-

" dex fat inlandische Slederel 40 ca arden Bäffon. .

) . Fn 14 in 388 x—. Sn unb dariba.
L saugun .

Welnsa, vom Juans 6“ " d sSel0o J———
7 in ant e

6 in Ballen.

2) Syrup, vom Zentnerr .] 71 = un bsse.

U. Die Steuer von dem aus Rüben erzeugten Rohzucker soll Einen Thaler für

den Bolentner betragen und von den zur Juckerbereitung bestimmten Rüben
mit 14 ilbergroschen von jedem Zollzentner roher Rüben erhoben werden.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz, welches an die Stelle der Positionen u
und X, unter Nro. 25 in der btheilung des durch Unsere Verordnung vom

1. Novbr. 1832 publicirtenVerrinchelltarf, (Gesetzsammlung vom Jahr 1842.
Seite 115.), so wie der in K. 1. des
Bestimmungen über die

Insiegel bedrucken lassen.

(I. S.)
So geschehen Rudolstadt, den 22. Juni 1844

esetzeo vom 22. December 1841 enthaltenen

Höhe der Steuersace von Rübenzucker (Gesetzsammlung
vom Jahre 18141 Seite 163) tritt, eigenh «

ndig vollzogen und mit stem Fürstl.

Friedrich Günther, F. ..



Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

—Stck vom 2 1844.

. Amr. Leanwitwachung.
des Fürstl. Consistorium wegen der, vor anderweiter Verheirathung verwitt-

beter oder geschiedener Personen über die erfolgte Vermögensentsetzung

mit den Kindern der vorangegangenen Ehe beizubringenden,

Zeugnisse, d. d. 28. Juni 1844,

Obgleich es bereits in .XVI. der Landes-Succeessions-Ordnung vom 1.Nvbr.

1769 den Geistlichen zur strengen Pflicht gemacht ist, bei anderweiter Verheira-

thung schon verehelicht gewesener, mit leiblichen Kindern aus der frühern Ehe ver-

sehener, Personen das Aufgebot und die Trauung nicht eher vorzunehmen, bis
über die erfolgte Vermögensentsetzung mit den Kindern der frühern Ehe ein obrig-

keitliches Zeugniß beigebracht worden, so sind doch neuerlich wiederum einzelne
Fälle vorgekommen, in welchen, weil die Geistlichen in dem Glauben gestanden,
daß in dem von der weltlichen Obrigkeik ausgestellten Aufgebotscheine zugleich still-
schweigend das Zeugniß der erfolgten Vermögensentse-ung liege, dergleichen an-

derweite Verehelichungen ohne Furor bewirkte Regulirung der künftigen Erbver-
hältnisse vollzogen worden sind.

Wir sinden Uns deöhalb veranlaßt, die sämmtlichen Geistlichen auf die er-

wähnte gesetzliche Vorschrift andurch aufmerksam zu machen und bei Vermeidung
strienger Verantwortlichkeit wiederholt anzuweisen, verwittbete oder geschiedene
Personen, welche in eine ihnen nachgelassene weitere Ehe treten wollen, für den

Fall, daß Kinder aus der vorhergegangenen Ehe leben, nicht eher aufzubieten,
noch weniger aber zu trauen, bis von denselben durch ein vollgültiges, entweder

mit dem Aufgebotscheine zu verbindendes oder besonderd auszustellendes, ausdrück-

liches Zeugniß ihrer persönlichen Obrigkeit nachgewiesen worden, daß sie sich mit
ihren Kindern aus der vorhergegangenen Ehe rücksichtlich der Vermögens--An-

sprüche gehörig abgefunden und zur Regulirung der künftigen Erbverhaltnise or-
Färstl. Schw. Rudolst. Gesetsamml. V.
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dentliche Ehepacten errichtet haben, oder, daß eine dergleichen Abfindung und
Regulirung sich nicht nothig gemacht habe.

Rudolstadt, den 28. Juni 1844.

FürstlSchwarzburg. Consistorium.
Hönniger

A. Roß.

&amp; XW. Mebeinaltage
fü r

die Oberherrschaft des Furstenthums,
vom 16. Juli 1844.

Nachdem zur Abhülfe des bisherigen Mangels an gesetzlichen Bestimmungen
über die Ansätze für die Bemühungen der Aerzte, Chirurgen und Thierärzte, und
zur Beseitigung des hieraus für diese sowohl, als für das Publicum, das sich ih-

rer Hülfe bediente, häufig hervorgegangenen Jweifels, die nachstehende Modiei-
naltaxe für die Oberherrschaft des hiesigen Fürstenthums entworfen und von Sr.

Hochfürstl. Durchlaucht, dem regierenden Fürsten und Herrn gnädigst genehmigt
worden istz so wird solche zur allgemeinen Nachachtung bekannt gemacht, und

dabei zugleich noch Folgendes festgesetzt:
5. 1.

Notorisch Arme, oder solche Personen, welche ihren nothdürftigen Unterhalt

nicht verdienen können, sollen von dem gesammten ärztlichen Personale unentgeld-
lich behandelt werden.

g. 2.

Minderbemittelte, die ihren Unterhalt verdienen, Wohlhabende und Reiche
zahlen, erstere die niedrigsten, letztere die höhern Preise.

8. 3.

In allen gerichtlichen und außergerichtlichen Fallen, in welchen eine offentliche
Casse die Bezahlung zu ubernehmen hat, darf nur nach dem niedrigsten Satze

liquidirt werden, eben so fur die Krankheiten der Dienstboten, welche auf Kosten
ihrer Herrschaft behandelt werden.

Alle Rechnungen sind zuspecificiren, und werden nach dem 244 Guldenfuße

angesetzt. In gerichtlich medicinischen oder polizeilichen Fallen werden die Liqui-
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dationen am Schlusse der Ausarbeitung selbst zur gehörigen Controle beigefügt;

bei den von Privatpersonen abgeforderten Attesten ist dies nicht nöthig.
. 6.

Alle Rechnungen des gesammten untergeordneten Medicinalpersonals, z. B.
der Apotheker, Chirurgen, Thierärzte 2c., welche aus offentlichen Cassen bezahlt
werden, mussen durch den betreffenden Physikus als targemaß attestirt werden.
Findet bei den Liquidationen des ubrigen arztlichen Personals und der Physiker,
so wie bei dem Attestiren oder der Moderation der Rechnungen Anderer durch letz-

tere Bedenken statt, so ist die Rechnung der Fürstlichen Regierung zu übergeben.
. 6.

Gesetzwidrigkeiten in Beziehung auf die Taxe, von Seiten des medicinischen
Personals rc., werden mit einer Ordnungsstrafe von 5 bis 35 Fl. belegt.

Namentlich darf bei Verlust des ganzen Arztlohns, weder über die Bezah=
lung einer Kur überhaupt noch über eine größere Summe für den Genesungefall
ein Vertrag eingegangen werden, dagegen steht es Jedem frei, wegen eines jähr-
lichen Honorars, sobald dies gewänscht wird, eine Uebereinkunft zu treffen.

7.g.
Bei auswartigen Besuchen ist zu bemerken, daß man dieselben eintheilt in

1) Hauptbesuche oder solche, welche besonders oder expreß auf Verlangen der

Kranken, oder auch der Meinung des Arztes nach als nothwendig geschehen;

2) Gelegenheitsbesuche, welche nebenbei oder nach beendigten expressen Besu-
chen, bei andern Kranken geschehen. DieLetzteren,werden wie Besuche im

Wohnorte des Arztes bezahlt.
. §.S.

Bei mehreren in einem Orte vorhandenen Kranken wird der Hauptbesuch und

die Pferdemiethe nur einmal, der Billigkeit gemaß, berechnet, und zwar vor
Allem dem, der den Besuch besonder verlangt hat.

Erfordern mehrere Kranke in einem Orte zugleich den Besuch, so wird nach

Befinden der Betrag der Pferdemiethe und Zehrung auf die Einzelnen vertheilt,
und der Betrag des Hauptbesuchs den Wohlhabendsten und Kränksten angerech-

net, während für die Uebrigen nur Gelenheitobesuche angesetzt werden.
2

Bei auswärtigen Fuhren werden Meungebühem und Pferdemiethe immer
vom Wohnsitze des Arztes aus berechnet. Geschieht es, daß Aerzte die Trans-

6
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portmittel miethen müssen, so ist ihnen zu einem sichern Transport erlaubt, sobald
sie zu den Geschäften keine guten Pferde oder eine genügende Fuhre von den be-

treffenden Kranken erhalten, Extrapost oder Lohnfuhre zu nehmen. Werden.
Merde überschickt, welche der Arzk zu seinen Zwecken gebrauchen kann, so darf er
keine Transportkosten anrechnen.

. 10.

Das Medicinalpersonal soll seine Krankenbesuche nicht ohne Noth, aus blo-
ser Gewinnsucht vervielfältigen, jedoch auch keinen Kranken vernachlässigen, son-
dern die Kranken fleißig besuchen, sobald es gefordert wird oder die Umstände es

erheischen.
K# 11. .

Kommen Hulfsleistungen vor, wofur in der Taxe kein Preis bestimmt ist,

so wird der Preis ahnlicher zur dem enommen.
Rudolstadt, den 16. Juli1

Fürstl. urris, Regierung.
Hon

N. A. Bianchl.

I. Ta x e J. Classe. II. Classe.

für prartische Aerzte. Z72%

1) Für eine medicinische Rathsertheilung im Hause des
Arztes, mit oder ohne Recept, zum erstenmalin einer

Krankheit:
e) bei Taaggggm—
b) beiNact.4

Für die folgenden:

————.—.—...——c) bei Nacht — 16—

2) Für den ersten Wsüch innerhalb derStadt iim Wohn.
orte des Arztes:

a) beiTkageee453
b) bei Nachtt . .. .— s 11

3) Für jeden der folgenden Besuche
a) bei Tage.. . 12 2

hbei Nacht... .. . .1-124



1844.

Anmerk. 1. Für einen nächtlichen Besuch gilt eln jeder,

der von Abends 10 Uhr bis früh 6 Uhr

gemacht wird.

Anmerk. 2. Ber Besuchen in= und außerhalb des Wohn-

4)

5)

8)

·rr—

—

ortes des Arztes werden überall die Verordnun-

gen nicht besondersin Ansatz gebracht, sondern

die diesfallsige Vergütung ist schon in dem
Satefür den Besüch (oder das Wegegeld)

mit begriffen.

Wenn der Arzt mehrere zu einer Familie gehörige und

in einem Hause wohnende Personen zu besuchen hat,
darf er für den zweiten, dritten Kranken rc. der-

selben Familie nur den Ansatz für das Recept oder

die Rathsertheilung fordern.
Wenn aber mehrere Familienin einem Hause wohnen,

die denselben Arzt gebrauchen, so ist dieser berechtigt,
von jeder Familie denselben Sat zu fordern.

Auch bei den wichtigsten Krankheiten darf der Arzt den
Kranken nur zwei Besuche taglich anrechnen, wenn er

nichtk zu mehreren besonders aufgefordert wird.
Bei ehronischen Krankheiten muß er noch besonders

nachweisen, daß zwei Besuche täglich nöthig waren,
worüber die sachkundige Behörde zu entscheiden hat.
Wenn der Arzt stundenlang bei dem Kranken zu be-

sondern Zwecken zu bleiben genöthigt ist, oder dazu
aufgefordert wird, so wird dieses als Versäumniß be-

sonders vergütet, und zwar für dieStunde mit dem
Ansae eines einfachen Besuches.
Es können aber einem Arzte für die einem Krankenin

einem Zeitraum von 21 Stunden gewidmeten Besuche

incl. des ad 7. gedachten stundenlangen -
überhaupt nicht mehr gebilligt werden, als

27

I. Classe.. Classe.

2——
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2) Fur das Verweilen bei einem Kranken wahrend einer

ganzen Nact
10) Bei anerkannt ansteckenden, ingleichen bei auffallend

Ekel erregenden Krankheiten, so wie endlich bei Ra-

senden wird die Hälfte des gewöhnlichen Satzes für

einen Bech mehr liquidirk; fär den ersten aber das
Doppelt

11) Für einen auswärtigen Besuch, für eine Reise (oder

für Reisegebühren, Wegegeld) außer Reise= und Zehr-
ungskosten (die der Arzt vergütet erhält — und in be-

sondern Fällen, sobald sie namentlich die gewöhnliche
Tare übersteigen, von dem Fuhrmann und Wirth be-

scheinigt haben muß) nach Maßgabe der Entfernung
bis zu einer Meile

n)bet .. . .

b) bei *2 dasDoppelte
Um durch zu theureAnsatze nicht Nachtheil zleteien,
ist die Entfernung bis zu einer Viertelmeile oder einer

halben Stunde mit der Halfte des Kostenbetrags fur

eine Meile zu berechnen.

Nur bei Entfernungen von mehreren Meilen darf

Zehrung und Fourage berechnet werden.

12) Den Aerzten ist, wie bereits erwähnt, bei auswärti-
gen Geschäften jedesmal eine zweispännige Fuhre oder
Extrapost zu requiriren und zu berechnen erlaubt.

Bedienen sich die Aerzte eines eigenen Gespannes,
so liquidiren sie nach den örtlichen Preisen der Lohn-

fuhren oder Miethpferde; keineswegs aber dürfen sie
dann die Kosten für Ertrapost ansetzen, welches nur

geschehen kann, wenn sie die wirklichen Auslagen oder
den wirklichen Gebrauch nachweisen.

2

—

I. Classe. U. Classe.

4  ek#

— —

12 221
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6#

Gehen sie zu Fuß oder legen sie ihre Touren durch
Gelegenheitsfuhren zurück, so können sie nach Ver-
hältniß der Entfernung des Weges und der Dauer

der Geschäfte, die Miethe für ein Pferd berechnen.

Machen sie bei ihren Geschaften Gebrauch von ei-
nem Reitpferde oder einer einspcnnigen Fuhre, so

können sie nur billigerweise die dafur herkommliche
Miethe berechnen
Diäten (oderVerthsiigungsgebey kann der Arzt bei

Reisen nicht besonders verlangen, da er Reise= und

Zehrungskosten (gegen Bescheinigung, sobald sie in
besondern Verhältnissen die gewöhnliche Taxe über-
steigen und dieselbe gefordert wird) von dem Kranken

ersetzt bekommt und außerdem noch sein Wegegeld.
Gewöhnlich wird für die Person des Arztes an

Zehrungökosten Folgendes bei auswärtigen Geschäften
als Vergütigung angenommen, sobald der Arzt die

Zehrung niche im Hause des Kranken annahm (wozu

er nicht verpflichtet ist) vde erhalten bat.
.) auf einen halben .

b) auf einen ganzen ·

auf Tag und Nacht oder vie Nacht allein .)
14) Für eine onseltatbon mehrerer *iie , jedem

n)wenne6dieersteist
5) für jede folgende

15) Für ein schriftlichSear lilingeres oder kir-
zeres Gutachten.

16) Für die Ausfertigung eines einfachen Attestes oder

Zubnisses- einesGesundheits· oder Ktankenscher
19) die Ausarbeitung einer Fgempichofsoice in

Einholung eines acztlichen Gutachtens“=

29

I. Classe.. Elasse.

22

— –

1 — — —

115— —

1— 2.—

— 80

145 4—

— 2— 48
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18) Todtenbesichtigung oder Todtenschau mit oder ohne
Ausfüllung eines Todtenscheines

19) Für jeden zur Kur eines auewieti Kranken ribi
en Brief

20) d * sistenz ines 7 bei einer ai
21) Fn ie ean eines Arzten „ blos als Atzt , bei

einer Geburt

a) bei Tage.
b) bei Nacht. .

22) Fur Bewohnungeiner*
a) ohne Bericht
b) mit Bericht .

U)FurdceJmpfungt-ider algemeinen Zeitder ttt
pockeneinimpfung

(Wobei der Akt der Revision und das uUnter
schreiben berechnet wird)
(Außer der allgemeinen Zeit der Impfung wer-

den zugleich die Besuche berechnet)

24) Zur das Schreiben eines Impfscheines nebst Unter-
suchung der Blatternarben

II. Taxe

für die Medicinalcommissionen, für Physiker und die Apo-

tbeker, welche zu gerichtlichen Fällen hinzugezogen wer-
den, oder deren Stellvertreter.

1) Für die ohne Section vorgenommene Besichtigung ei-

nes Leichnams oder einesgefabrlic Verwundeten, inel.
des Berichtes

2) Für die Besichügung eines. heinams,mitSdciion

I. Classe.] . Elasse.

Z2%l#

—i60

—1

12—

1— 2—

1908..—

2——— —

 ——

—

— 8— 10

2—4—2



1844.

2 wenn die Leiche noch nichtin Faulnißuberge.·
angen

59 wenn deeselbe!in Fäulnißubergegangen
2) Für Odductionsbericht undGutachten, je nach dem

n
es mehr oderweniger Zeit kostet

) Die Abwartung einer Session, einesgerichtlichenTet.
mins (insofern derselbe zur Verwaltung des Medici-

nalwesens in Beziehung steht) gehort bei den besoldeten
Physicatspersonen zu den Officialarbeiten und wird

nicht besonders vergutet.
Hingegen wird für die Abwartung eines Termins

in den gerichtlichen Untersuchungen gegen das medicini-

sche Personal überhaupt, gegen Nichtärzte, nach der
Taxe die Versäumniß bezahlt.

5) Für eine gerichtliche Besichtigung, z. B. bei erstellten
Krankheiten, verheimlichter oder vorgeblicherSchwan-
gerschaft, bei Venerischen, Unvermögenden, bei leicht
Verleczten, —bei Krankheitszuständen überhaupt

Für den Bericht in den sub. nro. 4. angegebenen

llen

Für ein Attest über den Gesundheits= oder Krank-

heitszustand, oder eine leichte Verletzung (incl. der

Untersuchung)

Für dieuntersuchungdes *einer
Person und Bericht

Die hierbei nöthigenBesüch=werden wie gewähn=
liche Krankenbesuche berechnet.
Für die Untersuchung einer Epidemie, wobei der Phy-
sikus nicht allein mehrere Kranke zu besuchen und zu

untersuchen hat, sondern sich auch nöthigenfalls mit
Privatärzten darüber besprechen mußz ebenso bei der
untersuchung eines plötzlich eingetretenen, in Sani-

Fürsl#. Schw. Uuudolst. Gesetsamml. V.

31

I. Classe. I. Classe.
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tätöpolizeilicher Hinsicht verdachtigen oder durch An-
steckung Gefahr bringenden Erkrankungsfalles oder
Todtenfalles, wie bei Pecken, Syphilis, Cholera,

Typhus 2c. insoweit solches nicht als Offcialarbeit zu
betrachten ist .. .

Für denBerichthierüber
7) Für die Untersuchung vergifteterSobstanzen, orcbüch-

tiger Arzneimittel, für die Untersuchung eines *“
Bieres, Liaueurs und dergl. Gegenstände

Für den Bericht hierüber
Bei mehreren Proben und beiWiederholungfürdie

folgenden Male nur die Hälfte.

Die Reagentien werden besonders bezahlt.

8) Für dieP„Fstation einer Apothele und einer Droguerie-handlu

n 4% Visi tation einer Muerashandün vi
Reagentien werden besonders bezahlt.

Anmerkung. Die zu gerchtlichen Untersuchungen hinzuge-
zogenen Apotheker erhalten in allen diesen.

Fällen, eben so für alle schriftliche Arbeiten

dle den Aerzten bewilligten Sätze. An Trans-

portkosten können sie, wie die Aerzte eine

Fuhre berechnen, sobald sie allein reisen; ge-
hen sie zu Fuße, so können sie nur die Mie-

the für ein Restpferd ansetzen.

Wenn sle mit dem Physikus reisen, können

le nicht besondere Transportkosten läaquddiren.
9) Für die Anwendung der Rettungsmittel bei Schein-

. todten:

10) Bei grrichtlichenpolisellchen Unterrsuchungen, welche
Besuche, Reisen des Physikus nächig wachen, hat der-

ISClasse. U. Elasse.

———.—.*
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selbe über seine Transporkkosten und Zehrung Beschei-
nigung einzubringen, die ihm vergütet werden.

Anmerkung. Die Bescheinigung an Zehrung und Trans-

portkosten wird gewöhnlich zur Vermeidung.
unnützer Weltläufigkeiten erlassen. Sse muß

jedoch geschehen, wenn die billlge Festsetzung

der Zehrungsfosten überstiegen ist und wenn

für die Fuhre mehr liqusdirt ist, als der her-

kömmliche Prels beträgt.

III. Taxe.
für Pbysikatswundärzte oder deren Stellvertreter und

für die Wundärzte im Allgemeinen.

1) Pbyflkatswundärzte.

1) Dieselben erhalten in allen gerichrlichen Fallen, eben
so für alle schriftlichen Arbelken, insoweit sie nicht cx

ollicio zu verrichten sind, die Halste der den Phhsikern
und UAerzten bewilligten #4ate.

An Transportkosten können sie, wenn sie allein rel-

sen, nur die Miethe für ein Pferd berechnen. Wenn

das ganze Physikatspersonal zusammen reist, kann
der Wundarzt nicht besondere Transportkosten ver.
langen.
In Räcksicht der Zehrung und Dicten gllt auch hler,
was über Zehrung 2c. für die Physiker und Wundärzte

im Allgemeinen angegeben ist.

3) Die4Meilengrbühre liquiditensienachderTaxe der

w

9 die gerichtliche Section, wenn die Leiche noch nicht
in Fäulniß übergegangeits
Ist die geichein Fäululß Wergeganhen 1

I. Classe. II. Classe“

“ 27
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5) Für die Unterschrift des vom Physikus verfaßten Sec-

tionsberichts darf nichts liquidirt werden.

2) Wundärzte.

1) Für jede wundarzeliche Operation ist eine eigene Ver-
gütung bestimmt, die nachfolgenden Besuche aber wer-
den, wo nicht eine ausdrückliche Ausnahme statt fin-

det, besonders vergütet. Für den Besuch aber, bei
dem eine Operation selbst gemacht oder eine Wunde

verbunden wird, findet keine besondere Vergütung
statt, sondern es ist diese in dem Satz für die Opera-
tion oder den Verband begriffen.

2) Wundärzte, welche zugleich als Aerzte qualificirt sind,
haben ihre Besuche nach der Taxe für praktische Aerzte
zu berechnen.
Bei Besuchen außerhalb desWohnorts (oder für Mei-

lengebühren, Weggeld,) erhält der Wundarzt die
Hälfte der den praktischen Aerzten für eine Meile zuge-
billigten Sätze; an Transporkkosten aber so viel die
Miethe für ein Reitpferd, nach Verhältniß des We-
ges und der Dauer der Geschäfte, beträgt, welches
ihm auch dann zu berechnen erlaubt ist, wenn er in

—

Ermangelung eines Reitpferdes den Weg zu Fuße-
macht. Zehrungskosten werden ihm ebenfalls vergü-
tet, wogegen die Diäten wegfallen.

Anmerk.Esfindetbei den Wundärzten, welche für dle
Zehrung ebenmäßig wie die Aerzte liqurdiren kön-
nen, dieselbe Regel statt, daß man von ihnen nur

dann Bescheinigung verlangt, wenn sie das billige
Maaß üÜberschresten. ,

 Die Anschaffung von Instrumenten, Verbandstucken,
Maschinen, welche im Allgemeinen den Chirurgen zur

I. Classe. I. Elasse.

 s4 * 27
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II, Classe.

Last fallen, müssen besonders vergütet werden, wenn
sieentweder nur einen einmaligen Gebrauch erlauben,
oder wenn sie der Kranke zu seinem sernern Gebrauch

behdlt. Die nöthige Leinwand zu Charpie und Bin-

den muß der Kranke liefern oder besonders vergüten.

5) Da alle Instrumente, welche bei Behandlung eines
von einem tollen Hunde gebissenen Menschen. ge-
braucht werden, vernichtet werden mussen, so findet
fur diese eine angemessene, nach den Umstanden zu be-

bestimmende Vergutung statt.
6) Bei allen chirurgischen Hülfeleistungen, welchein an-

erkannt kontagiösen Krankheiten vorfallen, wird der-

sonst gebilligte Satz um die Hälfte erhöhe, doch gilt

dieß nicht für die größern Operationen.
*7) Für einen Rath, Recept, im Hause des Chirurgen

abgeholt
a) bei Tage
b) bei Nact

8) Für jeden Besuch imWohnorte, * ver dabei no-

thigen ee und Verotdnungena) bei Ta ....
b) bei Nahe .......

9) Für jeden Besuch überLand, oderfrMeilen-Rei-
segebühren, für eine Meile am Tage

bei Nacht das Doppelte.

Für den Besuch, der eine Viertelmeile vom Wohn-

orte des Wundarztes entfernt ist, kann nur die Hülfte

de5 Kostenbetrags für eine Meile berechnek werden.
Anmerk. Dauert eine Krankheit länger als vier Wochen,

so tritt die Bestimmung ein, daß der Wundarzt
den vierten Theill weniger, als ihm die Tare ge-

stattrt, nach Verlauf der vier Wochen berechnet.

Æ —

16

32
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10) Für eine Nachtwache,
) dem approbirtenWurdarzte ,....

b)demGehnlfen-... .....

11) Für die Beiwohnung einer Berathung ....

12) Für die Assistenz bei einer Operation,
a) dem approbirten Wundarztet
b) dem Gehülfen 7

13) Für die Application einesHlystiers.
Wenn mehrerein einem Tage gesthtwerden

14) Für das Setzen eines Tabackeklystiers=
15) Für ein Attest über einen chirurgischen Krankheitsfall

Anmerk. Briefe, Berichte, Gutachten r. werden mit der

Hälfte nach der für die Aerzte bestimmten Tare be-

rechnet.

16) Fur die Anwendung der ReitungdmittelbebeiShein·todten .

17)Fureme Letchendffnung ... .

18).Für das Aderlassen am ArmoderFoße,
a) im Hause des Wundarztes ..

b)thausedeszanken-..'
10) Für das Aderlassen am Halse oder Kopfe2
20) Für das Ansetzen von Blutegeln, ohne die Kosten

für die Blutegel selbst,

a) wenn nicht mehr als 8 ustlegt wwerden
h) für jeden über diese Zahl
0) bei Nachtzeit die Halfte meht ..

21) Für das Schröpfen mit demSchröpfschnepper,

a) bis 6 Schröpfköpfe anzusegen
b) bei mehreren, von jeden 2 Schröpfköpfen nieht

U) wenn blos trocken geschröpfe wird, mit 8 Kopfen
und darunter, überhaurrt. ..

d) daruber fur jede 2 Schropstopfenicht .

-l.Classe. II. Classe.
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22) Ein Blasenpflaster zu legen und naher iu behan ·
deln, incl. der Besuche . —2·k—40

23) Für 1 bis 2 Senfpflaster zu legen ... . — 10

24) Ein Fontanell zu setzen undin o zu boin . —301s1—
25) Seidelbast zu legen bis zum Fluß .. —1—
26) Ein Haarseil zu legen undin Fluß zu bringen —3300 —

27) Für die Anwendung der Moda — 10

28) Fur die Anwendung des Glüheisens. —100
29) Für Srarificationen und kleinere, leicht zuvollbrin

gende Operationen, z. B. einfache Incisionen, Punc-
tionen mit der Nadel, leichte Suturen, Lösung des

Zungenbändchen, Cauterisationen, Oeffnung eines
Abscesssse —20—

30) Für den ersten Verband einer einfachen Schnitt.,, «

Hieb-, Stich= oder Quetschwunde, incl. des Be-
............. —20—86·

st) Fur den ersten Verband einer complicicten Wunde, so «

wtefurdenVerbandbedeutendeksphazelcrterWunden—«-2·l—48
32) Fur die Behandlung einer außerlichen Entzundung, «

Abfcesseo,FlecschioderFtstelgeschwttrö, Geschwulst-c · .

wöchenttch..·...... —-42«180
33) Fur das Ausziehen fremder Korper aus einerWunde, "

das Entfernen eines fremden Korpers uberhaupt —2-

:34) Für das Erweitern eines Schußlanals , Auffuchung E
undAuözcehenderKugeltc....... —42145

35) Für die Operation der.Attesie. EIIIIIIIIIE

36) Für die Operation der Nekrose 2—6—

37) Für die Operation der. Htbavegestwill,
a) an den Extremitäten 666122

b) am Truncus 10 —20—.

38) Für die Operation derr wieUndda
leangiektasien m . .s-.C-
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39) Fur dieAuerottung kleiner oder leichtaudzurottender
Balggeschwülste

40) Für dieAusrotuung gröferer Balg-ober Drasenge
schwülste, eines Fleisch-oderSpecgewuches-einesö
Markschwammes

41) Für die Thedenschen Einwickelungen .

42) Fur die Einrichtung des verrenkten unterlisere äeiner
Rippe, desSchlüsselbeins "'

43) Fur die Einrichtung des verrenkten Oberarmss
44) Für die Einrichtung des verrenkten Vorderarms

45) Für die Einrichtung der verrenkten Hand
46) Für die Einrichtung eines oder mehrerer verrenkten

Finger oder Zehen . .

4) Für die Einrichtung desverrenkten Oberschenkels
48) Fur die Einrichtung der verrenkten Kniescheibe

49) Für die Einrichtung des verrenkten Unterschenkels
50) Für die Einrichtung des verrenkten Fußes
51) Bei nicht mehr frischen Verrenkungen wirdder an:

saßt noch um  erhöht.

52) Bei Conpplicationen von Verrenkungen mit Knochen-
brüchen rc. erhöht sich der Ansatz nach Beschaffenheit

der Complication.

5) #die Eineichung eines acbtochenen Gesihtelno.
54) d die Einrichtung ded gebrochenen Oberarmo .-

55) Fur die Einrichtung des gebrochenen Vorderarms,
a) wenn nur eine Röhre gebrochen .

b) wenn beide Rohren gebrochen sind
56) Fur die Einrichtung der gebrochenen Hondwurzel und

Mittelhandknochen, so wie derkFuwurnundMit-
tafußknechen

I. Classe. Classe.

 &amp;HSalls

— 662

4— H—

—US

145 %

3300—

5— 8—

1|4145 4—

— 5

6—

1453

4

391—

13000—

3— 5—

#

18—

.1.50 11—
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I. Classe. I. Classe.

AæA)æA
57) Für die Einrichtung eines oder mehrerer gebrochener

Finger oder Zehen —502
58) Für die Einrichtung desgebrochenenSchulterblattes 183als—

59) Für die Einrichtung des gebrochenen “mbvs•ze
der Kniescheibe 130 8.—

60) Für dieEinrichtung gebrochener Rippen,
a) wenn nur eine gebrochen ist. — 5652

b) wenn mehrere gebrochen sin .. 221
61) Für die Einrichtung gebrochener Beckenknochen 1458
62) Für die Einrichtung des gebrochenen Schenkelhalses—8

63) Für die Einrichtung des gebrochenen Oberschenkellls— —

64) Für dieEinrichtung des gebrochenen nterschenkels,
a) wenn nut eine Rohre gebrochen ist .. 2830 5—

b) wenn beide Röhren gebrochen sind 30 7—

65) Fur die Erstirpation des Oberarms aus demmee
tergelenk 8 —12—

66) Für die Amputation des Oberarms. . 6-10—
87) Fur die Amputation des Vorderarms, derHond 7—|12—

68) Für die Amputation elnes oder mehhrerer Vinger oder ·
Zehen 13808

69) HrMdieErstirpation des Oberschenkels aus dem Ge—
J———

70) gönndie Amputation des Oberschenkels- . . 16—10 —
71) Für die Amputation des Unterschenkels, desFußes . 17 12 —

72) Für dieTrepanation„
a) wenn eine Krone angesetzt wir 5s— 10 —

b) wennzahre Kronen zonrer werden, die
Halftem

78) Fur die une Kasenbildung .. 10—20 —

74) Für die Ausrottung eines odermehrerer. odtr
Rachenpolypen .... I—0—

15) Für die Exstirpation eines Auges EIIIIBIIE
8
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76) Für die Operation des grauen Staars an einem Auge

79 Fur die Operation der Thranenfistel, fut die Opera-

tion das Schielen aufzuheben mit Duröstedung
des Muskels * .

78) Für die Operation des Staphylems .....

79) Für die künstliche Pupillenbildung .

80) Für die Operation des Ektropium und ntoiun .
81) Für die Operation des Hypoppon
82) Für die Operation der Speichelfistel

83) Für die Operation des Lippenkrebsse
8#) Für die Operation der Hasenscharte

Für die Operation desWolfsrachens das Dobpit
85) För die Staphyloraphitit ...

86)FukdteExftcrpattondekMandelu.....
SyFurdceLatyngotomie.........
88) Für die Tracheotonie
89) Für das Auzziehen fremder — aus der Speise

röhre ohne Schniit
90) Für die Abnahme der Bruost
91) Für die Poracemesis ihorachhhs

92) Für die Paracenlesis abcominis

93) Für die Punction der Blase .

U)Furd1eRepofnonecneöDar-noder Nepbrucheö .

95) Für die Operation eines Darm- oder Nebbruched
96) Fur die Punction der hydrocelo

97) Für die *– ber hydroccle bder einer
hernis nach .

98) Fur die reb Kathetero
a) bei Mannopersonen ....

1) bei Weibspersoneen %
99) Für die Einbringung von Kerzen

Bei Wiederholung die Hälfte.

I. Classe. I. Classe.

8 —— 16—

5— 8—

2 80 5.—

8 —.—

2— 5—

160 3—

3— 6—

4— 8—

2— 5—

7——11 —

4— H
6——0—

6 10 —

2— 4—

8—1

4
2——83—

3—J5
2——

6—12—

1303—

4—88 —

—0 1

————.—.

—:o4%
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I. Classe.. Classe.

——

100) Für die Ausschneidung des Steins aus der Harn-

röhre, sowie für die Ausziehung von Steinen und
fremden Körpern aus der Harnröhre 230 5—

101) Für den Steinschnitt, für die Entfernung des

Steins aus der Blase durch Zertrümmerung 200— —

102) Für die Operation der Phimosied und Paraphimo ·
sis, die circumcisio 15 4—

103) Fir die Castration 6— —

104) Für die Reposition eines Dorm. “Mutter,
vorfalles — 8 1145

105)Kie bee Feposilion eines Mastdarmvorfallet bei
..... —IS——

106) dur die Embtcngung eines * wel.
cher besonders zu bezahlen ist .. . —26-56

101)FucdteAuökottunge-neö Mutterpolypen 4—s—
108) Für omputalio penis 4E—
109) Für exslirpalio uleri 10 — 20 —

110) Für die Operation einesMastdarnpolypem . 3— 5—

111) Für die Operation derMastdarmfistel- der a.
den= und Blasenfistel 5—10 —

112) Für die Vereinigung des etrissenen lendoAchills 4—8—
113) Für die Ausschneidung eines Leichdorns — .10 20

114) Fir die Exzision des Zapfchens „ der z der
Apmphen 1185

115) Für die ——* einer Etn 4 Gerade «
richtung der Glie 2— 5—

116) Für die in n verwachsenen Fingers, fur
die Durchschneidung eines Nervon 1#80 —

11) Für die Trennung schlechtgeheilter Kpochenbriche,

der Gelenkverbindungen durch kurationen/ Optra.tion der Anchylosen 4
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118) Für das Operationsverfahrenzur Vereinigung nicht

geheilter Knochenbrüche oder sogenannter künstli-
cher Gelenkkk ....

119) Für die mechanische Bchandlung an Richtungsver-

anderungen harter Theile mit Anlegung von Ma-
schinen Cexcl, der Besuche), z. B. beim schiefen

Halse, bei Verkrümmung eines Fußes, Plattfu-
Hes, Spiß= oder Pferdefußee

120) Für die Behandlung der kwechracwusünun
excl. der Besuche

121) Für die Durchschnedungder Schnen, z. B. zur
Heilung des Klumpfußes 2c., der Knieverkrümmung

122) Für die Paracentese des Augapfels, des Trommel-
felles, für die Perforation des sinus maxillaris, die

Anbohrung des Jibenfortsateg, so wie fürAusrot-
tung eines Nagllllsss

129) Für die Operation der —der
Kopfgeschwulst Neugebornen

124) Für die Ausrottung kleiner Auswüchse, einer

Warze 2c., für Stillung des Nasenblutens (mitoder ohne Instrumente) ..

125) Für decapitalio brachii, radii et Unne er, für

exarticulalio moxillae iolerioris,für resechio, ex—
eisio der Knochen. .. ..·..

IV. Taxe

für die Zahnärzte.

1) Für das Ausziehen eines Zahnes im Hause des

Zahnarztes .

I. Classe. II. Classe.

—————

4—8.—

5— 10 —

8 H

2— 141—

1— 2—

— 32001

— 204

6 —12

— 12324
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I. Classe.X. Classe.

2) Wenn eine Operation im Hause des Patienten «

vorgenommen wird, erhält der Zahnarzt immer

mher.—22
3) Für das Ausziehen eines Stiftes oder einer Wurzellj— A

9) Wenn mehrere Stifte zugleith auogehogen werden,ür jeden —
5) Für das Ausbrennen einesJZahnes — 2 —42

60) Für das Ausfüllen eines hohlen Zahnes 228 *

) Bei mehreren ausgebrannten oder ausgefüllten Zah-
nen, für den zweiten und die folgenden die Hälfte.

8) Für das Anbohren eines Zahnes bis zum Nerven — 28— S2

9) Für Durchbohrung einer Wurhel um Einseben eieineskünstlichen Zahnes — 28—2

10) Für das Stumpffeilen eines sharfen Jahnes. — 14r
Sind mehrere Zähne stumpf zu feilen, so wird für.

jeden folgenden nur die Hälfte bezahlt.

11) Für Reinigung sämmtlicher Zühheen145
12) Für das Ausfeilen eines kariösen Zahnes — 15 30

Bei mehreren für jeden folgenden die Hülfte.

18) Für das Dutthfeilen neben einander sichender kario-
ser Zahne .. — 2812

14) Fur Scarification des 3 und ons Ope.
ration daran.n.. . 226

15) Für den ersten Besuch iineinet Zahnkrankheit. —20—0

16) Für jeden folgenden. — 111

17) Für en Ganstctation!im baiesdes *],:
#o) fürdie erste. —O—%
b) für die folgende #

18) For die Richtung eines krummgewachsenenZahnes . 28 656
Wenn deren mehrere sind, für die folgenden
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19) Fierde Anfertigung und Einsetzung eines künstlichen
Zahneess

20) o mehrere zugleich angefertigt und eingeset,„

so wird für jeden der geringste Satz gerechnet.
21) Für die Anferkigung eines ganzen künstlichen Gebisses

Das zweite Mal der geringste Satz.
23) Für eine neue Befestigung eines künstlichen Zahns, so

wie für die Befestigung eines lockern Zahns
23) Das Gold zur Ausfüllung oder Befestigung eines

Zahns, zur Bildung eine5 künstlichen Zahngebisses,
ist besonders zu berechnen.

V. Taxe

für die Geburtsbelfer.

1) 7eine gewöhnliche, naturliche und leichte Entbin.
2) dm- eine dergleichen Zwillingsgeburt .
i)Fücemenaturltche,aberzdgeknde Entbindung,wor-

über Tag und Nacht bingeht
4) Für eine Fußgeburt oder eine in eine zusgebunrt ber

wandelte Steißgeburt
5) Für eine Zangengeburt.
6) Für eine Wendung .
VFukdteEntbmdungdukchPerforation .
Sa)FürvenKatseksch-nttaneine-Lebenden, das Kind

mag lebendig oder todt zur Welt kommen .

b) Fur dieselbe Operation an einer Verstorbenen

9) Zur die schwierige Herausforderung der Nachgeburt
mehrere Stunden nach der Entbindung

10) bur das Wegnehmen eines unreifen ovuli oder einer
smo......

-------

l.Clcsse.ll-Clqsse.

3—5—

25—40-

—28—42

2— 1—

3 — 6—

3 5—

3— 5—21

5—10 —

6 12

7—141

12—1
4—81—

 38 —

1—–



1844. 45

I. Classe.. Classe.

11) Für die Belebung eines scheintodten Kindes 1559—
12) Für die Untersuchung einer Schwangern . —451—

U)FürdenBerichtdarüber..·..... —30—50

VI. Taxe

für die Hebammen.

1) Für eine natürliche Geburt, nach der dabei binge
brachten Zeit und den Vermögensumständen 2 —

2) Fur eine Zwillingsgebuüntt 118—

3) Für eine langsame Geburt, wo die Hebamme den
Geburtshelfer herbeirufen muiß. . . . .. . - 502) 30

4) Für die Wiederbelebung eines scheintodten Kindes —

5) Für das Wickeln oder Windeln des Kindes und für

die Pflege der Wöchnerin, incl. dertBesuche,two-
chentliggg — 50

8) Fur eine Nachtwachee. .... —5

1) Fur ein Klystier, incl, des Besuchs — 8 16

Wenn deren mehrere täglich gegebenwerden — 8

8) Für den Beistand bei einem Abortaus — 1

9) Für jeden Besuch, der nicht des Wickelns oder der

gewöhnlichen Wochenpflegewegengemacht oder ver-
langt wirrd —

10) Für eine Einspritzungin die vagina —6 12

Bei Wiederholung die Hälfte.

11) Für die Application des Catheters —

Bei Wiederholung die Hälfte.

12) Für die Zurückbringung eines Muttervorfalles und
Einlegung eines Mutterkranzeen 15—

13) Für die UntersuhungeeinertVersonwegen **m-
gerschaft - 15—-
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14) Außer den in dieset Taxe fur die Hebammen bestimm-
ten Satzen sollen dieselben bei den Wochnerinnen we-

der Kaffee, Frühstück, Wein und dergleichen, noch
eine Vergütung an Geld dafür zu erwarten oder zu

fordern berechtigt sein. Es ist vielmehr darauf zu se-
hen, daß der zum Theil weit getriebene und für Arme

sehr kostspielige Mißbrauch des Frühstückens bei den
Besuchen der Hebammen ganz abgestellt werde. —

Nur so bald eine Hebamme Nachtwachen zu überneh-

men hat, hat sie Anspruch auf das nöchigeEssen und
Trinken für diese Zeit.

15) Für FTransportkosten oder eine Fuhre hat die Krei-

1S

sende zu sorgen, welche die Hulfe einer entfernt woh-
nenden Hebamme in Anspruch nimmt.

Geschieht es, daß Hebammen, welche in einem Orte

wohnen oder für einen Ort bestimmt sind, nicht bei
Wöchnerinnen gebraucht, sondern andere herbeigeholt
werden, so ist es Pflicht, der zurückgesetzten Heb-
amme als Entschädigung die gehörige Gebühr zu be-

zahlen — und zwar bezahlen Minderbemittelte den

Lüingsten, Bemittelte und Wohlhabende den höhern
Preis

Anmerk. Durh dlese Tare für die Hebammen soll die bis-

herige, an verschiedenen Orten herkömmliche, für

die Hebammen bestehende Taxe nicht aufgehoben

werden, sondern es ist Unsere Absicht, daß diese

fortbestehen und die vorstehende nur bei streitigen

Fällen als Richtschnur genommen werden foll.

I. Classe. II. Classe.

“ 2 . 27
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I. Classe. Il. Classe.

*———

VII. Taxe

für die Thierärzte.

1) Die Thierärzte liquidiren für Verrichtungen außer-
halb ihres Wohnorts, in allen andern Fällen, außer
der Expedition selbst, an Transport-, Zehrungs-

kosten und Meilengebühren, wie die Wundärzte.

2) Fur einen ertheilten Rath bei einer Krankheit eines

Thieres mit oder ohne Mot
n) bei Tage . — 7212 11

b) bei Nacht —

3) Für einen Gang zu einem kranken Thiere nit oder
ohne Recept:
) bei Tage — 816

) bei Nacht 5 — 16—%

4) SindmehrereThiere akrankt, so nin fir jebes fel.
gende ein Viertel des Satzes berechnet

5) Fur die Untersuchung einerVichstuche nebst Bericht,
mit Berücksichtigung von Nro. 1.

Für die Untersuchung auf den 2 115 —
Für den Bericht — 8

6) Für die Besichtigung einesThieres, nebst õei
über seinen Gesundheitszustand — 32–18

7) Für die Besichtigung und Section , nebst Zeugnis
a) bei großen Thieren 2—
b) bei kleinen . 121 21

8) Ist nach Acten oder nah,,vonGerittomigen,auf.

gestellten Fragen ein Gutachten abzugeben — — —

9) Für die Operation des krankhast ungisammi an
sackes 11116

10) Für die Operation der Speichelfistel. r1% — 1136
Fürsll. Schw. Murolstädt. Gesetzsamml. V.
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11) Für's Wegräumen von Schieferzchnen

12) Für den Schlund= und Luftrobrenschnitt
18) Für das Englisiren
14) Für das Abschlagen desSchweifes, wenn 64 von

einem Andern, als dem, der das Englisiren vertich
tet hat, vorgenommen wird

15) Für die Hülfoleistung bei schweren **
a) bei großen Thieren
b) bei kleinen „

16) Für die Castration junger Pferde und Rinder und
auêgewachsener kleiner Thiere

17) Zu aie Castration auögewachsener Pfetde und

18) Für . Anwendung des TorilartsbeiiWesseside
und Aufblähung

19) Für Aderlassen undScarificiren . .

20) Für ein Eiterband oder einHuuncaneel zu n„
a) an der Brust und Schult

b) an andern Theilen

21) Für Punction der Harnblase
22) Fär den sogenannten Steinschnitt
23) Für das Oeffnen eines Abscesses .
24) Fur die Exstirpation eined krankhaftenTheiles
25) Für die Hornspaltenoperatio
26) Für die theilweise oder gänzlicheWegnahmederSohle

2)) Für das BrennenkrankhafterTheile, i"|nachdem weh ·
rere Eisen gebraucht werden

28) Für das Heften von Wunden.

29) Für das Heften eindringender hn
30) Für eine Bruchoperation . .

31) Für Zurückbringung einesVorfalles
32) Fur kleinere chirurgische Hülfsleistungen

I. Classe.) I. Classe.

———.—
—21 3a6

111— 136

5— 7—

—30 4

1|12 221

— 236 1112

— 82 1186

16 312

—21—

—16—

—sn
— 88

—48 11—

11868812

— 2— 6

— 242

— 132 1a6

— 481136

— 21 112

—16 —

1|88 2
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—321

— 123—–116
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I. Classe. I. Classe.

Anmerk. Die nöthigen Gehülfen des Operateurs bezahlt ver

Hülfe Suchende besonders-

33) Für das *einer Schoafherde von der Räude,
für das Stück —2——

3) Für diePocininpium, fir das Stüc — 6

VIII. Taxe

für Kranken= und Kindbett-Wärterinnen.

1) Einem Krankenwärter oder einer Warterinin gefähr-

lichen, hitzigen, ansteckenden Krankheiten, oder bei
Rasenden, nebst der Kost, täglich —o0o0 —

2) Bei minder gefährlichen, nicht ansteckenden Kronkhei-
ten, nebst der Kost, täglich ———

à Wenn die Krankheit längerwährt,wöchentlich ..1—-—

H Wo die Kost nicht gegeben wird, wird dafur taglich
mehr bezalt — 16H

5) Einer Kindbett-Werterin, nebst der Wdieehen
14 Tage, wöchentlich 1—/180

6) Die übrige Zeit — 01

NB. In einem Thelle der Abdrücke ist Kolgendes zuberichtigen:

S. 40 nach 98 b einzuschalten: bel mehrmaliger Wiederbolnas nur die Hälfte.
—44 Nr. 10. lies1fü.45Kr.U4—Hatt 1 — 1—
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&amp; XV. Verordunng
vom 28. Juli 1844, wegen der Eingangszölle von Belgischem Eisen.

Wir Friedrich Gänther, von Gottes Gnaden Fürst zu
Schwarzburg, Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sonders-

hausen, Leutenberg und Blankenburg u. s. w.

thun hiermit kund und zu wissen:

In Uebereinstimmung mit den Regierungen sämmtlicher Zollvereins -Staaten

verordnen Wir nachteslih zu dem Gesetze vom 19. Juni d. J. (Gesetzsamml.
1844 Nro. XI. S.19f.f.):

daß von dem aus Belgien zu Lande oder auf dem Rheine eingehen-
den Eisen und zwar von

a) Roheisen aller Art, altem Brucheisen, Eisenfeile und Hammerschlag
ein Eingangszoll von fünf Silbergroschen oder siebenzehn
Kreuzer vier Heller vom Zentner und von

geschmiedetem Eisen in Stäben, Luppeneisen, Eisenbahnschienen, auch
Roh= und Cement-Stahl, Guß= und raffinirtem Stahl, statt des
in dem durch Unser Patent vom 1. November 1842 publicirten Ver-

eins-Zolltarife, Abtheilung II), Position 6 b bestimmten Zollsatzes
von Einem Thaler oder Einem Gulden fünf und vier-

zig Kreuzer, ein Eingangszoll von Einem Thaler funfzehn

Silbergroschen oder Zwei Gulden sieben und dbreißig
Kreuzer vier Heller vom Zentner

sofort erhoben, mit der vom 1. September d. J. an eintretenden allge-
meinen Erhöhung der Eingangs-Zollsätze von fremdem Eisen aber das

vorstehend unter a und b genannte Eisen 1c. bei dem Eingange aus Belgien

auf den oben bezeichneten Wegen mit Zollsätzen, welche um funfzig Procent

höher, als die allgemein zur Anwendung kommenden Zollsätze
sind, belegt werden soll.

Diese letere Anordnung soll außer Wirksamkeit treten, wenn die von der

Königlich Belgischen Regierung dazu gegebene Veranlassung weg fällt.

Urkundlich unter Unserem Fürstlichen Insiegel und unlrer eigenhandigen Un-
terschtift. So geschehen Rudolstadt, den 23. Juli1

Friedrich Gäneher,
Fürst zu Schwarzburg.

S



Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Hiebentes Stöck vom Jahr 1844.

 ———-.:3

 XVI. Verordnung
der Fürstl. Regierung vom 30. Juli 1844, wegen Verkaufs ded Mehls

nach dem Gewichte.

Nachdem zu vernehmen gewesen, daß zeither beim Verkaufe des Mehls
nach dem Maaße mehrfach Mißbräuche zum Nachtheile der Käufer vorgekom-
meen sein sollen, so wird anmit verordnet, daß vom 1. September des lau-

fenden Jahres an das Mehl nicht mehr nach dem Maaße, sondern durch-

gängig nach dem Gewichte zu verkaufen ist, indem zugleich für jeden erweis-
lichen Contraventionsfall, in welchem von oben gedachtem Zeitpunkte an käuf-

lich abgegebenes Mehl vermessen, anstatt verwogen worden ist, eine Geldbuße
von fünf Gulden, wovon ein Dritttheil der Denunciant erhält und zwei

Dritttheile in die betreffende Ortsarmencasse fließen, festgesetzt wird.

Die Unterbehörden werden beauftragt, auf Aufrechthaltung dieser Ver-
ordnung zu invigiliren und invigiliren zu lassen, in vorkommenden Zuwider=
handlungsfällen aber gehörige Untersuchung und Bestrafung vorzukehren.

Rudolstadt, den 30. Juli 1844.

Fürstl. Schwarzburgische Regierung.
Hönniger.

N. A. Bianchl.

Fürstl. Schw. Dnrrolstärt. Gesetzsomml. V. 10
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 XVII. Bekanntwachung
der Fürstl. Regierung vom 6. August 1844, wegen Abänderung

der Preise mehrerer Arzueimittel.

Nachdem sich in Folge der in den Droguen-Preisen eingetretenen Verän-
derungen eine gleichmäßige Veränderung in den Preisen der Arzneimittel noth-
wendig gemacht hat; so werden die hiernach abgeänderten Tarbestimmungen,
welche mit dem 1. des künftigen Monats September in Wirksamkeit treten

sollen, nachachtlich andurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 6. August 1874.

Füstl. Schwarzburg. Regierung.
Hönniger.

N. A. Bianchl.
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Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

# Achtes Stück vom Jahr 1844.

 XVIII. Bekanntmachung
der Fürstl. Regierung vom 23. August 1844, das Arbeiten der Maurer=

und Zimmer-Gesellen auf eigene Rechnung betreffend.

Da bei Fürstl. Regierung von Seiten einiger Bauhandwerkömeister Be-

schwerde geführt worden ist, daß die nachstehende, unter'm 15. Juli 1830 erlas-
sene, im 29. Stücke des hiesigen Wochenblattes vom gedachten Jahre abgedruckte
Verordnung wegen Arbeitens der Gesellen auf eigene Rechnung:

„Es ist zu Unserer Kenntniß gekommen, daß Bauhandwerksmeister, Mau-
rer und IJinmerleut= „häufig den Gesellen gegen eine Geldvergütung gestat-

„ten, sich auf ihren Namen Arbeit zu suchen, dergestalt, daß sodann die
„Bauten auf alleinige Rechnung der Gesellen, die sich wiederum Gesellen
„und Gehülfen annehmen, betrieben und gewöhnlich ganz ohne Aufsicht eines

„Meisters angefangen und ausgeführt werden.

„Dieser Mißbrauch, der sich mit der Bürgerpflicht eines Meisters nicht
„verträgt, und den Gesellen zum Nachtheil des Publicums Vorschub lei-

„stet, wird hierdurch ausdrücklich untersagt, und wird zu dessen künftiger

„Verhütung gleichzeitig festgesetzt, daß, insofern ein Maurer= oder Zimmer-
„meister bei außerhalb seines Wohnorts übernommenen Bauten, deren Aus-
„führung oder specielle Leitung einem oder mehreren seiner zuverldssigen,

„dazu gehörig aualificirten Gesellen übertragen will, derselbe den Gesellen
nein schriftliches Attestat folgenden Inhalts:

„daß er, der Meister, den Bau, — welcher genau zu bezeichnen ist —

„übernommen und den oder die Gcsellen, — welche namentlich aufzufuh-
„ren sind — dabei angestellt habe.“

„ertheilen und von seiner Ortsbehörde beglaubigen lassen „auch den Bau we-
„nigstens alle Woche einmal revidiren mu

„Ein Meister, der ein solches Ateestat ausstellt, ohne den Bau wirklich

„selbs übernommen und mit dem Bauherrn contrahirt n haben „ oder der
drsi. Schw. O#dolslärt. Gesetzsamml. V.
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„einen Gesellen ohne ein solches Attestat zur Ausführung von Bauten aus-

„schickt, oder die wöchentliche Revision solcher, einem oder mehreren Gesel-
„len übertragenen Bauten unterläßt, verfällt in eine Strafe von 1 bis 10

„Rthlrn., und eine gleiche Strafe trifft den Bauherrn, welcher einen Bau

„einem andern Bauhandwerker, als einem apprebirten Meister überträgt,
„oder einen, zur Ausführung des Baues von einem Meister abgeschickten Ge-

„sellen eher zur Arbeit zuläßt, bevor ersich überzeugt hat, daß der Geselle
„mit dem vorschriftmäßigen Attestat versehen sei. Die Gesellen aber, welche
bei der Leitung und selbstständigen Ausführung eines Baues betroffen wer-

„den und sich durch das vorschriftcmaßige Attestat nicht legitimiren können,
„sollen nach Befinden der Umstände mit 21 Stunden bis 14 Tagen Gefäng=

„nißbestraftwerden.
„Die Unterbehörden werden angewiesen, über genaue Aufrechthaltung

„dieser Bestimmungen streng zu wachen und gegen die Contravenienten mit ge-

böriger Untersuchung und Bestrafung vorzuschreiten.

Rudolstadt, den 15. Juli 1839.

Fürstl. Schwarzburgische Regierung.
Ketelhodt.

N. A. Blanchi.

nicht gehörig beobachtet werde, so wird dieselbe auf darum geschehenes Nachsuchen
mit dem Hinzufügen wieder in Erinnerung gebracht, daß die vorgedachten Bestim-
mungen auch auf Reparaturen jeder Art, welche ven Maurer= und Zimmergesel-
len eigenmächtig unternommen werden, Anwendung erleiden, und daß Maurer=

gesellen bei Vermeidung einer ebenmäßigen Gefängniß= Strafe überhaupt jeder
Steinhauer-Arbeit auf eigene Rechnung sich gänzlich zu enthalten haben.

Rudolstadt, den 23. August 1844.

Fürstl. Schwarzburg. Regierung.
Hönniger.

N. A. Bianchi.



Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

MNeunteo Stüch vom 2# 1844.

#„3 An. Verordmung
zur Beschränkung des Hausirhandels, vom 25. Septbr. 1844.

Wir Friedrich Günther, von Gotte6 Gnaden Firrst zu

Schwarzburg, Graf zu Hohnstein, Herr zu Arustadt, Sonders-
hausen, Leutenberg und Blankenburg rc.

verordnen, um den Uebelständen entgegenzuwirken, welche hinsichtlich des Ver-

kehrs der, behufc deo Sucheno von Waarenbestellungen und des Waarenauf-

kaufo umherreisenden, Personen wahrgenommen worden sind, fur den Umfang
Unsereo Fürstenthums wie folgt:

. 1.

Waaren-Bestellungen dürfen durch Herumgehen oder Herumschicken nur
bei solchen Personen gesucht werden, welche mit der in Frage stehenden Waa-

ren-Gattung Hawdel treiben oder derselben zu ihrem Gewerbe bedürfen.

Nur Weinhändlern bleibt auch fernerhin nachgrlassen, Bestellungen auf
Wein auch bei den nicht Handel treibenden Personen zu suchen.

Andere Gegenstände auch bei den Censumenten selbst anzubieken, kann
nur ausnahmsweise auf den Grund eines, ven der betreffenden Polizei-Behörde

dieserhalb besonders ausgewirkten, Erla bnihsheines nachgelassen werden.
8.

Keinem Handelsreisenden, welcher % zum Herumtragen seiner Wgaren
als Hausirer obrigkeitliche Erlaubniß erhalten hat, mag er Bestellungen suchen

oder Waaren aufkaufen, ist es gestattet, aufer Preben oder Mustern auch

Waaren zum Verkauf bei sich zu führen, oder die alö Proben und Muster

gebrauchten Gegenstände zu verkaufen.

S. 3.
Solchen Gewerbetreibenken, welchen das Aufsuchen von Bestellungen nur

bei denjenigen Persenen gestattet ist, die mic der in Frage si Waaren=
Fürstl. Schw. Durolstärt. Gejetsamml. V.
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Gattung Handel treiben oder derselben zu ihrem Gewerbe bedurfen, ist es
auch verboten, außerhalb des Wohnorts Bestellungen von andern als den ge-

dachten Personen, selbst wenn sie ohne Aufforderung eingehen, anzunehmen.

Die Zeit der Jahrmärkte macht hiervon insofern eine Ausnahme, als
während derselben in einem bestimmten Locale Aufträge von Jedermann ange-

nommen werden dürfen, in welchem Falle aber dann von diesem Geschäftö-

Locale die für Marktstände ortonblichen Abgaben zu entrichten sind.

, §.-l-.

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieses Gesetzes sind mit Geld-
buße von 21 Fl. = 12 Rthlr. bis 70 Fl. = 40 Rthlr. oder verhaltnißma-

Wiger Gefängnißstrafe und mit Confiscation derjenigen Gegenstände, welche die
Contravenienten ihres Gewerbes wegen bei sich führen, zu belegen.

 1

Von den eingehenden Geldbußen und dem Erlöse der confiscirten Gegen-
stände erhält der Denunciant ein Drittheil und die übrigen Beträge fließen

den betreffenden Ortsarmencassen zu.

urkundlich unter Unserer eigenhandigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

Rudolstadt, den 25. Sept. 1844.

(L. S.) Friedrich Günther,
Fürst zu Schwarzburg.
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 XX. Verordnung
der Fürstl. Regierung im Betreff der Annahme des erneuerten Reglements

für die Magdeburgische Landfeuer=Societät,vom22.Octbr.1844.

Nachdem für die Magdeburgische Landfeuer-Societät, welche im hiesigen
Fürstenthume die Stelle der Landesassecuranz-Anstalt vertritt und seit einer lan-

gen Reihe von Jahren eine wehlthätige Wirksamkeit gedußert hat, unter'm 28.

April 1813 das aus dem anliegenden Druckstucke ersichtliche erneuerte Reglement

erlassen und von Sr. Hochfürstlichen Durchlaucht, dem gnädigst regierenden
Fürsten und Herrn, beschlossen worden ist, dieses Reglement, welches mit dem

1sten Januar 1815 in Kraft tritt, und vermittelst dessen die Verfassung der
Anstalt in mehrfacher Hinsicht eine verbesserte Einrichtung erhält, in der Ober-

herrschaft des Fürstenthums unter nachstehenden Modificationen recipiren und
zur Ausführung bringen zu lassen, daß nämlich

1) in Beziehung auf §. 2. die bisherige Freiheit der Unterthanen, ihreGe-
baude bei der Magdeburger Societät oder bei andern Assecuranz-In-

stituten zu versichern, nicht beschränkt werden soll,
2) die in §. 5. erwähnte Portofreiheit blos insoweit, als es bestehende

Vertragsverhältnisse zulassen, eingerumt wird,

3) die in 5. 38. angeordnete Anzeige über die anderswo, als bei der Mag-

deburger Societät versicherten Gebäude rücksichtlich der bei inländischen

Agenten erfolgten Versicherungen von den betreffenden Agenten zu be-
wirken ist und blos hinsichtlich der bei ausländischen Agenten verassecu-

rirten Gebäude den bezüglichen Gebaudebesitzern selbst obliegt, und endlich

mit Umgehung der in §. 18. vorgeschriebenen Beschrankung die Versi-

cherungen der Gebaude bei andern Assecuranz= Anstalten alo der Mag-
deburger Societt zwar auch fernerhin noch bis zum vollen Betrage

des gemeinen Werthes derselben, welcher letztere bei Vermeidung stren-
ger Ahndung in keinem Falle überschritten werden darf, erfolgen kön-

nen, jedoch die zu diesem Behufe vorher in jedem Falle vorzunehmen-
den Werthabschátzungen durch die für die Magdeburgische bandfeuer-
Societt bestehenden Bezirko= Abschätzungs -Commissionen auf Kosten

der betreffenden Gebäude-Besider zu bewirken find, oder wenn die Sta-
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tuten der Assecuranz-Anstalt, bei welcher die Versicherung geschehen voll,
besondere, hiervon abweichende Formen der Taration vorschreiben, diese
zwar befolgt werden können, sodann aber die auf diese Weise ermittelte

Werthbestimmung der Revision der betreffenden, für die Magdeburger
Societdt erwählten Bezirks-Abschätzungs-Commission und, wo nöthig,
der Ermähigung bis zu dem von Leterer ermittelten Werth unterliegt;

so wird Solches auf höchsten Befehl andurch öffentlich bekannt gemacht und

werden zugleich die Mitglieder der Magdeburgischen Landfeuer-Societät und

die bei der Verwaltung derselben beschaftigtenBehörden lowobl, als auch die
Agenturen und Interessenten aller andern B 6. Gesell-

schaften angewiesen, sich hiernach allenthalben zu achten und demgemaß zu
verfahren.

Rudolstadt, den 22. Octbr. 1844.

Fürstl. Schwarzburg. Regierung.
Hönniger.

N. A. Blanchi.
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Ernenertes Aeglement .diearcdeburasche Land-Feuersosletät.
n 28. April 1813.

Wir Friedrich Wilheln, von Gottes Gnaden, König von

Meusien r. #.

haben nach Anhörung Unserer getreuen Stände der Provinz Sachsen beschlossen,
die in Unserem Fürstenthum Halberstadt bioher bestandene Land-Feuersozietät auf-
zuheben und dieselbr mit der Magdeburgischen Land-Feuersezietät zu verschmelzen.
Eben so haben Wir, nach dem Antrage Unserer getreuen Stände, das bicherige

Reglement der Magdeburgischen Land-Feuersozietät,, welches den Anforderungen
der neuern Zeit nicht mehr entspricht, durchdie bestehende Sozietäts-Deputation,
unter Zuziehung einiger Deputirken aus den bandgemeinden des bicherigen Sozie-

täteverbandes und aus dem Firlirtan Halberstade revidiren und umarbeiten
lassen und verordnen nunmehr wie folgt

F. 1.
1. Allgemtine Bestimmungen.

Die Magdeburgische Land-Feuersozietät soll fortan, wie bisher, das platte
Land folgender Bestandtheile Unserer Provinz Sachsen:

1) des Herzogthums Magdeburg mit Einschluß des ehemaligen Ziesarschen

Kreises, der GrasschaftBarby und des Amtes Gommern;
2) des Saalkreise,
3) der Grafschaft Mannefeld,
4) der Altmark,

5) des Stiftes Quedlinburg,
60) des Fürstenthums Eichsfeld,
7) des Furstenthums Erfurt und außerdem

8) das platte Land des Fürstenthums Halberstadt und der Grafschaft Wer-

nigerode
umfassen. Die gegenwärtig zur Sozictät gehörigen ausländischenGebiete, nämlich:

#) das platte Land und die Städte der Fürstenthümer Schwarzburg-Ru-

volstadt und Schwarzburg-Sonderöhausen, und

b) das platte Land und die Städte der Fürstenthümer Reuß, füngerer Linie
könnenim Sozietäts-Verbande nur unter der Bedingung bleiben, daßin densel-

ben die Bestimmungen dieses erneuerten Reglementsin ihrem ganzen Umfange zur

Ausführung kommen. Für den Fall, daß die Ausführung aller Beskimmungen
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dieses Reglements in den auswärtigen Gebieten Anstand finden sollte, wird für die

Sozietät, wie für die betroffenen Regierungen die Aufkündigung nach den bestehen-
den Verträgen vorbehalten. Unter der nämlichen Bedingung können von der So-

zietctodeputation auch andere, unter fremder Hoheit stehende Länder oder bandes-
theile in den Verband der Sozietät aufgenommen, es muß aber darüber jedesmal

ein besonderer Versicherungsvertrag mit Genehmigung der betreffenden Landesherr-
schaft abgeschlossen und zu Unserer Allerhöchsten Bestätigung eingereicht werden.

 2.

Der Zweck der Sozietát ist auf gegenseitige Versicherung von Gebauden gegen
Feuerögefahr gerichtet, welche alsoinderselbendergestaltgemeinschaftlich übernom-
men wird, daß sich jeder Theilnehmer zugleich in den Rechtsverhältnissen eines Ver-

sicherero und eines Versicherten befindec, als Versicherer jedoch nurmit den, ihm nach

dem gegenwärtigen Reglement pro rala seiner Versicherungosumme obliegenden
Beitcägen verhaftet ist. Andere in= oder ausländische, auf Gegenseitigkeit der Im-
mobiliarversicherung gegen Feuerögefahr gerichtete öffentliche Institutionen sollen
fortan, der Regel nach, innerhalb des Bezirko der Magdeburgischen Land-Feuer-

sozietat keine Wirksamkeit ausüben dürfen. Von dieser Regel bleiben jedoch die
ritterschaftliche Feuersozietät des Fürstenthums Halberstadt und die Wische-Feuer-
sozietät ausgenommen, und behalten Wir Uns vor, auch andere Ausnahmen da-

von zu gestatten.
g. 3.

In welcher Art die rechtlichen Verhaltnisse der Halberstädter Land-= Feuer-So-
zietät abgewickelt, imgleichen auf welche Weise die Theilnehmer derselben in die Mag-
deburgische Land= Feuersozietät übernommen und von welchem Zeitpunkte ab die
Bestimmungen dieses erneuerten Reglements in Wirksamkeit treten sollen, darüber

sind die ndheren Anordnungen in der heute von Uns vollzogenen besonderen Aus-

führungsverordnung enthalten.
g. 4.

Die Verhandlungen Behufs Verwaltung der Angelegenheiten der Magdebur-
gischen Land-Feuersozietät, die darauf bezügliche Korrespondenz zwischen den Be-
hörden und Mitgliedern der Sozietät, die amtlichen Atteste für die Versicherungen
und die Quittungen über empfangene Brand-Entschadigungozahlung aus der So-

Fetätskasse sind vom tarifmäßigen Stempel und von Sporteln entbunden. Bei

Prozessen Namens der Soßzietät sind diejenigen Stempel, deren Bezahlung ihr ob-
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liegt, außer Ansatz zu lassen. Zu Vertragen mit einer stempelpflichtigen Partei
ist der tarifmäßige Stempel in dem halben Betrage, zu den Nebeneremplaren der

Stempel beglaubigter Abschriften zu verwenden.

. 5.

Eben so soll ihr die Portofreiheit in Absicht aller mit dem Vermerk „Feuer-

Soziecäts-Sache“ versehenen und mit öffentlichem Siegel verschlossenen Berichte,
Schreiben, Gelder und Packete zustehen, die in Feuer-SMzietät-angelegenheiten
zwischen den Behörden hin= und hergesandt werden. Privatpersenen und einzelne.

Interessenten aber mussen ihre Briefe an die Feurr-Schietats-Behörden frankiren
und kommt ihnen und den an sie ergehenden unfrankirten Antworten die Portofrei-

beit nichtzuStatten.
F. 6.

2. Inner#er Organlsmus und Veamie der Sczietäl.

Die Angelegenheiten der Magdeburgischen Land-Feuersozietät werden wahr-
genommen:

1) durch die Sozietäts-Deputation,
2) durch einen General-Direktor,
3) durch Kreis-Direktoren.

Außerdem besteht zu Magdeburg, wo die Sozietät ihren Sitz hat, eine Hauptkasse
und in jedem Kreise eine Spezialkasse. Zur Verwaltung der Haupkkasse wird ein

Generalrendant, ein Kassenkontrolleur und ein Kassenbote, zur Verwaltung der

Spezialkassen hingegen in jedem Kreise ein Spezialrendant angestellt.

5. 7.

Die Sczietäks-Deputation ist ein Kollegium, welches aus dem jedesmaligen
General-Feuersezietäts-Direktor, einem von Unserer Regierung zu Magdeburg
abzuerdnenden Mitgliede derselben, und je einem Deputirten der nachbenannten

zehn Hauptbestandtheile der Sozietät, nämlich:
u) des auf dem linken Elbufer belegenen Theiles des Herzegthums Magde-

burg mit Einschluß der Grafschaft Barby,
b) des auf dem rechten Elbufer belegenen Theiles dieses Herzegthumes mit

Einschluß deb ehemaligen Iscarsche Kreises und des Amtes Gommern,
) des Saalkreises,
d) der Grafschaft Mannsfeld,
e) der Altmark,
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 des Fürstenthums Halberstadt mit Einschluß der Grafschaft Wernigerode
und des Stiftes Quedlinburg,

g) des Fürstenthums Eichofeld,

h) des Furstenthums Erfurt,

.i) der Fürstenthümer Schwarzburg-Rudolstadt und Schwarzburg-Son-
dershausen,

 t) der Fürstenthümer Reuß, jüngerer Linie,

mithin zusammen aus zwölf Mitgliedern besteht. Eine Vermehrung dieser Anzahl
der Deputationsmitglieder bleibt für den Fall der Aufnahme anderer Länder oder

Landeötheile in den Sozietätsverband(§.1.)vorbehalten.

5. B.

Die Wahl der Deputirten aus den im §. 7. zu n. bis h. genannten inländischen

Gebietstheilen wird in folgender Art vellzegen:

1) Die Deputirten deo Saalkreises (§. ve.) und des Fürstenthums Erfurt
(5. Ih.) werden auf den gewöhnlichen Kreistagen des Saalkreises und resp.

des Erfurter Kreiseo durch die zum platten Lande gehörigen Mitglieder der
Kreistagoversammlung gewählt.

2) Der Deputirte der Altmark (§. ve.) wird auf dem AltmärkschenKommunal-

landtage durch die dazu versammelten, zum platten Lande gehörigen Stände

gewählt.
Behufs der Wahl der Deputirten aus den im §. 7. zu u. P. dl. L. und g. ge-

nannten Landeötheilen werden für die betreffenden landräthlichen Kreise
Wahlmänner und zwar für jeden der Kreise

zu n. Calbe, Nuhaldenktebe, Wanzleben und. Wolmerstedt,
zu l. Halberstadt,Oschersleben, Wernigerode und Aschersleben,
zu g. Heiligenstadt, Mühlhausen und Worbis

ein Wahlmannz hingegen für jeden
zu b. der beiden Terichowschen Kreise, und

zu d. der beiden Mannofeldschen Kreise

zwei Wahlmänner durch die zum platten Lande gehörigen Mitglieder der

Araietagoorrsammang gewählt. Diese Wahlmänner treten hierauf
zu u. und h. in Magdeburg,

zu .. in Eisleben,

zu I. in Halberstadt,

zu g. in Heiligenstadt
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zusammen und wählen den Soziekätsdeputirten durch absolute Stimmen-
mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Loos.

Die Wahl dieser Deputirten (§. 7. u. bis h.) geschieht auf Lebenszeit.

Dieselben müssen Sozietätemitglieder sein, und wenn sie diese Eigenschaft
verlieren, sofort aus der Deputation auoscheiden.

#u. O.

Die Deputirten der auswärtigen Sozietätsbezirke (. 7. j. und k.) werden

nach der daselbst bestehenden bandesverfassung gewäahlt. Die beschränkenden Vor-
schriften des s. 8. finden aufsiekeine Anwendung.

K. 10.

Sämmtliche Wahlen derSozietäts- —W.2 und resp. der Wahlmämmer
erfolgen auf Veranlassung des General-Direktortors

8. 11.

Die Deputation ist dazu berufen, die Sozietät nach Maaßgabe dieses Regle-
ments zu vertreten, undin allen Angelegenheiten verbindende Beschlussefurdie So-

zietat zu fassen. Sie hat insbesondere die Verwaltung der Sozietats- Beamten zu

kontrolliren, dieRechnungen zu prufen, zu moniren, und alljahrlich abzunehmen,
die Etats festzusetzen, und in allen Angelegenheiten, in denen ihr die Emscheidung

neglementemag zusteht, zu entscheiden.
KS. 12.

Die Deputation versammelt sich in Magdeburg und hält alljahrlich am 28.

September, oder wenn derselbe auf einev Sonntag fällt, am 29. September ihre

gewöhnliche Sitzung. Außerdem versammel sie sich, so oft der General-Director
oder dessen Stellvertreter co für nöthig häls, zu außerordentlichen Sitzungen. Die
Deputationsmitglieder werden durch den General-Direktor oder dessen Stellver-

treter zu den Sitzungen eingeladen. Wer nicht erscheinen kann, hat davon zeitig

Anzeige zu machen. Die Deputation kann nur auf vorschriftmäßige Berufung,
und nur, wenn außer dem General-Direktor oder dessen Stellvertreter und dem

Deputirten der Regierung wenigstens drei Sozietäts -Deputirte gegenwärtig sind,
gültige Beschlüsse fassen. Bei ihren Versammlungen führt der General=Direktor
oder dessen Stellvertreter den Vorsitz und trägt die zur Berathung kemmenden

Gegenstände vor. Die Beschlüsse werden nach Stimmenmehrheit der Anwesenden

gefaßt. Bei gleichen Stimmen giebt die Stimme des General- Direktors oder
Fuesti. Schw. Viudoist. Gesehsamml. V.
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dessen Stellvertreters den Ausschlag. Die Stimme des General-Direktors ruht,
so oft eine über ihn geführte Beschwerde, oder ein anderer Gegenstand, bei wel-

chem er persönlich betheiligt ist, zur Berathung kommt. In diesen Fällen ist bei

Stimmengleichheit, die Stimme des, den Lebensjahren nach ältestenDeputations-
mitgliedes entscheidend. Abwesende Deputationsmitglieder können nur in dem §. 13.

erwähnten Falle mitstimmen.
g. 13.

Der General-Feuersozietats · Direktor wird von der Deputation auf Lebens.

zeit gewählt. Dabei können ausnahmsweise auch abwesende Deputationêmitglie-
der, jedoch nur dann mitstimmen: wenn bei der Abstimmung der anwesenden De-

putationsmitglieder die Stimmen gleich sind. In diesen Fällen werden die Stim-
men der abwesenden Deputationsmitglieder, welche dieselben schriftlich und versie-

gelt einzusenden haben, eröffnet und berücksichtigt. Außerdem bleiben sie uneröff-
net und werden vernichtet. Die Wahl des General-Direktors bedarf zu ihrer Gül.

tigkeit Unserer Allerhöchsten Bestätigung.

K. 14.

Derselbe muß ein inländisches landtagöfähiges Rittergut besitzen und Sozie-
tätömitglied sein. Verliert er eine dieser Eigenschaften, so muß er sein Amt nie-

derlegen.
S 15.

In jeder gewöhnlichen Sitzung der Deputation wird von derfelben ein Stell-

vertreter des General-Direktors gewählt, welcherin Behinderungsfällen oder beim

Abgange des General-Direktors dessen Verrichtungen bis zur nächsten gewöhnli-

chen Deputations-=Situng oder bis zur Wahl eines neuen General-Direktors zu
beseorgen hat.

5. 16.

Dem General-„Dirkktor steht die obere Leitung der Sozietätsgeschäfte zu.

Er hat für die Ausführung der verfassungsmäßigen Beschlüsse der Deputation zu
sorgen, die übrigen Sozietätöbeamten zu beaufsichtigen, dieselben mit den nöthigen
Anweisungen zu versehen, und zu deren Befolgung, allenfalls durch Festsetzung
von Ordnungsstrafen von 1 bi5 20 Thaler anzuhalten, und über vorkommende

Streitigkeiten zunächst zu entscheiden. Diese seine Entscheidungen mässen so lange
befolgt werden, bis sie in höherer Instanz (§. 116.) abgeändert oder aufgehoben

sind. Die übrigen Vertichtungen des General-Direktots sind in diesem Regle.
ment angegeben.
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8. 17.

Behufs der speziellen Verwaltung der Sozietätsangelegenheiten wird der ge-

sammte Bezirk der Sozietät in gewisse Kreise eingetheilt. Die Deputation hat die

Anzahl derselben und ihre Begrenzung zu bestimmen.
5 18.

Für jeden dieser Kreise wird von der Deputation auf den Vorschlag des Ge-

neral-Direktors, ein Kreis-Feuersozietäts-Direktor gewählt. Diese Wahlen ge-
schehen auf sechs Jchre.

19.

Die Kreis-Direktoren brauchen nicht nothwendig Soziet4tsmitglieder zu sein.
Sie mussen aber im Kreise wohnen und wenn sie denselben verlassen, ihr Amt nie-

derlegen.
g. 20.

Für Behinderungöfälle ernennt der General-Direktor für jeden Kreis-Di-

rektor einen Stellvertreter, welcher auch beim Abgange des Kreis-Direktors dessen
Geschäfte so lange zu versehen hat, bie die Stelle durch die Deputation wieder be-

setzt ist.
S. 21.

Die Kreis-Direktoren stehen unmittelbar unter dem General-Direktor, und

haben unter dessen beitung die Vorschriften des Reglementé und die ihnen ertheilten
besonderen Anweisungen zur Ausführung zu bringen.

5. 22.

Der General-Rendant, der Kassen-Kontrolleur und der Kassen-Bote wer-

den gleichfalls, auf den Vorschlag des General-Direktors, von der Deputation

gewählt. Die Kreis-Rendanten hingegen werden von den betreffenden Kreis-Di-

rektoren gewählt und vom General-Direktor bestätigt. Ausnahmsweise können,
mit Genehmigung der Deputation, die Geschäfte eines Kreis-Rendanten dem

Kreis-Direktor mit übertragen werden.
**m'

Ob dieim §. 22. genannten Beamten auf Lebenzzeit oder auf Kündigung an-

gestellt werden sollen, hängt von dem Slhune der Deputation ab.

Die Verrichtungen dieserWeamt; iin den ihnen zu ertheilenden Instruk-
n naher angegeben.

tionen naher ang .ia
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g. 26.

Alle der Deputation zustehende Wahlen werden durch absolute Stimmenmehr=
heit vollzegen. Im Fall der Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Ge-
neral-Direktors oder dessen Stellvertreters; bei der Wahl des General-Direktors

aber die Stimme des den Lebencjahren nach altesten Deputations-Mitgliedes.
g. 26.

DieDeputationsmitglieder fungiren unentgeldlich. Mussen si e inSozietäts-
angeltgenheiten Reisen machen, so erhalten sie für jede Meile hin und zurück zusam-
men zwei Thaler Reisekosten, und für jeden Tag der Abwesenheit von ihrem Wohn-
orte drei Thaler Diäten aus der Sozietätskasse.

S. 27.

Alle Sozietätsbeamten beziehen ein firirtes Gehalt, nach dem von der Depu-
tation festgesetzten Etat. Büreaukosten werden weder dem General-Direktor noch

den Kreis-Direktoren gewährt. Dagegen erhalten dieselben, wenn siein Sozie-

tätsangelegenheiten Reisen machen müssen, an Dia#ten und Reisekosten zusammen

taglich vier Thaler aus derSozietätkaffe
K. 28.

Die firirten Gehalte werden vierteljährlich prnenumemndo gezahlt. Die Er-
ben versterbener Soziekätsbeamten erhalten ein, vom Ende des Sterbemonats

ab zu berechnendes Gnadenquartal.

Kein Sozietatobeamter hat Anspruch f Pension. Es bleibt aber der Depu-
tation vorbehalten, in geeigneten Fallen, nach Befinden, Pensionen zu bewilligen.

g. 30.

Sämmtliche Kassenbeamte der Sozietät müssen Kaution stellen. Die Kau-
tionen können durch baares Geld, Preußische Staatspapiere, Banko-Obligatio-

nen oder pupillarisch sichere Privat-Obligationen geleistet werden. Baare Kautio-
nenwerden bei der Vank belegt. Der Betragder Kautionen wird von der Deputa-

tion bei Regulirung des Etatssestgestut.
§-

Mit der Verpflichtung derSozichucbeim wird es überall in ähnlicher Art,

wie bei Unseren landeöherrlichen Beamten gehalten. Der General-Direktor wird

durch Unseren Ober-Präsidenten, alle übrigen Sozietätsbeamten werden durch den
General-Direktor oder in dessen Auftrage durch die Kreisdirektoren verpflichtet.
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8. 32.

Sämmtliche Sozietätsbeamte können im Falle verschuldeter oder unverschul-
deter Dienstunf4higkeit oder mangelhafter Dienstführung durch Beschlüsse der De-

putation, gegen welche aber Rekurs an Unseren Minister des Innern stattfindet,

aus ihren Stellen entfernt werden. Zur Entlassung des General-Direkkors istje-

doch Unsere Allerhöchste Genehmigung erfordexlich. Dem General-Direktor steht
es frei, die ihm untergeordneten Beamten der Sozietät bio zur nächsten Sihung

der Deputation zu suspendiren. Der General-Direktor selbst kann durch Unseren

Minister des Innern suspendirt werden.

g. 33.

3. Merslitcten der Ausnahme.

Die Sozietät darf zur Versicherung gegen Feuersgefahr nur Gebdude, und

zwar nur solche Gebäude aufnehmen, die innerhalb derjenigen Territorial= Gren-

zen, auf welche der Sozietätsverband sich bezieht, belegen sind, und deren höchste
zuldssige Versicherungösumme (§. 10.) mindestens fünf und zwanzig Thaler beträgt.

S 31.

Mit diesen Beschränkungen gilt zwar die Regel, daß Gebäude aller Art, ohne
Unterschied ihrer Einrichtung und Bestimmung, namentlich auch Windmählen,
zur Aufnahme geeignet sind.

. 35.

Folgende Gebäude aber, als:
Pulvermühlen= und Pulvermagazine;
Juckersiedereien, Cicherienfabriken und Schwefelraffinerien;
Vitriol= und Salmiakfabriken;

Glas-, Schmelz-, Frisch-, Seiger-, Blech-, Zinn= und Salpeterhütten;
Terpentin-, Firniß, Blauskure= und Holzsckurefabriken;

Pech-, Kalk-, Theer= und Ziegelöfen;
Kohlenschuppen bei Hammer= und Hüttenwerken;

und alle sonstige Gebaude, die sich mit den oben an gegebenen Gebau-
den unter einem Dache befinden,

sollen wegen zu großer Feuergefahrlichkeit nicht aufgenommen, undwenn sie schon
im Sozietatsverbande sind, davon ausgeschlossen werden.

Außer den vorstehend bezeichneten Gebauden darf der General·Direktorauch
anderen, die ihrer Bauart oder Lage nach, oder aus anderen Gründen der Feuers-
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gefahr besonders ausgesetzt sind, die Aufnahmein die Sozietct versagen und diesel-

ben, wenn sie sich schonim Sozietätsverbande befinden, davon ausschließen.

g. 86.
Nur ganzeGebäude, nicht aber einzelne Theile eines Gebdudes werden in

Versicherung genommen. Jedes Gebdude muß einzeln und also jedes abgesonderte
Neben= und Hintergebäude besonders versichert werden.

5 37.

Im Allgemeinen besteht für die Besitzer von Gebäuden im Bereiche der Mag-

deburgischen Land-Feuersozietät keine Zwangspflicht, ihre Gebaude bei dieser So-
zietät zu versichern Vielmehr steht es Jedem frei, seine Gebude entweder gar
nicht oder auch anderswo, als bei der Magdeburgischen Land-Feuersozietät zu ver-

sichern. Es kann aber kein Gebäude, welches anderswo schon versichert ist, bei der

Maydeburgischen Land-Feuersozietät ganz oder zum Theil aufgenommen, und es
darf eben so kein Gebäude, welches bei der Magdeburgischen Land-Feuersozietat
schon versichert ist, auf irgend eine andere Weise, nochmals, es sei ganz oder zum
Theil, versichert werden. Auch ist es unstatthaft, die zu einem und demselben Ge-

höfte gehörigen Gebaude zum Theil bei der Magdeburg. Land-Feuersozietct, und

zum Theil anderswo, gegen Feuerögefahr zu versichern.
Ein Gebäudebesitzer, der diesen Vorschriften zuwiderhandelt,verfälltiin eine,

von den betreffenden Kreis-Direktoren festzuselende und zur Kasse der Magdeburg.

Landfeuersozietct fließende Ordnungsstrafe von 5 bis 50 Thalern, geht aller seiner
Rechte als Theilnehmer der genannten Sozietät verlustig und wird aus derselben

gänzlich ausgeschlossen, ohne daß gleichwohl seine Verbindlichkeit zu allen Feuer-
kassen-Beiträgen bis zum Ablauf des Jahres, in welchem seine Ausschließung er-

folgt, eine Abänderung erleidet. Außerdem soll ein solcher Fall zur näheren Be-
stimmung darüber, ob Grund zur Kriminaluntersuchung wegen intendirken Betrugs
vorhanden sei, dem kompetenten Gerichte von Amtswegen angezeigt werden.

K. 38. -

Jeder Gebäude-Besit Bereiche der Magd. Land-Feuersozietät,welhet seine
Gebaude anderswo alsbei lettererversichert u versichert hat, ist verpflichtet, sol-

chesmitBenennung der genommenen, nur nach §.30. 48. zulassigen Versicherungs-

summen, binnen längstens vierzehn Tagen, bei Vermeidungeiner Ordnungsstrafe von
fünf Thalern, dem betreffenden Kreis-Feuersozietäts-Direktor entweder unmittel-
bar oder durch Vermittelung der Ortsobrigkeit anzuzeigen. Diese Anzeige muß
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auch in Hinsicht derjenigen Gebaude, welche sich zu der Zeit, wo das gegenwartige
Reglement in Kraft tritt, anderwo bereits versichert befinden, bei gleicher Strafe
innerhalb sechsWochen nachgeholt und von dem betreffenden Kreis-Feuersozietäts-
Direktor in allen einzelnen Fallen, wo er es nöthig findet,, die Zulässigkeit der

Versicherung nach §§. 149. u. f. auf Kosten der Sozietat geprüft werden.

K. 39.
4. Zeilt des Eln= und Muskrills

Die Geschäftsführung der Sozietät beruht auf einer Zeiteintheilung in Kalen-
derjahre und dreijährige Zeiträume (Triennien). Das erste Triennium beginnt
mit der Anfangsstunde des 1. Januars 1870 (Mitternacht 12 Uhr).

8. 10.

Der Eintritt in die Sozietät mit den davon abhangenden rechtlichen Wirkun-

gen, so wie eine Erhohung der Versicherungssumme, so weit solche zulassig ist,
findet der Regel nach jährlich nur einmal, naämlich mit dem Tageobeginn (Mitter-

nacht 12 Uhr) des ersten Januars jeden Jahres Statt. Ausnahmsweise kann je-

voch der Eintritt in die Sozietät auch im Laufe eines Kalenderjahres nachgegeben
werden. Der Besitzer muß aber dann jedenfalls nicht nur den vollen Beitrag für

das laufende Jahr bezahlen, sondern auch die durch Gewährung seines Antrages
entstehenden Kosten tragen. Die rechtliche Wirkung des Versicherungsvertrages be-
ginnt in einem solchen Falle mit der Anfangsstunde desjenigen Tages, von wel-
chem das Versicherungsattest des Kreis-Direktors datirt ist. Es gilt jedoch die
Versicherung nur für die Summe, welche die Genehmigung des General-Direk-

tors demnachst erhült.
« 5441.

Jeder,welcherinbieSoziekckcnet-eintrittoderseineBeksicherungdsummeers
hohen laßt, ist verpflichtet, wenigstens ein volles Triennium hindurch, und also,
wenn der Eintritt oder die Erhöhung im Laufe eines Trienniums geschiehe, fur die

Zeit des laufenden und des zunachst darauf folgenden Trienniums, mit der genom-

menen Versicherung Mitglied der Sozietät zu bleiben.

F. 12. .

DerAuötrittnusdekSozimät,sowiediefkeiwilligeHerunkeksehungver
Versicherungssumme findet der Regel nach nur mit dem Ablaufe eines jeden Trien-

niums Statt. Ausnahmsweise ist jedoch der Austritt mit abgerissenen oder auf
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andere Ark weggefallenen Gebauden auch imLaufe eines Trienniums bei jedem in-

nerhalb desselben statthabenden Jahreowechsel zulässig.

« §.4:I.

Die nothwendige Heruntersetung der Versicherungsösumme und die Ausschließ-
ung eines Sozietatsmitgliedes oder eines versicherten Gebaudes aus dem Sozietats-

verbande treten sofort, nachdem sie festgestellt sind, in Wirkung. Jeder aber, der

auf diese Weise ausscheidet, oder dessen Versicherungssumme heruntergesetzt wird,
muß in allen Fällen für das ganze laufende Kalenderjahr die vollen Beiträge ent-

richten.
s8. 4.

Jedeß neu eintretende Sozietätsmitglied erhält dadurch pro raln der Versiche-

rungssumme verhältnißmäßigen Antheil an demSozietätsfonds. Austretende Mit-
glieder verlieren diesen Antheil.

K. 45.

Während eines Krieges findet, der Regel nach, weder ein neuer Eintritt in

die Sozietät, noch eine Erhöhung der Versicherungssumme Statt.
 .

vr Denbchemesesome.
DieVersiherungösumm darl den gemesnen Werth derjenigen Theile des ver-

sicherten Gebäudec, welche durch Feuer zerstört oder beschädigt werden können,

nicht allein niemals öbersteigen, sondern es wird auch das Maximum der versiche-

rungsfähigen Summe für Windmöhlen auf die Hälfte, und für alle anderen Ge-

baude auf drei Viertheile diesesWerthesbeschränkt.
» §.41.

Mit Beobachtung dieser Beschränkung (5. 46.) hängt die Bestimmung der
Summe, auf welche ein Gebäudebesitzer bei der Sozietät Versicherung nehmen will,
von ihm selbst abz nur muß die Summe in Beträgen, die durch die 7 25 theil-

bar sind, abgerundet und in PreußischemGourantwerth ausgedrückt sein.

. 418.

Der im §. 46. angeordneten Beschrankung ist fortan auch jeder, der seine, im

Bereiche der Magdeburgischen Land-Feuersoziekät belegenen Gebäude anderswo, als

bei dieser Sozietät versichern läht, unterworfen, dergestalt, daß jede höhere Ver-

sicherung unzulasnsigist.
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Jedes Zuwiderhandeln gegen das vorsiehende Verbok von Seiten eines Gebäu-

bebesitzers in dem Bereiche der Magdeburgischen Land-Feuersozietät soll, außer der
Zurückführung der Versicherungssumme auf den im §. 10. bestimmten Werth mit

einer zur Sczietätokasse fließenden, von dem betreffenden Kreio-Feuersozietäts-Di-
rektor festzusebenden Geldbuße von 5 bis 50 Thaler, und wenn die Kontravention

erst nach einem Brande entdeckt wird, außerdem mit dem Verluste des das zulässige
Maximum übersteigenden Theils der Versicherungssumme, welcher zur Hälfte der
Sozietätskasse, und zur anderen Hälfte der Ortsarmenkasse zufällt, bestraft werden.

S 49.

BeiErmiktelung des gemeinen Werthes der zu versichernden Gebäude muß auf
die örtlichen Materialienpreise, auf die geringeren Preise derjenigen Fuhren, Hand-
reichungen und anderer, keinetechnische Kunstfertigkeit erfordernden baulichen Arbei-
ten, die der Eigenthümer mit seinem Hauswesen selbst bestreiten kann, auf den Werth

des demselben etwa zustehenden freien Bauholzes, auf Remissionen, Hülfsfuhren und
andere Nebenvortheile, die der Eigenthümer im Falle eines Brandschadens zu er-

warten hat, gehörige Rücksicht genommen werden. Mit Beachtung aller dieser
Momente ist der dermalige Werth derjenigen in dem Gebäude enthaltenen Materia-

lien und Bauarbeiten festzustellen, welche verbrennlich oder sonst der Zerstörung
und Beschädigung vurch Feuer ausgesetzt sind, also mit Ausschluß alles dessen, was

nicht durch Feuer verletzt werden kann. Der dermalige Werth der Bauarbeiten

ergiebt sich bei Gebäuden, die nicht mehr völlig im baulichen Stande sind, dadurch,
daß deren nach vorstehenden Bestimmungen festgestellter Werth in demselben Ver-
hältniß reduzirt wird, in welchem der Materialienwerth in dem vorgefundenen Zu-
stande zu demjenigen Werthe steht, den die Baumaterialien im völlig guten Zu-

stande haben würden.
Ueberhaupt muh bei diesen Abschätzungen immer der Gesichtspunkt streng fest.

gehalten werden, daß die zu ermittelnde Werthsumme niemals den Betrag deejenigen

Schadens übersteigen darf, welcher den Eigenthümer im Falle der Einäscherung des
Gebaudes trifft, und wovon ihm höchstens der im §. 10. bestimmte Theil aus der

Sozietätobasse ersetht werden soll. 5%
u 00.

Die Feststellung des Werths der Gebäude nach den im §. 40. näher bezeichne-

ten Gesichtopunkten geschieht durch Bezirks-Abschätungscemmissienen unter Lei-
tung des Kreio-Feuersozietäts-Direktors. Zur Bildung der Bezirks-Abschätzungs-
commissionen wird durch den Kreis-Direktor jeder Kreio in mehrere Bezirke getheilt,

Fürstl. Schw. Oudesst. Gesegsamml. V. 11
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und für jeden solchen Bezirk von demselbeneine Abschätzungscommission bestellt. Sie
besteht aus dem jedesmaligen Vorsteher desjenigen Ortes, wo die Commission zu-

sammentritt, und aus zwei von dem Kreis-Direktor zu ernennenden Sachverstän-

digen. E ist nicht erforderlich, daß dies Sachverständige von Profession seien-
vielmehr genügt es, wenn sie nur die Fähigkeit besitzen, den Werth eines Gebäudes

nach allgemeinen Grundsätzen richtig abzuschätzen. Es ist aber bei ihrer Auswahl
darauf zu sehen, daß sie zu den angesehensten und rechtlichsten Personen des Kreises

gehören, daß sie den Bezirk und seine Bewohner genau kennen, und daß sie, ver-
möge ihres Gewerbes oder ihrer Verhältnisse bei dem Wiederaufbau der von ihnen

abzuschätzenden Gebäude, sofern dieselben abbrennen, kein Interesse haben.
Der Ortsvorsteher fungirt umsonst.
Mit den übrigen Mitgliedern der urs. ichtungscommisson wird wegen

ihrer aus der Sozietätokasse zu zahlenden Gebühren ein für allemal ein billiges Ab-

kommen, aber nicht nach der Tarsumme, sondern nach der Gebäudezahl getroffen,
und dieses der Genehmigung des General-Direktors unterworfen.

Der Kreis-Direktor hat das Recht, so oft er es für angemessen befindet, die

von ihm ernannten Mitglieder der Bezirko-Abschätzungscommission zu entlassen,

und an. die Stelle der entlassenen andere zu ernennen.
S. 51.

Oie Bezirks-Abschähngscommissionen sind zunächst dazu berufen, die nöthi-
gen Abschätzungen zu bewirken. Es ist nicht erforderlich, daß sie von jedem abzu-

schätzenden Gebaude eine specielle schriftliche Tare aufnehmen. Vielmehr haben sie,
mit genauer Berücksichtigung der im §. 19. vorgeschriebenen Abschdtzungs-Grund-=

sätze, ohne Weiteres die betreffenden einzelnen Rubriken des Feuersozietätskatasters
auszufüllen, und die Interessenten unter Bestimmung einer dreitägigen Präklusiv=

frist zur Ausführung ihrer etwanigen Einwendungen von dem Resultate der Ab-

schátung in Kennknif zu setzen. Lassen die Interessenten diese Frist unbenutzt ver-
streichen, se gehen sie ihrer Einwendungen verlustig. Reklamiren sie aber während
der Frist gegen die erfolgte Abschätzung, so ist die Bezirks-Abschätzungscommission
verpflichtet, von dem betreffenden Gebäude eine specielle schriftliche Taxe nach dem,

diesem Reglement suh A. beigefügten Schema aufzunehmen, und dem Kreis-Feuer-

sozietäts-Direktor zur Entscheidung über die erhobene Beschwerde vorzulegen.
S. 52.

Der Kreis-Feuersozietckts-Direktor ist berechtigt und verpflichtet, das Ver-
fahren der Bezirks-Abschätzungscommission zu beaufsichtigen, die Arbeiten dersel-
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ben zu prüfen, und nach Befinden zu berichtigen. Außerdem hat derselbe über die
Einwendungen zu entscheiden, die von den Interessenten gegen die durch die Bezirks-

Abschätzungscommissionen bewirkte Abschähung ihrer Gebaude angebracht werden.
(K. 51.

Die Entscheidung des Kreis-Feuersoziekäts-Direktors über den Werth und

die höchste zulässige Versicherungosumme der zu versichernden oder versicherten Ge,

baude, werden so lange für richtig angenemmen, und befolgt, bis sie von dem Ge-

neral-Direktor, oder in letzter Instanz von der Deputation abgeändert sind.

Der Interessenten steht gegen die Entscheidung des Kreis-Fruersozietts-Di-
rektors der Rekurs an den General-Direktor zu, welcher bei demselben binnen einer

zehntägigen Präklusiofrist schriftlich angebracht werden muß.

5. 53.

Wenigstens alle neun Jahre müssen sämmtliche in Versicherung genommene
Gebäude einer genauen und gründlichen Revision unterworfen werden. Der Zweck

dieser regelmßigen Revisionen besteht darin, zu untersuchen, ob sich etwa hin-
sichtlich der versicherten Gebaude Veränderungen ereignet haben, die eine Herab-
setung der Versicherungssumme nach der Verschrift des . 16. oder die Stellung der

Gebäude in eine andere Klasse (§. 57.) zur Folge haben müssen. Die Revisionen
geschehen durch die Bezirkoe-Abschätzungscommissionen unter der Aufsicht des Kreis-

Feuersozietäts= und des General-Direktors. Das Verfahren dabei ist dasselbe,

welches bei der ersten Abschätzung der Gebaude befelgt wird. (§. 52.)

5. 54.

Aiuch außer den vorstehend erwähnten regelmaßigen Revisionen muß der Zu-
stand der versicherten Gebdude, inobesondere die durch den Verlauf der Zeit oder

sonst erfolgende Verminderung des Werthes derselben von den Sozietäts-Beamten

sorgfältig beobachtet und darauf gesehen werden, daßkeine Versicherungosummedas
nach F. 16. zulässige Marimum übersteigt. Namentlich haben die Kreis-Feuerso-
zietts. Direktoren hierüber zu wachen. Dieselben sind daber befugt und verpflich-
tet, so oft sie es im Interesse der Sozietät für angemessen erachten, einzelne Ge-
bäude entweder selbst zu revidiren oder einer Revision durch die Bezirkoc-Abschätz-

ungscommissionen zu unterwerfen, und demndchst, nach Befinden, die Versiche-
rungösumme solcher Gebéude sofort herabzusetzen. Auch steht ihnen das Recht zu,
Gebäude, die sie für allzu feuergefährlich halten, sofort aus dem Sozietätsver-
bande auszuschließen. Wenn dergleichen Gebaude nicht zu denjenigen geheren, die

117
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nach den ausdrucklichen Vorschriften des F. 35. nicht aufgenommen werden sollen,
so muß der Kreis-Direktor zu der Verfügung, in welcher er die Ausschließung eines

solchen Gebaudes auSgesprochen hat, die Genehmigung des General-Direktors

einholen. Bis zum Eingang der Entscheidung des bebtern bleibt aber die gedachte

Ausschliehung in Kraft. Von seder in vorstehender Art bewirkten Heruntersetzung
der Versicherungssumme oder Ausschließung eines Gebäudes muß den Interessenten

unverzüglich Nachricht gegeben werden. Denselben steht dagegen der Rekurs an den

General-Direktor zu, welcher bei demselben binnen einer zehntägigen Präklusiofrisft

schriftlich angebracht werden muß.
. 55.

6. Meilräge der Interessenten und deren Closlificalien.

Die von den Theilnehmern zu leistenden Beiträge werden postnumerando in

der Regel halbjährlich am 30. Juni und 31. Dezember jeden Jahres von dem Ge-

neral-Direktor mit genauer Bestimmung der dußersten Fristen zur Einzahlung, die
an die Ortserheber gegen deren Quittung zu leisten ist, ausgeschrieben, derge-

stalt, daß die nach Ablauf der in dem Auschreiben festgesetzten äufersten Frist,

noch verbliebenen Rückstände ohne weitere Verwarnung des Restanten und ohne alle
Nachsicht erekutivisch beigetrieben werden.

Der Beitrag wird bei jedem Ausschreiben nach den Sollausgaben des verflos-

senen Semesters abgemessen, und mit Beobachtung des im F. 61. normirten Klassen-

und Konkurrenzverhältnisses auf eine runde, leicht zahlbare Summe für jedes Hun-
dert der Versicherungssumme bestimmt.

56.

Die Magdeburgische Land-„Feuersozietät besiczt ein Bestandcapital, welches

dazu bestimmt ist, die Sozietätinden Stand zu setzen, ihre Zahlungsverpflichtung
auch vor dem Ausschreiben jedesmal erfüllen zu konnen. Zur Erhallung und Ver-

größerung diesesBestandcapitalo müssen diejenigen, welche der Sozietät als neue
Theilnehmer beitreten, ein Eintrittsgeld von 2 Sgr. für jedes Hundert der Ver-

sicherungssumme entrichten, welches bei dem ersten Beitragoausschreiben nach ihrem
Eintriete mit eingezegen wird. Als neue Theilnehmer werden diejenigen Mitglieder

angesehen, welche bisher noch mit keinem Gebäude bei der Sozietät versichert waren.
Von der Entrichtung des Eintrittsgeldessindbefreit:

1) die Theilnehmer der Wischen-Feuersozietät;
..2) die bisherigen Theilnehmer der Halberstädter Land-Feuersoziekt, wenn sie

mit dem 1. Januar 1875. in die Magdebr. Land-Feuersozietckt übergehen

(C. 9. der Ausführungsverordnung);
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3) die bisherigen Theilnehmer der ritterschaftlichen Feuersozietat fur dad Fursten.

thumHalberstadt, wenn sie der Magdebr. Land-Feuersozietät im ersten
Jahre der Gültigkeit dieses erneuerten Reglements beitreten;

4) Kirchen und Kirchthürme, die innerhalb der ersten zehn Jahre der Gül-

tigkeit des gegenwärtigen Reglements bei der Sozietät versichert werden.

Eo hängt jedoch von der Sozietätsdeputation ab, diese nd 2. 3. 4. festgesetz-

ten Fristen, nach deren Ablauf, sofern es ihr nützlich oder gerecht scheint, bei einem

oder dem andern Theile, oder auch bei Allen noch zu verlängern.

8. 57.

Die bei der Magdebr. Land-Feuersozietckt versicherten Gebäude werden nach

ihrer verschiedenen Beschaffenheit und der daraus hervorgehenden Verschiedenheit
des Gradee ihrer Feuergefährlichkeit in drei Classen eingetheilt, und es gehören:

zur ersten Classe: alle isolirt liegenden Gebäude mit feuersicherer Bedachung;
zur zweiten Classe: alle nicht iselirt liegenden Gebäude mit feuersicherer Be-

dachung und alle isolirt liegenden Gebäude ohne feuer-

sichere Bedachung,
zur dritten Classe: alle Gebäude anderer Art, und alle Bockwindmählen.

g. 58.

Unter isolirt liegenden Gebauden werden solche verstanden, welche sich in einer

Lage befinden, vermöge deren sie unter gewöhnlichen Umständen, durch ein in be-

nachbarten Gebauden ausbrechendes Feuer nicht leicht in Brand gerathen können.
Die näheren Bestimmungen hierüber bleiben dem General-Direktor vorbehalten.

Ebenso bleibt demselben die Bestimmung darüber überlassen, welche Bedach-
ungsarten für feuersicher erachtet werden sollen.

 59.

Alles, was unter einem Dache gebaut ist, wird als ein Gebaude classifizirt,

und, wenn ein Gebaude verschiedenartige Bedachung hat, so ist diejenige Beschaf-

fenheit, welche als diefeuergefährlichste erscheint, für das Ganze maaßgebend.
Ein Gehöft, worunter ein Complerus von Gebäuden zu verstehen ist, welche

zu einer Hofstelle gehören, und einen Besitzer haben, wirdin Bezug auf das Ver-

hältniß der isolirten Lage einem **m nN* gleich geachtet.
Nach vorstehenden Grundsätzen 8.r  die Classe, in welche ein zur Versiche-

rung angemeldetes Gebäude gestellt werden soll, auf das Gutachten der Bezirks-
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Abschätzungskommission der Kreis-Feuersozietäts-Direktor zu entscheiden, welcher
auch, wenn er bei den regelmäßigen (§. ö.) oder außerordentlichen (F. ör.) Revi-
sionen Veranlassung dazu findet, ein Gebäude jederzeit aus einer Elasse in die an-

dere zu versetzen berechtigt ist. ·

Diese Entscheidungen des Kreis-Direktors sind den Interessenten bekannt zu
machen, und es steht ihnen dagegen der Rekurs an den General-Direkter zu, wel-

cher bei demselben binnen einer zehntägigen Präklusivfrist schriftlich angebracht wer-
den muß. -

Dem General-Direktor bleibt es unbenommen, die Entscheidungen der Kreis-
Oirektoren über die Elassification auch von Amtowegen abzuandern. "

So lange diese Entscheidungen der Kreis-Direktoren nicht vom General-Di-

rektor oder von der Deputation in letzter Instanz abgeändert sind, müssen sie be-

folgt werden.
5. 61.

Das Beitragsverhältniß der drei Klassen unter einander wird dahin bestimmt,

daß auf je 2 Sgr. für jedes Hundert Thaler Versicherungswerth, welche in der I
Classe zu zahlen sind, die 24e Classe 3 Sgr. und die 31 4 Sgr. kontribuiren muß,

so daß also die Gebaude der ersten Classe von zwei Fünftel, die der zweiten von drei

Fünftel und die der dritten von vier Fünftel der Versicherunsgsumme Beiträge zu

entrichten haben.
Dieses Verhältniß wird, zur leichtern Berechnung und Erhebung der Bei-

träge, in dem Sczietätekataster in der Art ausgedrückt, daß in einer eigends dazu

bestimmten Kolenne des Katasters die Versicherungssummen der Gebäude

der ersten Elasse auf zwei Fünftel
. zweiten -drei -

-dritten - - vier "

reducirt werden.

 62.

7. Bauliche Dersaberangin währad der Werslcher#gszet.

Wenn während der Versicherungszeit in oder an dem Gebaude oder in dessen

Umgebung eine Veränderung oder Anlage gemacht wird, welche die Feuersgefahr
in dem Maaße erhöht, daß solche grundsätzlich die Versetzung des versicherten Ge-

bäudes in eine andere zu höhern Beitragen verpflichtete Classe nach sich ziehen würde,

sü ist der Versicherte verbunden, dem Kreis-Direktor innerhalb des laufenden Jah-

res davon Anzeige zu machen, und sich der, aus der geschehenen Abänderung regle-
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mentsmäßig etwa solgenden Beitragserhhung zu unterwerfen. Der Kreis-Di-
rektor hat über diese Anzeige eine Bescheinigung zu ertheilen.

Wenn ein Gebäude dergleichen Einrichtungen erhält, zufolge welcher es nach

K. 35. zu den ausgeschlossenen Gebäuden gehören würde so soll die Ausschließung
in Betreff des Anspruchs auf Brandentschädigung gleich von Anfang an durch die

That eintreten.

F. 63.

Wird die Anzeige nicht in dem laufenden Jahre gemacht, so muß der Ver-
sicherte den doppelten Betrag der Differenz zwischen den geringeren Beiträgen, die
er entrichtet hat, und den höheren, die er hätte entrichten müssen, als Strafe zur

Sozietdtscasse einzahlen.
K 61.

Dieser Strafbeitrag wird von dem Anfange des Jahres, in welchem die An-

zeige hätte gemacht werden sollen, bis zu Ende des Jahres, in welchem dieselbe

nachträglich gemacht, oder die Entdeckung der eingetretenen Veränderung erfolgt ist,
jedoch nicht über den Zeitraum von fünf Jahren hinaus, berechnet.

- 5.05,

Dagegen wird zwar die, durch die Veranderung erhohete Feuersgefahr von

der Sozietät von Anfang an, mit übernommen. Es muß aber, wenn eine Ver-

sebung des Gebäudes in eine andere zu höheren Beiträgen verpflichtete Elasse, ein-

tritt, ver höhere Beitrag von Anfang desjenigen Jahres an, in welchem die Ver-

abinderung in das Kataster hätte aufgenommen werden müssen, noch außer den

Strafbeiträgen geleistet werden.
. 66.

Versetzungen von Gebauden aus einer niedrigeren in eine höhere, zu geringeren

Beiträgen verpflichtete Classe finden — außer den Fällen des §. 40. und 60.— nur
bei Eintritt eines neuen Trienniums Statt.

5. 67.

#. Fesistellung des Brandschadens nad der dafür zu gewähreden Uergütg.

Einer förmlichen Abschähung des Schadens, welcher in einem bei der Feuerso-
Fetät versicherten Gebeude durch Brand entstanden ist, bedarf es nicht, wenn das
Gebäude völlig abgebrannt oder zerstört, mithin ein völliger Neubau erforderlich

ist. In diesem Falle wird die ganze versicherte Summe vergütet.
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. 68.

Ist hingegen der Feuerschaden partiell gewesen, so wird eine Abschatzung er-
forderlich, um den an dem Gebaude erlittenen Schaden, so weit er nicht die Ver-

sicherungssumme ubersteigt, vollstandig zu verguten.
· §.69.

Beschadigung, welche ein Gebaude durch kalten Gewitterschlag erleidet, wer-
den den Brandschaden gleich geachtet, und vergutet.

. 70.

Beschadigungen, welche einem bei der Magdeburgischen Land-Feuersozietät
versicherten Gebaude zwar nicht durch das Feuer selbst, aber durch die zum Behuf

der Loschung oder Beschrankung desselben von kompetenten Personen angeordneten

oder genehmigten Maaßregeln, zugefügt sind, werden den eigentlichen Brandschäden

gleich geachtet,, und gleich diesen vergütet.

S. 71.,

Dasselbe gilt von Beschädigungen, die ein assoziirtes Gebäude durch die von

einer Feuerbrunst verbreitete Hitze erleidet ohne selbst vom Feuer ergriffen zu werden.
. 72.

Wenn, Behufs der Tilgung eines Brandes, nicht versicherte Bauwerke, welche

Genossen der Magdeb. Land-Feuersozietät gehören, beschädigt werden, so kann
nach dem Gutachten des betreffenden Kreis-Feuersozietäts-Direktors auonahms-
weise dafür eine Beihülfe zur Wiederherstellung gewährt werden.

S. 73.

Jedes Sezietäts-Mitglied, welches bei einer stattgehabten Feueröbrunst einen
Brandschaden erlitten hat, muß davon dem Ortsvorsteher sofort Anzeige machen.
Auch ohne solche Anzeige ist jeder Ortsvorsteher verpflichtet, über einen im Orte
entstandenen Brand dem Kreis-Feuersozietäts-Direktor unter Angabe der Kataster-

Nummer des verungluckten Gebäudes sofort Bericht zu erstatten. Lehterer muß
hierauf unverzüglich, und längstens binnen acht Tagen nach dem stattgehabten

Brande, an Ort und Stelle die nöthige üntersuchung vornehmen, und dieselbe auf

alle diejenigen Umstände richten, welche für dieSozietct von Interesse sein konnen.
Bei dieser Untersuchung bat der Kreis-Direktor zwei Sozietäts-Mitglieder, die

bei dem Brande nicht unmittelbar betheiligt sind, zuzuziehen. Ueberzeugtersich,daß
im Totalschaden vorliegt, so hat er an Ort und Stelle eine, von den zugezogenen
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beiden Sozietats-Mitgliedern mit zu vollziehendeVerhandlung aufzunehmen, wo-
dutch dieses Resultat festgestellt wird. Handelt es sich aber um einen Partialschaden,
so muß von dem Kreiö-Direktor, nach Befinden der Umstände, unter Zuziehung
von Sachverständigen, die Abschätzung des Schadens sogleich an Ort und Stelle

vorgenommen und zu Protokoll erklärt werden. In beiden Fällen ist auch der Be-

schaddigte selbst bei den Verhandlungen zuzuziehen und mit seiner Erkldrung zum
Protokoll zu vernehmen.

Die betreffendenVerhandlungen werden dann spatestens binnen 8 Tagen dem

„General-Direktor eingereicht, welcher auf Grund derselben die aus der Sozietäts=
casse zu zahlende Vergütung zu bestimmen hat.

Auch ist in auherordentlichen Fällen schon vorher dem General-Direktor von

einem Brandunglücke unter Angabe der Hauptmomente Anzeige zu machen.

K. 74.

Wird ein Versicherter unter der Anschuldigung, daß eine Feuersbrunst von ihm

selbst. vorsätzlich verursacht oder mit seinem Wissen und Willen oder auf sein Geheiß
von einem Dritten angelegt sei, zurKriminaluntersuchung gezogen und rechtskräftig

zu einer ordentlichen oder außerordentlichen Strafe verurtheilt, so fällt die Verbind-
lichkeit der Sozietäkt zur Zahlung derjenigen Brandschaden-Vergütung fort, die

demselben sonst auf Veranlassung der von ihm angestifteten Feuersbrunst zugekom-
men sein würde.

Ein Versicherter, welcher von einer solchen Anschuldigung nur vorldufig freige-

sprochen wird, verliert drei Viertheile der Indemnisation, dieihm sonstgebührthätte,
sofern die Deputation nicht ausnahmsweise sich veranlaßt findet, ihm eine höhere
Indemnisation zu bewilligen. Wird in einem solchen Falle späterhin die Unschuld
des Angeklagten nachgewiesen und durch Erkenntnif festgestellt, so wird ihm die vor-

enthaltene Indemnisation, jedoch ohne Zinsen, nachtraglich ausgezahlt.

5. 75.

Hafeenin einem der gedachten Fälle (§. 71.) auf dem abgebrannten Gebdude

Hpypothekschulden, die von dem Schuldner nicht anderweitig gedeckt werden können,
so kann auf den Antrag dieser Gläubiger das abgebrannte Gebäude oder der Matz,
wo solches gestanden, nebst der reglementsmaßigen Brandschaden-Vergütung sub-
hastirt und dem Meistbietenden"mie der Verpflichtung zum Wiederaufbau zugeschla-

gen werden.

5Fü#esl. Schw. Unidolsisdi. Gesetziamml. V. 15
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K. 76.

Istder Brand entweder durch ein bloßes Versehen des Versichertenselbst, oder

aber von seinem Ehegatten, Kindern oder Enkeln, oder von seinem Gesinde, oder

von seinen Hauögenossen verursacht worden, so darf deßhalb die Zahlung der
Brandschadengelder von Seiten der Sozietät nicht verweigert oder vorenthalten

werden. Der Sozictät bleibt aber in solchen Füällen der Civilanspruch auf Entschä-

digung nach den allgemeinen Geseczen insoweit vorbehalten, als dem Versicherten
ersteren Fallsin seinen eigenenHandlungen, anderen Fallsin der hausväterlichen

Beaufsichtigung der vorgedachten Personen eine grobe Verschuldung (culpa )
zur Last fällt.

# 77.

Ob und wieweit sonst die Sozietät gegen jeden Dritten, welcher denAusbruch

des Feuers verschuldet hat, im Wege des Civil-Prozesses auf Entschadigung kla-
gen konne, wird nach den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen beurtheilt. Alle
Rechte und Anspruche auf Schadenersatz aber, welche dem Versicherten selbst gegen
einen Dritten zustehen möchten, gehen bis auf den Betrag der von der Sozietät ge-

leisteten Brandschaden-Vergütung Kraft der Versicherung auf die Sozietät über.

. 78.
Wenn ein Versicherter von einem erlittenen Brandschaden dem Hrtsvorsteher

so spat Anzeige gemache, daß von dem Kreio-Direktor die im §. 73. vorgeschriebene

Untersuchung nicht mehr vorgenommen,oder doch bei derselben dasjenige, was als
Brandschaden anzusehen und von der Sozietät zu vergüten ist, nicht mehr festge-
stellt werden kann, so verliert er seinen etwanigen Anspruch auf eine Brandschaden-
Vergütung. Dasselbe gilt von dem Fall, wenn die erforderliche Anzeige später

als vier Wochen nach dem stattgehabten Brande gemacht wird.

K. 79.

Mit Ausnahmedes zur Beseitigung einer weiteren Feuersgefahr nöthigen Weg-
und Aufräumens, worauf schleunig zu halten, dürfen die Materialien der abge-

brannten oder eingerissenen Gebaude nicht bei Seite geschafft, noch sonst verwende,

auch etwa noch stehende Gebäudetheile, außer im Falle eines Gefahr drohenden Ein-
sturzes, nicht abgetragen werden, bevor nicht der Kreis-Direktor davon Kennt-

niß genommen hat.
Derjenige Versicherte, welchet dawider handelt und daburch die genaue Er-

mittelung des Schadens vereitelt, verliert seinen Anspruch aufEntschädigung.
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. 80

8. Auszahlung der ———————es

Wenn nicht einer der im . 74. angegebenen Füälle eintritt, so wird, der Regel

nach, die Brand-Entschadigungin zwei gleichen Theilen, nämlich:

a) die erste Hälfte sofort, nachdem die Höhe der Brand · Entschadigung
festgestellt ist, und

b) die zweite Halfte dann gezahlt, nachdem dieganzen Indemnisations-
gelder bereito vollständig und vorschriftsmäßig in die Wiederherstellung

der abgebrannten oder beschädigten Gebäude verwendeg sind. «

Es soll jedochin einzelnen Fallen, wo die Verwendung keinem Zweifel unter-

liegt, demGeneral-Direktocfreistehen,zu Gunsten des Abgebrannten andere und
Dagegensoll derselbe ab

maßig großerenBetrag als die Halfte der Indemnisation so lange zurückzubehalten
berechtigt sein, als es noch nicht feststeht, daß dieser zurückgehaltene Theil, nach

Maaßgabe der Bestimmungen dieses Reglements, vorschriftsmäßig verwendetwer-
den wird.

(. 81.

Oie Jahlung geschieht in der Regel an den Versicherken, und darunter ist alle-

mal der Eigenthümer des versicherten Gebäudes zu verstehen, dergestalt, daß in
dem Falle, wenn das Eigenthum des Grundstücks, worauf das versicherte Ge-

bäude steht odergestanden hat.,, durch Veräußerung, Vererbung u. s. w. auf einen
Andern übergeht, damit zugleich alle aus dem Versi erurgsorkrage entspringende

Rechte und Pflichten für übertragen geachtet werden.
DieAuszahlung der Vergütungsgelder geschieht jedoch nur andenjenigen Ei-

genthümer, welcher im Feuer-Kataster als Versicherter vermerkt steht.
Wenn jedoch in der Person des Besitzers eines versichertenGebäudes seit der

zuletzt erfolgten Berichtigung des Katasters eine Veränderung vorgegangen sein
sollte, so sind die Brand-Entschädigungogelder an denjenigen zu zahlen, welcher
sich inzwischen als rechtmäßiger Eigenthümer legitimirt haben wird, falls er auch
als solcher in das Kataster noch nicht eingetragen worden.

82.

Das Interesse der hopothekarischen Gläubiger oder anderer Realberechtigter

wird dabei nicht von Amtswegen Seitens der Sozietät beachtet, sondern es bleibt

jenen selbst überlassen, bei eingetretenem Brand= Unfall in Zeiten den Arrestschlag

auf dieVergütungssumme bei dem gehörigen Richter *]*
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5. B3.

Nur wenn, und soweit ein solcher Arrestschlag vor geschehener Auszahlung
der Vergütungsgelder eintritt ist die Sozietät verbunden, die Zahlung in denjenigen
Terminen und mit denjenigen Bedingungen, nach welchen sie reglementömahig fällig
wird, zu dem gerichtlichen Depositorio zu leisten, wo dann die Interessenten das

Weitere unter sich abzumachen haben.

6 81.

Kein Real-Gläubiger hat aber das Recht, aus den Brand-Vergütungsgeldern

wider den Willen des Versicherten seine Befriedigung zu verlangen, wenn und so
weit dieselben in die Wiederherstellung des versicherten Gebäudes verwandt worden,
oder diese Verwendung auch nur auf irgend eine gesetzmäßige Weise vor dem Hppo=

thekenrichter und nach dessen Ermessen zulänglich sichergestellt wird.

. 85.

Stellt hingegen der Versicherte das Gebaude nicht wieder her, so hat es bei

den ordentlichen gesetzlichen Vorschriften, die sich zur Anwendung auf das Verhalt-

niß des Versicherten und seiner Realglaubiger eignen, sein Bewenden.

9. 86.
10. awsichlang be- ecsicheien pjur MDiederherstellung des Brandschabens.

Der Regel nach ist jedes Sozietätsmitglied, welches einen Brandschaden er-

litten. hat, verpflichtet, die ihm aus der Sozietätscasse gebührende Indemnisation
zur Wiederherstellung der beschädigten Gegenstände, mithin bei einem Totalschaden
zum.Wiederaufbau des abgebrannten Gebäudes auf derselben Stelle zu verwenden.

. 87.

Diese Verpflichtung fällt weg, wenn die Wiederherstellung eines abgebrannten
Gebäudes entweder überhaupt oder auf der alten Stelle aus polizzeilichen oder an-

dern höheren Rücksichten von Unserer Regierung untersagt wird. In einem solchen
Falle darf dem Brandbeschäbigten von der Vergütung, so weie sie ihm sonst gebührt,
nichts vorenthalten werden. Nicht minder steht es dem General-Direktor frei, mit

derselben Wirkung auch schon dann den Abgebrannten auf seinen Antrag vom Wie-
deraufbau zu entbinden, oder ihm den letzteren auf einer andern Baustelle zu ge-

statten,wenn die competente Poligzeibehörde nichts dagegen zu erinnern hat, und
zugleich nachgewiesen wird, daß nicht auf Anlaß der Bestimmungen des S. 74, die-
ses Reglements ein Grund zur Vorenthaltung der Brandvergütungögelder vorhan-
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den sei. Wird ein solcher Antrag des Abgebrannten vom General-Direktor zu-

rückgewiesen, so ist gegen dieseVerfügung der gewöhnliche Rekurs an die höheren
Instanzen zulässig.

Wer das abgebrannte, oder durch Vaan beschädigte Gebdude nicht längstens

in drei Jahren nach dem Brande wiederhergestellt, ohne davon nach §. 87. dispen-
sirt zu sein, geht der Brandschadenvergütung verlustig. Wer innerhalb dieser
Frist nur einen Theil des Indemnisationsbetrages auf die Wiederherstellung des

Schadens verwendet, verliert seine Ansprüche auf den Ueberrest. Der General-

Direktor kannjedoch die gedachte dreijahrige Frist auf Antrag des Interessenten
verlängern.

5 89.

Wenn es nach dem Charakter oder den Vermögensumständen des Abgebrann-

ten oder aus anderen Gründen zweifelhaft ist, ob derselbe die ihm gebührende
Brandschadenvergütung auch wirklich reglementsmäßig verwenden werde, so kann
die Auszahlung derselben so lange gänzlich versagt werden, bis die reglementsmäßige
Verwendung der Indemnisation auf eine nach dem Ermessen des General-Direk-

tors genügende Weise sicher gestellt sst.
90.

11. Folge be#e an#nwausaf= Wezug auf den Merficherungevertrag.

DerVersicherungsvertrag wird dadurch allein, daß das versicherte Gebäude
ganz oder theilweise durch eine Feuersbrunst zerstört wird, noch nicht aufgehoben,
besteht vielmehr, namentlich mit der Verbindlichkeit des Versicherten zur Entrich-
tung der Beitrage so lange fort, bis eine Abanderung vorschriftsmäßig angemeldet
und zur Ausführung gekommen ist.

Wenn daher Gebäude, die in der Stelle solcher abgebrannten Gebäude ganz
oder zum Theil neu aufgeführt, oder noch im Bau begriffen sind, imgleichen die
auf die Brand= und Baustelle geschafften für den Neubau bestimmten Materia-

lien durch eine abermalige Feuersbrunst zerstört oder beschädigt worden, so soll
dem Beschädigten dieser Schaden, soweit derselbe die Versicherungssumme des frü-
her abgebrannten Gebäudes nicht übersteigt, von der Sozietat vergütet werden.

. 91.

12. Geschästsführung der Sozlet

Die Grundlage für die Geschäftsführung der Soziese bilden die Ortskataster,

aus welchen jeder Kreis-Direktor das Kreislagerbuch für seinen Kreis, und der
General-Direktor das Hauptlagerbuch zusammenstellt.
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 5 . 92.

Die Ortskataster werden, nach dem sub B. beiliegenden Schema für jede Ort-

schaft besonders, und zwar geordnet nach der Reihefolge der einzelnen, darin bele-
 genen assoziirten Gehöfte in dreifacher Ausfertigung angelegt. Ausnahmsweise

können auch von einzeln belegenen großen Landgutern besondere Kataster angelegt
werden. Die Anfertigung der Ortokataster liegt den Bezirkabschätzungscommis-
sionen unter der Leitung und Kontrolle des Kreis-Direktors ob. Spätestens drei

Monate vor dem Anfange des folgenden Jahres reicht der Ortsvorsteher die drei
Katastereremplare, von welchen das eine für ihn zur Aufbewahrung am Orte, das

5l#zweite für den Kreis-Direktor und das dritte für den General-Direktor bestimmt

ist, dem Kreis-Direktor ein. Wird diese Frist nicht pünktlich inne gehalten, so“

kann derKreis-Direktor den Ortsvorsteher oder die säumigen Mitglieder der Be-

in eine zur SozietätScasse fließende Ordnungsstrafe von 1 bis 10 Thaler nehmen.

6 . 93.

Der Kreis-Direktor hat die ihm eingereichten Ortskataster genau zu prüfen,
bei vorkommenden Abweichungen von den Vorschriften des Reglements oder sonsti-

gen Bedenken die ihm erforderlich scheinenden Untersuchungen, allenfalls an Ort und

Stelle, und mik Zuziehung eines Baubeamten vorzunehmen, die Kataster eventuell-

zu berichtigen, die drei Exemplare zu kollationiren, auf dem Titelblatte eines jedendie

vorschriftsmäßige Prüfung zu bescheinigen und sodann unter sämmtlichen drei Exem-
plaren, nach Anleitung des Formulars, den Tag, von wilchem ab die Versicherung
(Aufe, und den Totalbetrag der Versicherungs= und Beitragssummen zu attestiren.

g. 94.

Sobald sämmtliche Ortskataster des Kreises eingegangen, und auf dieim §. 93.

angegebene Weise attestirt sind, übersendet der Kreis-Direktor und zwar spätestene
am 90. November dem General-Direktor ein Exemplar jedes Ortekataster. Kreis=

Direktoren, welche diese Frist nicht inne halten, können von dem General-Di.

rektor nach vorangegangener Erinnerung und Strafandrohung in eine zur Sozie-
tätscasse fließende Ordnungsstrafe von 1— 20 Thaler genommen werden.

S. 95.

Der General-Direktor hat die ihm eingereichten ataster genau zu prüfen,

ebentuell für deren Berichtigung zu sorgen, sodann die Hauptoersicherungs- und
Beitragssumme desKreises festzustellen, und den Kreis-Direktor davonin Kennt-
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niß zu setzen, welcher hierauf eines von den beiden beiihm zurückgebliebenen Kataster-

Eremplaren eventuell nach geschehener Berichtigung dem Ortsvorsteher zur Aufbe-
wahrung remittirt.

g. 96.

In welcher Art und Form die Kreislagerbücher und das Hauptlagerbuch an-

gelegt werden sollen, bleibt der Bestimmung des General-Direktors vorbehalten,

welcher auch befugt ist, in dem ss. 92—95. angeordneten Geschäftsgange Abän=
derungen eintreten zu lassen.

. §-97.

Jedes Ortskataster muß innerhalb eines Trienniums so viel wie möglich un-
verändert bleiben. Die nach §§. 10. 12. 43. 54. 60. 62. innerhalb eines Trien-

niums zulassigen Veränderungen (Eintreten neuer oder Austreten biöheriger Theil-

nehmer, Erhöhung oder nothwendige Heruntersezung der Versicherungssummen,
Versetzung aus einer Elasse in die andere) werden, sobald solche alo statthaft an-
erkannt sind, in besondere in gleicher Art, wie die Kataster selbst, (Is. 922—95.)
aufzustellende und zu prüfende Nachträge nach dem sub C. beiliegenden Schema auf-

genommen, die am 30. September jeden Jahres von dem Ortovorsteher an den

Kreis-Direktor und am 30. November jeden Jahres von dem Kreis-Direktor an

den General-Direktor einzusenden sind. Sollten in einem Orte oder Kreise im

Laufe eines Jahres dergleichen Veränderungen nicht vorgekommen sein, so werden
anstatt der Jahresnachträge Vakatscheine eingereicht. Die im Laufe eines Jahres
zulässigen Veränderungen (88. 10. 60. 62.) werden in außerordentliche Interims-
nachträge aufgenommen, die sofort in vorkommenden Fällen einzusenden sind, deren
Inhalt aber in den ordentlichen jährlichen Hauptnachtrag wieder aufgenommen

werden muß. Das im Laufe eines Trienniums zulässige freiwillige oder nothwen-

dige Austreten einzelner Interessenten, ingleichen die nothwendigen Herunterseun-
gen einzelner Versicherungssummen werden, weil die betreffenden Interessenten die-

ser Veränderungen ungrachtet, in allen Fällen die vollen Beiträge für das laufende

Jahr zahlen müssen, niemals in die auherordentlichen Interimsnachträge, sondern
immer nurindie jährlichen Hauptnachträge aufgenommen.

K. 08.

Die Drtsvorsteher haben den von ihnen dem Kreis-DirektorindreifacherAus-

fertigung einzureichenden Interims= und Hauptjahresnachtragen jedesmal das
Ortskatasterbeizufügen. Der Kreis-Direktor verfährt mit den Nachträgen nach
den für die Kataster selbst (s. 93. u. f) gegebenen Vorschriften und macht, nach
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erfolgter Feststellung der Nachträge, in beiden bei ihm befindlichen Katastererem-
plaren einen auf die betreffenden Nachtragsnummernhinweisenden Vermerk, worauf
er dem Ortevorsteher dessen Katastereremplar nebst einem Exemplar des festgestell-

ten Nachtrags wieder zufertigt. 6%

Außer diesen Vermerken (F. 98.) und den bloßen Ramensveränderungen
der Gebäudebesitzer wird in die Kataster nichts eingetragen. Fur jedes neue

Triennium werden in der Regel neue Kataster angefertigt. Sind aber bei ei-

nem Kataster im Laufe eines Trienniums nicht mehr ale drei Veränderungen
vorgekommen, so kann dasselbe für das nächste Triennium noch beibehalten wer-
den. Auönahmsweise muß ein Kataster im Laufe eines Trienniums umgeschrie-

ben werden, wenn der Kreis-Oirektor dies wegen der zu großen Anzahl der

darin vorgekommenen Veränderungen oder aus anderen Gründen für nöthig

erachtet.
« §.100.

Welche Nachweisungen und Abschlusse außer den Katastern und Nachtra-
gen tegelmaßig von den Ortovorstehern an die Kreis.· Direktoren, und von den Kreis-
Direktoren an den General-Direktor eingereicht werden sollen, so wie eine

etwa sonst angemessene Abanderung des in den 5. 97— 99. vorgeschriebenen

Verfahrens bleibt der Bestimmung des General-Direktors vorbehalten.

Anträge auf sofortigen Eintritt in dieSozietät, wie sie nach 5. 40. aus-
nahmsweise nachgegeben werden dürfen, können zu jeder Zeit an den Ortevor-

steher gelangen. Letzterer hat alödann, wenn der Antrag dem gegenwärtigen Re-
glement gemäß, substantürt,, oder das etwa Fehlende nachgeholt ist, die Abschä-
tung zu veranlassen, und demnächst unter Einsendung des außerordentlichen In-
terimsnachtrages (§. 97.) ohne Verzug an den Kreis-Direktor und dieser an den

General-Oirektor zu berichten, von welchem die Genehmigung in einem besonderen

Dekrete auszusprechen ist.

Wer sonst der Sozietät mit dem nächstbevorstehenden Ein= oder Austritts-

termine (Anfang des Kalenderjahres und resp. des neuen Trienniums) als neuer,

Interessent beitreten, oder die Versicherungosumme verändern, oder ganz ausschei-
den, oder in eine höhere Klasse versetzt sein will, muß sein desfallsiges Gesuch bei
dem Ortsvorsteher wenigstens vier Monate vor Jahresschluß anbringen, und hat
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ed, bei Vernachlassigung dieser Vorschrift, sich selbst zuzuschreiben, wenn sein
Antrag nicht rechtzeitig zur Genehmigung vorbereitet, und daher fur das nachste
Kalenderjahr oder resp. Triennium nichtberücksicheigt werden kann.

Gemeinschaftliche Besitzer eines Gebaudes müssen die Versicherung und

jede darin gewünschte Veränderung gemeinschaftlich nachsuchen. Die Sozietts-

Behörden können jedoch von dieser Vorschrift dispensiren.
g. 1

Zur Einhebung der Feuer - Se ettcdeitrage hat der General-Direkor den
Totalbetrag des Ausschreibens auf Grund der Kataster auf die einzelnen Kreise
zu repartiren, und von dieser Repartition, in welche zugleich die außerordentlichen

Einnahmen, namentlich die etwa zu zahlenden Eintrittsgelder-aufzunehmen sind,
jedem Kreis-Direktor einen, dessen Kreis betreffenden Auezug zu übersenden.
Eleichzeitig fertigt der General-Direktor dem Rendanten und dem Kontrolleur

der Hauptkasse, jedem eine isbeit der Repartition zu.105.
Die Kreis-Direktoren, welche dem General=Direltor den Empfang der

Repartition zu bescheinigen haben, repartiren die Beiträge und das Eintrittsgeld

ihres Kreises auf ein jedeseinzelne Kataster, und senden diese Suprepartition extrakt-
weise an die verschiedenen Ortschaften mit der Auflage ab, die Einzahlung der auf

sie repartirten Beiträge binnen einer, nach der Anweisung des General-Direktors
zu bestimmenden Frist an die Kreisrezepturcasse zu bewirken.

Gleichzeitig theilen die Kreis -Direktoren auch den Rezepturcassen-Rendanten

ihres Kreises sowohl jene Suprepartition als den von ihnen festgesetzten spätesten

Einzahlungstermin mit. . 100.

Der Ortsvorsteher repartirt wiederum die Beiträge auf die einzelnen Interes-

senten, läßt sie erheben und liefert sie gegen Suittung an die Rezepturcasse ab.

Die Rezepturcassen haben die a0Gelder an die Generalcasse abzuliefern.

Bei diesen Repartitionen (99. bo# werden die Kataster und Nach-

tragein dem Zustande,in welchem sie sich zur Zeit des Ausschreibens befinden un-

bedingt zum Grunde gelegt, mithin alle, die als Sozietatsmitglieder darinn einge-
tragen stehen, ohne Unterschied, nach Maaßgabe ihrer katastrirten Versicherungs.
summen, zu dem Ausschreiben herangezogen.

Fürft. Schw. Rudalst. Gesehsamml. V. 16
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K. 100.

In welcher Art die Zahlungen der Indemnisationsgelder, der Prämiengelder,
der Bonificationen und übrigen Kosten nach Maaßgabe der Vorschriften dieses Reg-
lements auszuführen sind, darüber hat der General-Direktor der Hauptcasse und

den Kreis-Feuersozietäts-Direktoren eine Instruction zu ertheilen, welche zuvor die
Genehmigung der Deputation erhalten haben muß, und dann bekannt zu machen ist.

b. 110.

Die Hauptsozietätscasse legt alljährlich eine formliche und vollständige Rech-
nung ab. Diese wird zunachst von dem Cassenkontrolleur und dann von dem Gene-

ral-Direktor geprüft und monirt, und sodann der Soziekätsdeputation vorgelegt,
welcher die Superrevision, die förmliche Rechnungsabnahme und die Ertheilung

der Decharge zusteht. Der summarische Inhalt der Rechnung soll demnächst durch
die Amtsblätter zur öffentlichen Kennkuiß gebracht werden.

111

Die Justification der Casseneinnahme erfolgt auf folgende Weise:
#a) das Soll der Feuersozietätsbeiträge wird durch die Repartitionen der Beitrage

(&amp;. 104.) belegt;
b) von denjenigen Theilnehmern, welche im Laufe eines Jahres eintreten (85. 40.

und 101.), oder welche Strafbeiträge zu entrichten, oder Beitragserhöhungen

nachzuzahlen verpflichtet sind, hat der General-Direktor eine besondere De-
signation, oder aber ein Attest, daß Zugang dieser Art nicht stattgefunden
habe, zum Rechnungsbelage ausgufertigen;

D) etwanige außerordentliche Einnahmen werden durch die ausgefertigte Verein-
nahmungsorder des General-Direktors belegt, und

a) wenn wider Erwarten Beiträge in Rückstand bleiben, so sind solche Reste
durch besondere Atteste, und wenn sie gar unbeibringlich werden sollten, durch

besondere Niederschlagungsorders des General-Direktors nachzuweisen.
2.

Bei der Auögabe ist die Hauptpost „an bezahlten Vergütungsgeldern“ durch
förmlich ausgefertigte Festsetzungsdekrete und resp. Zahlungsorders des General=
Direktors, imgleichen durch gehörige Quittungen der Empfänger zu justifiziren.
Die feststehenden Verwaltungsausgaben, als Gehalte und dergl., werden durch

die gehörig genehmigtenEtats und durch #n.enmaßige Quittungen justifizirt.
d.

Andere Generallosten, dergleichen z.G. bei den Schadenaufnahmen, bei den



1844.
. undahnlichenGelegenheiten vorfallen, oder

auch nPrämien und dergleichen verwandt werden, kann der General= Direktor

insoweit, als sich solche auf die Bestimmungen des gegenwärtigen Reglements grün-
den, selbst approbiren, und gilt hierbei als Regel, daß Staats= oder Kommunal=

beamte, so weit sie nicht unentgeldlich zu fungiren und zu reisen verpflichtet sind,
Handwerksmeister u. s. w. an Diäten, Versäumniß und Zehrungskosten, Reise-

geldern u. s. w. nach eben denjenigen Sätzen remunerirt werden, die ihnen bei ähnli-

chen Geschäften für öffentliche Rechnung aus unsern Staatscassen zukommen würden.
8. 114.

Die Haupt---Feuersozietatscasse muß wenigstens allvierteljahrlich einmal einer
ordentlichen Revision, und wenigstens alljahrlich einmal einer außerordentlichen

Revision durch den General-Direktor unterworfen werden. Die Verhandlungen
über diese Cassenrevisionen werden der Deputation in deren jährlichen Sitzung

(5. 12.) vorgelegt.

W/’lu GunEeneen

ß.
Diese (I#. 110.— 114.) so wie au —in Ansehung der Cassen *5 und

Rechnungsführung bei der Sozietät erforderlichen Vorschriften bleiben einer beson-

deren, von dem General-Direktor anzufertigenden und der Sczietits-Deputation
zur Genehmigung vorzulegenden Instruktion vorbehalten.

6.

3.Verfahren in Nekurs= eder Streitse

Beschwerden über van Verfahren der dem Gpneral Direltor untergeordneten

Sozietätsbehörden oder Anfragen derlebteren sind zundchst bei dem General-Di-
rektor, und weiterhin bei der Deputation, in höchster Instanz aber bei Unserem
Ministerio des Innern anzubringen.

Die Beschwerden, welche über den General-Direktor selbst anzubringen, und

die Anfragen, welche von diesem zu machen sein möchten, gelangen zunachst an die

Deputation und weiterhin gleichfalls an Unser Ministerium des Innern.

5. 117.

Für Sireitigkeiten, welche über gegenseitige Rechte und Verbindlichkeiten

zwischen der Sozietht und einemoder mehreren Assozürten entstehen, findee, mit Aus-
schluß des Rechtweges, ein schiedsrichterliches Verfahren Statt, wenn der Streit

sich auf die Frage bezieht, ob der (angeblich) Assozürte rücksichtlich eines ihn be-

treffenden Brandschadens überhaupt als zur Sozietät gehörig zu betrachten, oder
aber ihm überhaupt eine Brandentschabigung zu versagen sei oder nicht.

16*



r62 18 44.
S. 118. ,

Fur alle ubrigen Streitigkeiten außer den vorstehend bezeichneten, namentlich
bei Streitigkeiten über die Aufnahme der Taxen, oder der Brandschäden, über den

Betrag der Feuervergütungsgelder, über die Zahlungs-Modalitäten, über zu be-
zahlende Kosten, und dergleichen, findet weder der Rechteweg, noch ein schieds-
richterliches Verfahren Statt, sondern ed steht demBetheiligten, welcher sich bei
der Festsetzung des General-Direktors nicht beruhigen will, nur der Weg des Re-

kurses zu. **i* «

Der Rekurs geht zunächst an die Deputation, und wo diese nichtin letzter In-

stanz zu entscheiden hat (§. 52. und 60.), an das Ministerium des Innern, dessen

Entscheidung auf diesem Wege die endliche und rechtskräftige ist. Jeder Rekurs ge-
gen eine Entscheidung des General-Direktors oder der Deputation muß binnen vier

Wochen, vom Tage der Eröffnung an gerechnet, bei der Rekurs-Instanz ange-

bracht werden, widrigenfalls die Entscheidung rechtskraftig wird. Die an die De-

putation gerichteten Rekursbeschwerden sind bei dem General-Direktor einzureichen.
8. 120.

Bei den schiedsrichterlichen Verfahren soll die schiedsrichterliche Behörde selbst

aus drei Schiedsrichtern bestehen, wovon einer als Obmann fungirt. Den ersten
Schiedsrichter ernennt der mit der Sozietat in Streit befagene Interessent, den

zweiten der Kreis-Direktor, beide aus ver Zahl ver mit Grundstücken angesessenen

Einwohner des Bezirks, dergestalt jedoch, daß dieselben bei der Sozietät assoziirt,
außer einem nach den Gesetzen die Zeugnißglaubwürdigkeit beeintrachtigenden Ver-
wandtschaftverhältnisse, sowohl untereinander, als mit dem Provocanten, groß-
jährig und untadelhaften Rufes sein müssen.

Den dritten Schiedsrichter, und zwar denjenigen, welcher als Obmann ein-

tritt, hat der General-Direktor, und zwar lediglich aus der Zahl derin dem So-

zietätsbezirke mit Richtereigenschaft angestellten Justizbeamten zu ernennen, und

diesem liegt die Protokollirung und bekung.derVerhandlung ob.d.1
Diese Verhandlung muß bei *- der Nichtigkeit ergeben, daß beide

Theile mit ihren Gründen gehört worden, und daß die Urkunden und Schriften,

welche zur Sache gehören, rs§5 * Der Kreis-Direktor vertritt dabeidie Sozietät.

Den Spruch füällen diebedenastn Enherihirr der dritte tritt nur alsdann,
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wenn jenesich nicht uber eine und dieselbe Meinung vereinigen konnen, als Obmann
hinzu, um durch seine Stimme den Ausschlag zu geben.

 t8. 123.

Gegen einey schiedsrichterlichen Spruch findet nur die Nichtigkeitsklage, wo

solche durch den §. 121. oder durch die allgemeinen Gesetze zu begründen ist, und

zwar alsdann vor dem ordentlichen Richter Statt, welcher jedochseinUrtheil bloß
auf die Frage:

ob der angefochteneschiedsrichterlicheSpruch für nichtig zu achten oder nicht?
zu beschränken hat, dergestalt daß, falls Ersteres rechtkraftig festgestellt worden,
alödann das schiedörichterliche Verfahren mittelst Bildung einer neuen schiedsrichter-

lichen Behörde erneuert werden muß.
Die Nichtigkeitklage muß aber binnen einer Präklusivfrist von zehn Tagen

nach Eröffnung des schiederichterlichen Spruches anhängig gemacht werden.
124. ". §. .

Außer dem Falle der Nichtigkeit findet gegen den schiedsrichterlichen Ausspruch
weder Rekurs noch Appellation, noch sonst ein Rechtomittel Statt, sondern es

geht solcher nach zehn Tagen in die unwiderrufliche Rechtskraft über.
.125.

Die schiedörichterlichen Verhandlungen mussen nach rechtskraftiger Abmachung
der Sache, wenn sie nicht nach §. 123. an den ordentlichen Richter gelangen, an

den General-Direktor gesandt, und in dessen Archiv aufbewahrt werden.
. 126.

14. Beistand, auf — Schietät Anspruch zu machen hat.

Die Feuersozietätsbeiträge werden zwar, der Regel nach, durch die Ortsvor-

steher kolligirt. Wenn es aber von den Sozietctsbehörden gewünscht wird, so sind

auch diejenigen, welche in jedem Orte die öffentlichen Steuern zu erheben haben,

verbunden, sich dieser Verrichtung zu unterziehen. Die erekutivische Einziehung der
Feuersozietätsbeiträge muß, auf Regquisition der Kreis-Direktoren durch die zur exe-
kutivischen Beitreib der öffenklich Steuern b sti —5 *W— --

K. 127.

Jeder im Sozietätsbezirke mit Richtereigenschaft angestellte Justizbeamte ist,
wenn er in einer, von der schiedsrichterlichen Behörde zu verhandelnden Streitsache

zum Obmann berufen wird, diesem Rufe in so weit, alb ihn bei erheblichen Be-
hinderungögründen seine vorgesetzte Behörde nicht davon entbindet, Folge zu
leisten schuldig. ·
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s. 128.

Ferner soll jeder vereidete Baubeamte schuldig sein, innerhalb seines Geschafts-
kreises den Requisitionen der Feuersozietäts-Direktoren zu Tar= oder Brandscha-

denaufnahmen oder zu Revisionen Folge zu leisten, und die vorgesetzte Regierung

ihn nöthigen Falls dazu anzuhalten.
g. 120.

Jeder sachverstandige Bauhandwerker soll verpflichtet sein, innerhalb des
Kreises, in dem er ansäßig ist, auf die Aufforderung der Feurrschietätsbehörden

als Sachverständiger zu fungiren. uo

Jede offentliche Behorde soll verpflichtet sein, dem Feuersozietats. Direktor jede

von demselben erbetene undzu ihrem (der requtkckten Behorde) Geschaftskreise geho-
rigeAuskunft, so weit ges ken entgegenstehen, zu ertheilen.

131.
15. mien und . 1 welche dle Sezictät gewährt.

Diejenigen, mit hinlänglicher Mannschaft versehenen Spritzen, welche bei dem
Brande eines bei der Sozietät versicherten Gebdudes innerhalb zwei Stunden nach

Ausbruch des Feuerd auf der Brandstelle erschienen sind, erhalten Prämien, sofern
sie einen Werth von über 100 Thaler haben.

Die Prämien werden dahin festgesetzt:
für die erste Spritze 8 Thaler,
für die zweite Spritze 6 Thaler,
für die dritte Spritze 4 Thaler,

für die vierte Spritze 2 Thaler.

Nur dieienigen unter den vier ersten Sprihen, welche thätige Hülfe geleistet
habeh, erhalten die vollen Prämien, diejenigen, welche nicht thätig gewesen sind,
erhalten nur die Hälfte derselben.

Die fünfte und ferneren Sprißen erhalten nur, sofern sie thätige Hülfe ge-

leistet haben, eine jede 2 Thaler.
Nur auswärtige Spritzen können diese Prämien beanspruchen, Spritzen von

dem Orte, in welchem das Feuerauseb ist, sind davon ausgeschlossen.

Wasserzubringer werden binsichts 1n5 * bewilligenden Pramien und der Bo-
nification, §. 138., den Spritzen gleich geachtet.

K. 133.

Alle Wasserwagen und Sturmfésser, sowohl auswärtige als einheimische,
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welche Wasser zum Löschen des Feuers herbeigefahren haben und wenigstens mit
einem großen Wasserfasse und einem Untersatffasse versehen und von zweien Men-

schen zum Einfüllen des Wassers begleitet sind, erhalten ein Jeder, ohne Unterschied,
ob sie eine Spritze begleiten oder nicht, und ohne Rücksicht auf die Reihefolge ihrer
Ankunft, falls sie wenigstens drei Stunden lang, oder wenn das Feuer früher ge-

löscht ist, bis zu dessen Dämpfung Hülfe geleistet haben, eine Prämie von 2 Thalern.
Auf diese Prämie können jedoch einheimische Wasserwagen und Sturmfässer nur

dann, wenn sie innerhalb der ersten halben Stunde nach dem Ausbruche der Feuers-

brunst und vor jeder auswärtigen Hülfe auf der Brandstelle erschienen sind, und
auswärtige Wasserwagen und Sturmfässer nur dann Anspruch machen, wenn sie

innerhalb der ersten zwei Stunden nach dem Ausbruche der Feueröbrunst auf der

Brandstelle sich-eingefunden haben.
S. 134.

Bestehen in den betreffenden Ortschaften keine anderen Vereinbarungen, so er-

hält der Eigenthümer der Spritze zwei Drittel, und der Eigenthümer der Pferde

ein Drittel der Prämiez die Prämie für den Wasserwagen aber erhält der Eigen-

thümer der Pferde.
g. 135.

Leisten diejenigen Personen, welche zur Bedienung einer Spritze oder eines
Wasserwagens gehoren, den Anordnungen und Befehlen nicht punktlich Folge,
welche von denen ausgehen, die die Loschanstalten beim Feuer zu leiten haben, so

erhalt eine solche Spritze oder Wasserwagen keine Pramie, wenn sie dieselbe auch
sonst verdient haben sollten.

g. 136.

Einzelnen Personen, welche sich beim Feuerlöschen besonders ausgezeichnet haben,
sollen auf den Antrag des betreffenden Kreis-Direktors vom General-Direktor Pra-
mien bewilligt werden können, die sich jedoch, einzeln genommen, nicht über den

Betrag von 10 Thalern belaufen dürfen.

K 137.

Wer den vorsätzlichen Brandstifter eines bei der Sozietät versicherten Gebäu-
det in der Art zur Anzeige bringt, daß derselbe gerichtlich bestraft werden kann, er-

hält von der Sozieckht eine Prämie, welche der General-Direktor bio auf den Be-

trag von 200 Thaler Gourant zu bestimmen ermachtigt ist. Auch bleibt es dem Ge-
neral-Direktor vorbehalten, in den Fällen, wo irgend Jemand oder auch Mehrere

gemeinschaftlich zu solcher Entdeckung beizutragen gesucht haben, wenn auch die
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Brandstiftung dadurch nicht gerichtlich erwiesen werden sollte, dafür eine verhält-
nißmäßige Belohnung zu ertheilen.

Die Bestimmung, daß die Sozietät Prämien für Entdeckung der Brandstifter

ertheile, hat der General-Direktor von Zeit zu * in den öffentlichen Blättern
bekannt zu machen.

.„
Wenn einzelne, bei der Sozietät gnen Personen oderOttschaften sich eine

Spritze von wenigstens 100 Thaler an Werth neu anschaffen, so erhalten sie eine

Bonifikation von 25 pEt. des Kaufpreises, welche jedoch die Summe von 75 Tha-

ler nicht übersteigen darf.
Ist die Spritze zum Theil baar bezahlt, zum Theil aber durch Zurechnung des

Werthes einer alten Spritze erworben, so gewährt die Sozietät die Bonifikation
mu von derjenigen Summe, welchein baarem Gelde gezahlt sst.

Diese Bonifikationen können jedoch nur dann gewährt werden, wenn die Mehr-

zahl der Gebäudebesiher der betreffenden Ortschaft zu denMitgliedern der Sozietat
gehort.

. 1289.

18. Kosten.

Dafw diejenigen Interessenten, welche im Laufe eines Kalenderjahres in die

Sozietät aufgenommen sein wollen, die durch Gewährung dieser ihrer Antrage ent-
stehenden Kosten tragen müssen, ist schon im §. 40. bestimmt. Außerdem müssen
die durch unbegründet befundene Reklamation entstandenen Kosten von den Rekla-

manten getragen werden. Alle übrigen Kosten der Sozietckts-Verwaltung werden

aus der Sozietätscasse bezahlt.

So geschehen Potsdam den 28. April 1843.

(LsS.) Friedrich Wilhelm.
Er. v. Arnim.
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A.

Schema zu einer schriftlichen Taxe.

(u 5. 51. des Reglements).

Die schriftliche Tare muß folgende Rubriken enthalten:
#„I) Namen des Eigenthümers, Bezeichnung des Gebdudes (Scheune,

Stall 2c.). Hausnummer;
2) Dimensionen, kubischer Inhalt, Stockwerke;
3) Material und Bedachung;
4) Klasse in welche das Gebäude gehört, und Gründe dafür;

5) Berechnung, wie viel der verbrennbare Theil des Gebaudes mit Be-

rücksichtigung des gegenwärtigen üblichen Arbeitslohnes, und der ge-
genwärtig an dem betreffenden Orte üblichen Preise, neu aufzubauen

gekostet haben würde;
6) Alter des Gebäudes, — Angabe des Procentsatzes, welchen der

Werth desselben durch die Zeit und dadurch verloren hat, daß es
Repacaturen bedarf, oder ein Umbau erforderlich ist:

7) Jetiger verbrennbarer Werth des Gebäudes (zu ermitteln durch Ab-
zug der Rubrik 6. vor der Rubrik 5.);

8) Veranschlagung der Nebenvortheile an Remission, Hülfsfuhren 2c.,
welche im Fall eines Brandes dem Eigenthümer zu Gute kommen;

9) Jebiger Werth, welchen das Gebäude, sofern es abbrennt, für sei-
nen Besitzer hat (zu ermikteln durch Abzug der Rubrik 8. von der

Rubrik 7.);
10) Muchmasliche Werthsverminderung des Gebaudes in neun Jahren;

11) Werth des Gebäudes nach Ablauf von neun Jahren (zu ermitteln

durch Abzug der Rubrik 10. von der Rubrik 9.);

12) Höchste zulässige Versicherung, welche von den Feuersozietctsbehörden
mit Berücksichtigung des §. 46. des Reglements, nach Maaßgabe

vorstehender Ermittlungen, festzusetzen ist.

Fürstl. Schw. (#udolst. Gesegsomn. V.





1844. 9c

Schema zum Ortskataster.

*m

Feuersozietäts-Kataster
des

Dorses (Gutes) N. N.

im Kreise (Distrikte) N. N.

Attest.
Deut Reglement FH. 93. gemäß revidim

und kollakionirt.

DerKreis FeuersozietättDirektor
 1#
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Des

### Name

dans· des Beschreibung
scnde · Bei-schaus-,inRückflch-qufseineBauaI-t

B·n"w« und Bedachung.

Nr.

1.5. Andreas Müller 1 Wohnhaus 5Stockwerfe, massiv, Zegeldach

Halbspänner. 1 Scheunc, nördlich Fachwerk, Zirgelbab.

1 Stall, dfilich.. Fochwerk, Strohdach

3 Gebäude

2. 11. ISriebrich Schulz,s A Wohnhaus. . . thells Fachwerl, theils massiv,

Ackermann. Strohyvach.
1 Scheune, dfilich theils Fachwerk, thells massiv,

Ziegeldach.

1 Schrune, westlih,Fachwerk, Strohdach

4 Stall, südlich

1 Bockw#ndmühle.

massio, Ziegeldach. ... ....

ELIIIIE
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Gebändes Vethitt Summe,
ubbreaa.6. ibelcher km.

Abge. Dimen- ¶ Oenielnerj ochste Versicherungs. Haupl- uh hen haben, die

sonderte) sonen. Werh Summe. Summe 4 nach
Lagedeos lasge aller Maaß eintgluen GedudeGehöss, 50. 0 Versichee2. 3. a Kiaffenlaake rersGe.
der OdeeDHgte,,sngo,affe. Klaffe.Kasse. Klasse. bäude. Ganzen.
bäudes. Seg.] zus.mems. Sunme. anbrr. Hnele. [imlr.s. .b Mbr.

ja. 160 40 800 600 s500 — — — O

nein. 35401 33331 400 —400 — — 2tel 240 —

nei. 100 3- 4160 —

.. . — — — — 1- —211101 — — 600

ia. 55000 0 dick 180 —

nein.70506z800 O|[ [GCÖ

nein.08000 30— H K

a.5•220201 60
 1600%800 —— 80GOo —

 .. —1— — —— —— 121501 — — 1480

— 6so siaooisoo —uoso2080

Angeleni achas den Vorschristen des Reglements 88. 49. 51. und 92.
den 1. Seplember18

Die Bezirks- Wsbätengeremmision.(#. 8.) N. N.
—— WcsinQ aern
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Das vorstehendes Kataster von den Gebäuden des Dorfes N. N. im Kreise J. N. in drei gleich.

lautenden Ausfertigungen gehörig übergeben worden, und daß die darin verzeichneten Gebäude vom

I. Jumar 18 ab, bei der Magdeburgischen Land-Feuersozietät überhaupt zu

lern affekurirt, die auszuschreibenden Beiträge sedoch von überhaupt Thalern zu lei.

sten sind, solches wird hierdurch alteslirt.

N. N. den ten 16.

Der Feuersozictät-Direktor

des J. N. Kreises

(L. 8S.) Krn.
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C.

Schema zum Kataster-Nachtrage.

I. II.) Nachtrag

Feuers özictäts- Kataster !

Dorfes (Guteo) N. N.

im Kreise (Distrikte)N.N.

Attest.
Revidirt und kollakionirt, dem Reglement

5. 93. und 96. gemaß.

Der Kreis-Feuersozieläts, Dirrklor.
N. N.
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*

Lau- Name

bais des Veschreibung
fende « Bezeichnung. in Ruclsscht auj seine Bauart

Vesihers. und Bedachung.
Nr. S

Die Hauptsummen des Katasters vom ten 18 betrugen

ad I. Davon geht ab:

2. Friedrich Schulz,Wohuhaus .

Ackermann. 1 ScheueHFpK#“##. -

lSchktme..-.................
1Smll.....·................

ad 4Gkbåube.......·..

25.GO.HeinrichSchmidtlWohahM...Fachwkkk,3ikgkldach»
Summa Abgang

Bleibt Summa

ad Dazu kommt:

2. Friedrich Schulz1 Wohnhaus.heils Eachurt, theils massiv,
Ackermann. Zieg1 Scheune, östlich. massüh d c o ......

1 Stall, südlsch wasste Strohdach ... ...
l 3 Echa udde

27.61.] Jarob Adler, 1 Webünhas massiv, Ziegeldach
Kossäth. 1 Stalll Fachwerk, Strohdach

« 2Gkbäudc..........

Summa...
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Gebäudes VerhältSumme, nach

—ie welcher beizutra.
Abge Dimen= meiner Höchste VersicheungssHaupt #schg. Hen haben, die

gant sionen. erih Zu- Summe. Summe eit nach
* . nach Wune aller Maaß: luens Gebaud
5 K. 49. res Versiche= 2. 3. P Krosseningnte de Ge, im

eder Gese9Mlezge- satasse. Klasse. Klasse. Klasse. bäure. Ganzen.
bäudes. Hatl gaß. mienis. Summe. sauitaAaa —Wis————#1

— — — 2650|8750“

. 5544X —

. 7055—— —

. 3030-—- —

. 2520— —

j.05 H —

ja. 70 01 800

P 50|3080000
nein.360 400300

nei.10|23
nein.300 25 475

—

N. den 1. September 18

Die Bezirks-Abschätzungscommission.
N. N. N. N. N. N.

zicbl. Schv. Aabolstdi. Oessesenm. v

Angeserin # den Vorschristen de Reglemento 65. 49. 51. 92. und 97.
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De vorstehender Nachirag zu dem Kalaster von den Gebauden des Dorfes N. N. im Kreise N. N.

in drei gleichlautenden Ausfertigungen gehörig übergeben worden, und daß die darin übertragenen

und resp. in Zugang bezeichneken Gebäude vom 1. Jannar 18 ab, bei der Magdeburgischen

Land-Feuersozietät überhaupt zu (17,200) siebenzehn Tausend pvei Hundert Thalern assekurirt,

die auszuschreibenden Beiträge jedoch überhaupt von (10,910) zehn Tausend neun Hundert und

zehn Thalern zu leisten sind, solches wird hierdurch alteslirt.

N. N. ben 18

Der Feuersozietäts = Direktor

des N. N. Kreifes.

N. N.
(T. 8.)
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 XXI. Bekanntmachung
der Fürstl. Negierung vom 5. Nobbr. 1844., die zu Erbauung neuer Wohn-

häuser auszuwirkende Erlaubniß und Einreichung der diesfallsigen
Baurisse betreffend.

Da neuerlich einige Fälle vorgekommen sind, wornach Personen, von wel-
chen der im 50. Stücke des vorjährigen Wochenblattes abgedruckten und resp.

in Erinnerung gebrachten Verordnung d. d. 3. Dechbr. 1824 wegen auszuwir-

kender Erlaubniß zu Erbauung neuer Wohnhcuser zuwider gehandelt worden,
die Unterlassung der vorschriftomäßigen Anzeige damit zu entschulbigen versucht
haben, daß nach der bis jetzt von ihnen gehegten Meinung das erwähnte Ge-
setz nur auf solche neue Haduser sich beziehe, die auf nöch nicht bebaut ge-
wesenen Plätzen errichtet würden, so sehen Wir Uns veranlaßt, an-

durch zur Nachachtung öffentlich darauf aufmerksam zu machen, daß auch dann,
wenn ein Haus weggerissen und ein neues auf dieselbe Stelle ge-

baut wird, die nöthige obrigkeitliche Genehmigung, und zwar unter gleichzei-
tiger Uebergabe eines Baurisses zu Unserer Prüfung, eingeholt werden muß.

Rudolstadt, den 5. November 1841.

Fürstl. Schwarzburg. Regierung.
Hönniger.

" N. A. Blanchi.

&amp; XXII. Bekan#tmachung
der Fürstl. Negierung vom 7. Nobbr. 1844., das das in F. 11. der Sta-

tuten des Begräbniß-Vereins der Kirchengemeinden zu Scheiba und Alsbach er-

wähnte Begräonißgeld wegen anderer Forderungen als der Begräbnißkosten nicht

in Auspruch genommen, auch nicht mit Arrest belegt, werden darf.

Nachdem die in §. 11. der vom Fürstl. Consistorium allhier unterm 1sten

d. M. confirmirten Statuten des Begräbnißvereins der Kirchengemeinden zu

Scheiba und Alsbach enthaltene Bestimmung, wornach das in den gedachten
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Statuten erwähnte Begräbnißgeld zu Bestreitung der Begräbnißkosten bestimmt,
wegen anderer Forderungen nicht in Anspruch genommen, noch mit Arrest belegt
werden darf, von Serenissimo gnädigst genehmigt worden, so wird dieselbe zu

allgemeiner Nachachtung hierdurch bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 7. November 1844.

Fürstl. Schwarzburg. Regierung.
Hönniger.

C. Bamberg.



Getetzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

. Stück vom W

Xii Verordnung
der Firstl. Landeshauptmannschaft zu Frankenhausen im Betreff der Annahme

des ernenerten Reglements für die Mahydeburgische Land-Feuer-

Sorictät, d. d. 7. Deceniber 184.

(Frihsr. Jatelligenzbl. 1814. St. 50.)

Nachdem für die Magdeburgische Land-Feuer-Societät, welche im hiesigen
Fürstenthume die Stelle der Landes-Assecuranz-Anstalt vertritt und seit einer

langen Reihe von Jahren eine wohlthätige Wirksamkeit gedußert hat, unterm
26. April 1843 ein erneuertes, in der Gesetzsammlung für das Fürstenthum

Schwarzburg-Rudolstadt vom Jahre 1844 unter No. XX, wohin wir hiermit

verweisen, enthaltencs Reglement erlassen und von Sr. Hochfürstl. Durchlaucht,
dem gnädigst regierenden Fürsten und Herrn, beschlossen worden ist, dieses Re-

glement, welcheo mit dem 1. Jannar 1815 in Kraft tritt und vermittelst dessen

die Verfassung der Anstaltin mehrfacher Hinsicht eine verbesserte Einrichtung er-

hält, in der Unterherrschaft deb Fürstenthums unter nachstehenden Modificationen

recipiren und zur Ausführung bringen zu lassen, daß nemlich:

1) In Beziehung auf §. 2. die biöherige Freiheit der Unterthanen, ihre Ge-
bäude bei der Magdeburgischen vand-Feuer-Sorietät oder bei andern Asse-

—- gegen Brandschaden zu versichern, nicht beschränkt wer-
den soll;

2) die gesetlich bestehende Zwangsverbindlichkeit jedoch, wonach jedes Gebäude
gegen Feuerschaden versichert sein muß, auch fernerfort Statt findet;

3) die im F. 38. angeordnete Anzeige über die anderswo, als bei der Magde-

burgischen Land Feuer= Societät versicherten Gebäude rücksichtlich der bei

inländischen Agenten erfolgten Versicherungen von den betreffenden Agenten
zu bewirken ist und bloo hinsichtlich der bei ausländischen Agenten assecurir-

ten Gebäude den bezüglichen Gebdudebesitzern selbst *“* und
Hürstl. Schw. Dundolstädl. Gesehsamml. V.
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4) im Betreff der. Werthabschätzung der bei Privat-Feuer-Assecuranzen ver-
sichert werdenden Gebude auch ferner und bis zu weiterer desfallsiger

Bestimmung in der Maße verfahren werden soll, wie dieses in der höchsten
unten nähekt bezeichneten Verordnung Serenissimi vom 17. December 1831

vorgeschrieben ist;

so wird solches auf höchsten Befehl hierdurch öffentlich bekannt gemacht und wer-
den zugleich die Mitglieder der Magdeburgischen Land-Feuer-Societakt und die bei

der Verwaltung derselbenbeschäftigten Behörden, als auch dieAgenturen und
Interessenten aller andern angewie-
sen, sich hiernach allenthalben zuachten und dem gemaß zuverfahren.

Im Uebrigen bleiben diein der höchsten Verordnung Serenissimi vom 17. De-

cember 1834 im Betreff der Versicherung von Gebduden und beweglichem Eigen-

thum in der hiesigen Fürstl. Unterherrschaft gegen Brandschaden bei Privat-Feuer-

Assecuranzen enthaltenen Bestimmungen, in so weit sie nicht durch das erneuerte
Reglement für die Magdeburgische Kand-Feuer= Societdät vom 28. April 1843
abgeändert werden, auch ferner, wie biöher, in voller Kraft und Gürtigkeit.

Frankenhausen, den 7. December 1814.

Fürstl. Schwarzburg. Landeshauptmannschaft das.
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XX7. Geset,
den Erlaß des Mahl = und Kopfarcises in der Fürstlichen Oberherrschaft

und des pierten Theiles der terminlichen Contributlonen oder Löhnungen

in der Fürstlichen Unterherrschaft auf das Jahr 1845 betreffend,
vom 11. December 1844.

Wir Friedrich Günther, don Gottes Gnaden Fürst zu

Schwarzburg, Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leu-
teuberg und Blankenburg u. s. w.

thun hiermit unter Zurückbeziehung auf die Gesetze vom 22. December 1841,
23. Novbr. 1842 und 8. December 1815 (Gesetzsammlung 1811 Nr. XXNV.

und XXXVI., 1812 Nr. XXXVII. und 1843 Nr. XVI.) kund und zu wissen,

daß Wir Uns gnadigst entschlossen haben, den für die Jahre 1812, 1843 und

1841 bewilligten Erlaß des Mahl- und Kopfaccises in der Oberherrschaft und
des vierten Theiles der terminlichen Contributionen oder Löhnungen in der

Unterherrschaft Unseres Fürstenthums auch für das nachstkünftige Jahr 1815
zu bewilligen.

Urkundlich unter Unserem Fürstlichen Insiegel und unter Unserer eigen-
händigen Unterschrift.

So geschehen
Frankenhausen, den 11. December 1811.

(L. S.) Friedrich Günther,
Fürst zu Schwarzburg.

Berichtigung eines Geszfehlers:

Seite 19.8) lies „altes Brucheisen“ stalt „alles Brucheisen“
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